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Bildung ist keine Ware 

Die Gewerkschaft Erzie¬ 
hung und Wissenschaft 
fordert zusätzlich 40 
Milliarden Euro jährlich 
für die Bildung. 
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„Hochwasserschutz“ 

Vom Hilfsfonds, den die Bun¬ 
desregierung gemeinsam mit 
den Bundesländern einrichten 
will, sind ALG-Il-Empfänger 
ausgeschlossen. 
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Mieten und Wohnen 

Wohnungspolitische 
Konferenz des DGB 
und Thema im Wahl¬ 
kampf. 
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Peinliche Propagandainstrumente 

„Verfassungsschutzberichte“ von Bund und Ländern weisen diverse Fehler auf. 

Bundesamt bestreitet sogar Tötungsdelikte mit rechtem Hintergrund 



. 
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A llen Enthüllungen über das 
mörderische Treiben des neo¬ 
faschistischen Terrornetzwer¬ 
kes „Nationalsozialistischer Unter¬ 
grund“ (NSU) zum Trotz, steht der 
größte Feind für die bundesdeutsche 
„Demokratie“ noch immer auf Seiten 
der politischen Linken. Zu keinem 
anderen Schluss kann kommen, wer 
die sogenannten Verfassungsschutz¬ 
berichte des Bundes und verschiede¬ 
ner Länder, die dieser Tage der Öf¬ 
fentlichkeit vorgestellt wurden, einer 
genaueren Betrachtung unterzieht. 
Bis ins Detail der staatlichen Extre¬ 
mismusdoktrin verpflichtet, die Fa¬ 
schisten ausgerechnet mit ihren ent¬ 
schiedensten Gegnern wie etwa Kom¬ 
munisten und Sozialisten gleichsetzt, 
stellte etwa Bundesinnenminister 
Hans-Peter Friedrich (CSU) vor we¬ 
nigen Tagen den „Verfassungschutz¬ 
bericht“ des Inlandsgeheimdienstes 
für das vergangene Jahr vor. In des¬ 
sen Rahmen wird erneut vor „verfas¬ 
sungsfeindlichen Aktivitäten“ soge¬ 
nannter „Rechts-, Links- und Auslän¬ 
derextremisten“ gewarnt. 

Während das „Bundesamt für Verfas¬ 
sungsschutz“ (BfV) in seinem Bericht 
nicht mit einem Satz darauf eingeht, 
dass seine Mitarbeiter es waren, die 
die militante Naziszene in den ver¬ 
gangenen Jahren beispielsweise über 
horrende Honorare für V-Leute 
staatlich alimentiert haben, finden 
sich in besagtem Bericht die üblichen 
Horror- und Gruselgeschichten über 
DKP und SDAJ, Rote Hilfe, Antifa¬ 
gruppen und Gegner von imperialis¬ 
tischer Kriegspolitik und Gentrifizie- 
rung. 

Wo von der Partei „Die Linke“ nur 
einzelne Gliederungen wie beispiels¬ 
weise die Kommunistische Plattform, 
das Marxistische Forum oder das 
Netzwerk „Cuba Si“ der staatlichen 
Bespitzelung ausgesetzt sind, trifft es 
DKP und SDAJ in Gänze. 

Die Partei bekenne sich etwa „nach 
wie vor zu den Lehren von Marx, En¬ 
gels und Lenin und will eine sozia¬ 
listische Gesellschaftsordnung und 
letztlich den Kommunismus errich¬ 
ten“, lautet eine der fulminaten Er- 
kenntnise der Schlapphüte. Auch die 
UZ, das „DKP-Zentralorgan“ - wie 
es im Bericht heisst - hat nicht nur 


das Bundesamt genaue stens im Blick. 
Hingegen sei die „linksextremisti¬ 
sche“ Szene insgesamt im Schrump¬ 
fen begriffen, die Qualität der von ihr 
angeblich ausgehenden Gewalt aber 
angestiegen, heißt es weiter. Gleiches 
konstatiert die Behörde indes auch in 
Sachen der neofaschistischen Szene, 
die ebenfalls geschrumpft sei, von de¬ 
ren insgesamt etwa 22150 Anhängern 
jedoch „jeder zweite gewaltgeneigt“ 
sei, wie BfV-Chef Hans-Georg Maa- 
ßen bei der Vorstellung des Berich¬ 
tes kundtat. Insgesamt 802 Gewalt¬ 
taten - und damit einen leichten An¬ 
stieg der rechten Gewalt - habe seine 
Behörde für 2012 - dokumentiert. 
Während der Geheimdienst sowohl 
für 2011 als auch 2012 keine Tötungs¬ 
delikte mit rechtem Hintergrund aus¬ 
gemacht haben will, berichtete die 
junge Welt über jeweils ein von extre¬ 
men Rechten begangenes Tötungsde¬ 
likt in den Jahren 2011 und 2012. So 
war am 27. März 2011 im nordrhein¬ 
westfälischen Neuss der Obdachlose 
Duy-Doan Pham von zwei Männern 
zu Tode gefoltert worden und am 
16. Juni 2012 in Suhl der 59jährige 


Klaus-Peter Kühn gequält und so¬ 
dann getötet worden. 

„Es reicht augenscheinlich nicht, sich 
den Körper mit Hakenkreuzen zu tä¬ 
towieren, gegen ,Kanaken‘ zu hetzen 
und zu Hitlers Geburtstag Feiern aus¬ 
zurichten, um den strengen Kriterien 
des Amtes für eine Listung unter,Ge¬ 
walttaten rechts 4 zu genügen, konsta¬ 
tierte jW, die als einzige Tageszeitung 
selbst im Bericht der Schlapphüte ge¬ 
listet wird. 

Massive Kritik an der Überwachung 
antifaschistischer Organisationen äu¬ 
ßerte indes Ulla Jelpke, innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Linksfraktion im 
Bundestag. „Um Entwicklungen im 
Neofaschismus zu dokumentieren, 
braucht es keinen unkontrollierbaren 
Geheimdienst. Eine offene und wis¬ 
senschaftliche Dokumentationsstel¬ 
le gegen Rechtsextremismus, Rassis¬ 
mus und Antisemitismus würde der 
Demokratie bessere Dienste leisten“, 
konstatierte sie. 

Dem dürfte absolut beizupflichten 
sein. Finden sich doch in den die¬ 
ser Tage veröffentlichten Berichten 
diverse hanebüchende Fehler. So 


macht etwa das BfV aus dem aus Es¬ 
sen stammenden amtierenden DKP- 
Bundesvorsitzenden Patrik Köbele 
einen „Vertreter der Berliner Lan¬ 
desorganisation“ und war in Sachen 
junge Welt nicht in der Lage, die ver¬ 
kaufte Auflage der Zeitung für das 
letzte Jahr fehlerfrei zu addieren. 
Der Berliner Inlandsgeheimdienst, 
der seinen Bericht ebenfalls kürzlich 
veröffentlichte, erläuterte im Kapitel 
„Autonome gegen Faschismus“ gar, 
dass die sogenannte „Sozialfaschis¬ 
mus-These“ auf Georgi Dimitroff 
und das Kominterntreffen von 1935 
zurückgehe. 

Wer sich ein realistisches Bild von 
den tatsächlichen Bedrohungen des 
Grundgesetzes machen will, sollte 
sich indes den ebenfalls kürzlich er¬ 
schienenen „Grundrechte-Report“ 
zu Gemüte führen. Darin finden sich 
Erkenntnisse und Dokumentationen 
über staatlichen Rassismus, zuneh¬ 
mende Polizeigewalt und eine wei¬ 
tere Abschaffung der letzten im „de¬ 
mokratischen“ Deutschland verblie¬ 
benen Grund- und Freiheitsrechte. 

Markus Bernhardt 


Thema der Woche 


2. Brief aus der Türkei / 
Internationale Solidarität 

Die Situation in der Türkei spitzt sich 
zu. Regierungsvertreter drohen mit 
dem Einsatz der Armee. Doch der Wi¬ 
derstand geht weiter. 

In vielen Städten weltweit und auch 
in unserem Land gibt es derzeit De¬ 
monstrationen und weitere Aktionen 
der Solidarität mit den protestierenden 
Menschen in der Türkei. 

Seiten 1, 6, 9,13 


Obama die rote 
Karte gezeigt 

„Yes we can: Obama die rote Karte 
zeigen“. Für ein weltweites Verbot 
der Drohnen und gegen die weltwei¬ 
te militärische Dominanz der USA 
demonstrierten rund 800 Friedensak¬ 
tivisten unmittelbar vor dem offiziel¬ 
len Besuch von US-Präsident Barack 
Obama am Brandenburger Tor in Ber¬ 
lin. Um das Gebäude der USA-Bot- 
schaft bildeten sie anschließend eine 
Menschenkette gegen den „Herrn 
der Drohnen“ und seine unmittelba¬ 
ren Kriegspläne gegen Syrien. Aufge¬ 
rufen hatte ein Bündnis aus Friedens-, 
Bürgerrechts- und Solidaritätsbewe¬ 
gungen sowie von Free Mumia-Ini- 
tiativen. Mit hundertfach gezogenen 
roten Karten protestierten die Teil¬ 
nehmer gegen die Liquidierung von 
Menschen durch Drohnen und Son¬ 
dereinsatzkommandos und verlang¬ 
ten insbesondere die sofortige Be¬ 
endigung der völkerrechtswidrigen 
US-Drohneneinsätze von deutschem 
Territorium aus. Die US-amerikani¬ 
schen Atomwaffen in Büchel müssen 
abgezogen werden. Außerdem soll er¬ 
reicht werden, dass auch die Bundes¬ 
wehr keine Kampfdrohnen einsetzt 



und alle Auslandseinsätze sofort be¬ 
endet. Mit der sofortigen Schließung 
von Guantänamo wie von allen US- 
amerikanischen Auslandsbasen wird 
die Aufhebung der Blockadepolitik 
gegen Kuba verbunden. „Wir fordern: 
Die Wahrung demokratischer- und 
Menschenrechte; Beendigung der ras¬ 
sistischen und politischen Strafjustiz 
und der Todesstrafe; Freiheit für Mu- 
mia Abu Jamal, die Cuban 5 und für 
alle anderen politischen Gefangenen 
in den USA! Wir fordern: Freiheit für 
Bradley Mannings und Edward Snow- 
den. Nicht die Whistleblowers gehö¬ 
ren ins Gefängnis, sondern diejenigen, 
die Kriegsverbrechen begehen, vertu¬ 
schen und verantworten. Ihr Mut ver¬ 
dient den Friedensnobelpreis.“ 


Die türkische Regierung droht der 
Protestbewegung mit dem Einsatz von 
Militär. Nach dem massiven Terror der 
Polizei in den vergangenen Tagen geht 
sie allein mit der Drohung eine noch 
brutalere Gangart gegen die demokra¬ 
tische Bewegung in der Türkei. „Die 
Polizei ist da. Wenn das nicht reicht, die 
Gendarmerie. Wenn das nicht reicht, 
die türkischen Streitkräfte“ erklärte 
Vizeregierungschef Bülent Aring in ei¬ 
nem Interview mit einem regierungs¬ 
freundlichen türkischen Sender. 

Die Lage eskaliert weiter, ungeachtet 
von Spekulationen, ob sich das türki¬ 
sche Militär zum Werkzeug der Politik 
Erdogans und seiner Regierungspar¬ 
tei AKP überhaupt missbrauchen las¬ 
sen würde: In der Nacht zum Sonntag 
waren bereits Wasserwerfer der Gen¬ 
darmerie (es handelt sich dabei um 
Einheiten der Armee) im Stadtbild zu 


Türkische Regierung droht mit Militär 

Großdemonstration am 22. Juni in Köln zur Solidarität mit den Protesten 


sehen. Allein am Sonntag 
nahmen Polizisten in An¬ 
kara und Istanbul 600 De¬ 
monstranten fest, ein Teil 
davon wurde dem Haft¬ 
richter vorgeführt. Am 
Montag stoppten Wasser¬ 
werfer der Polizei einen 
Demonstrationszug tau¬ 
sender Gewerkschafter. 
Aus Sicht der Regierung 
sind alle ihr nicht geneh¬ 
men Demonstrationen il¬ 
legal, die Teilnehmer wer¬ 
den systematisch krimina¬ 
lisiert. 

Die Alevitische Gemeinde 
Deutschlands ruft für den 
22. Juni zu einer Großde¬ 
monstration in Köln auf. 
Mehrere zehntausend Teil¬ 
nehmer werden erwartet. 



Die Alevitischen Gemeinden 
haben während der letzten 
Tage einen großen Beitrag an 
der Entwicklung der Solidari¬ 
tätsbewegung in Deutschland 
geleistet. Mit dieser Aktion soll 
die Solidarität mit dem demo¬ 
kratischen Widerstand unter¬ 
stützt werden und dem Protest 
gegen die Politik Erdogans und 
seiner Regierungspartei AKP 
Nachdruck verliehen werden. 

Werner Sarbok 

Auftakt der Demonstration 
in Köln ist um 12.00 Uhr auf 
dem Ebertplatz. 

Nach einer Demonstration 
durch die Innenstadt soll die 
Abschlusskundgebung auf 
dem Heumarkt stattfinden. 


















2 Freitag, 21. Juni 2013 


Kommentar / Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


„Kann Gewerkschaft Sünde sein?“ 

Kirchenobere boykottieren Gewerkschaftsrechte - ein Beispiel aus Bad Kreuznach 


Gastkolumne von Manfred Dietenberger 

Sie schlagen Schaum 
- sie seifen ein 



Die informelle Kapitalistische Ein¬ 
heitspartei Deutschlands, bestehend 
aus CDU/CSU/FDP/SPD/Grüne, 
hat das Thema Rentnerarmut als 
Wahlkampfschlager entdeckt. Nicht 
länger leugbar besteht in der Ren- 
tenpolitik dringender Handlungs¬ 
bedarf. Zu Recht warnen Rentenex¬ 
perten seit langem, dass aufgrund der 
durch Arbeitslosigkeit gebrochenen 
Erwerbsbiografien sowie Beschäfti¬ 
gung zu Niedriglöhnen immer mehr 
Menschen in diesem unserem Lan¬ 
de auf eine Armutsrente zusteuern. 
Selbst nach Berechnungen des Bun¬ 
desarbeitsministeriums können Er¬ 
werbstätige, wenn sie im Jahr 2030 
in Rente gehen, nicht mit mehr als 
der Grundsicherung, also mit einer 
Rente auf Sozialhilfeniveau, rechnen, 
selbst wenn sie derzeit im Monat 2 
500 Euro brutto verdienen. Hinzu 
kommen die von den jeweils Regie¬ 
renden in Täuschungsabsicht wahr¬ 
heitswidrig „Sozialreformen“ ge¬ 
nannten Sozialdemontagemaßnah¬ 
men, nach denen das Rentenniveau 
bis 2030 von derzeit 51 Prozent auf 43 
Prozent des durchschnittlichen Net¬ 
tolohns sinken wird. 

Seit der Jahrtausendwende lagen 11 
von 13 Rentenanpassungen unter der 
Inflationsrate, und auch in diesem 
Jahr werden zumindest die Renten 
im Westen deutlich langsamer stei¬ 
gen als die Löhne und Preise. Und 
jetzt plötzlich fressen sie alle Kreide 
Der Möchtegern-Kanzler der Tante 
SPD und Mutti Merkel von der CDU 
spielen sich als die Schutzpatrone der 
Rentner auf und entzünden ein Feu¬ 
erwerk von Blendraketen der Marke 
„Untaugliche Vorschläge“. Die CDU 
wirbt mit einer Lebensleistungsrente, 
die SPD mit einer Solidar-, die Grü¬ 
nen mit einer Garantierente. 

Ihr plötzlicher Eifer hat seinen 
Grund: 73 Prozent der Rentnerin- 
nen in Westdeutschland bekommen 
weniger als 700 Euro Rente, die meis¬ 
ten von ihnen sogar nur 495 Euro - 
das sind fast 500 Euro weniger als die 
durchschnittliche Männerrente. Bei 


den Neurentnern landen gar knapp 
55 Prozent in der Grundsicherung. 
Doch so absurd es auch ist: Gerade 
die Wähler im Rentenalter sind es, 
denen CDU und CSU ihre Mono¬ 
polstellung im Parteiensystem ver¬ 
danken. 2009 wählten 43 Prozent der 
über 60-jährigen die Union. Bei den 
unter 30-jährigen waren es 27 Pro¬ 
zent. Die Zahl der wahlberechtigten 
Rentner ist doppelt so groß ist wie 
die der Jungwähler. 

Deshalb schlagen sie jetzt Schaum 
und versuchen, Jung und Alt glei¬ 
chermaßen einzuseifen. Denn in¬ 
zwischen pfeifen es die Spatzen von 
allen Dächern der Miethäuser: Men¬ 
schen, die sich von befristetem Job 
zu befristetem Job hangeln müssen, 
oder als Leiharbeitnehmer arbeiten, 
einen Midi- oder Minijob haben, le¬ 
ben heute schon an der Armutsgren¬ 
ze. Und sie werden im Alter ebenfalls 
arm sein, da beißt die Maus keinen 
Faden ab. 

Prekäre Beschäftigung = Quelle von 
Superproüten = Alters- und vor al¬ 
lem Frauenarmut. Diese Gleichung 
darf nicht länger aufgehen. Wahltag 
ist Zahltag! Statt Wahlversprechen 
brauchen wir endlich einen flächen¬ 
deckenden gesetzlichen Mindestlohn 
von mindestens 10,00 Euro und ta¬ 
riflich gut bezahlte sozialversicherte 
Beschäftigung plus die 30-Stunden- 
woche bei vollem Lohn- und Per¬ 
sonalausgleich, damit alle eine aus¬ 
kömmliche Arbeit und Rente haben. 


I n den Sozial- und Bildungseinrich¬ 
tungen der Kirchen sind ca. 1,3 Mil¬ 
lionen Menschen beschäftigt. An¬ 
ders aber als in mittleren und großen 
Betrieben der Privatwirtschaft üblich, 
gelten bei ihnen eigene arbeitsrecht- 
liche Regelungen, von der Bezahlung 
bis dahin, was der „Arbeitgeber“ sei¬ 
nen „Arbeitnehmern“ im privaten Be¬ 
reich vorschreiben darf und was nicht, 
ver.di ringt darum, Mitglieder zu wer¬ 
ben und Strukturen aufzubauen, mit 
sehr unterschiedlichem Erfolg. Dabei 
trifft die Gewerkschaft auf teils hart¬ 
näckigen Widerstand der Kirchenobe¬ 
ren, wie ein aktuelles Beispiel aus Bad 
Kreuznach zeigt. 

Die Wohlfahrtsverbände Diakonie 
und Caritas beschäftigen in 
ihren Tausenden Einrich¬ 
tungen rund eine Million 
Menschen. Das sind Kran¬ 
kenhäuser, Altenheime, Kin¬ 
dertagesstätten, Beratungs¬ 
stellen und vieles mehr. Vor 
dem Hintergrund leerer 
Kassen sind viele Kommu¬ 
nen froh, wenn Kirchen als 
„freie Träger“ solche Ein¬ 
richtungen wie Kitas betrei¬ 
ben. Eine tatsächliche finan¬ 
zielle Entlastung ündet aber 
allenfalls durch den Ver¬ 
zicht auf kommunale Ver¬ 
waltungsstrukturen statt, da die Kir¬ 
chen nach Angaben des Städte- und 
Gemeindebundes im Schnitt nur noch 
5 Prozent der Kosten tragen, vielerorts 
überhaupt nichts mehr. 

Die Einrichtungen ünanzieren sich 
im Wesentlichen aus Steuermitteln, 
Erstattungen von Sozial- und Pfle¬ 
gekassen sowie den Honoraren, Bei¬ 
trägen, Zuzahlungen etc. der Nutzer. 
Trotzdem gibt es den weit verbreiteten 
Aberglauben, sie würden maßgeblich 
aus der Kirchensteuer ünanziert und 
deshalb hätten die Kirchen auch das 
Recht, ihre eigenen Regeln im Um¬ 
gang mit dem Personal aufzustellen. 
Die Eingriffe ins Privatleben der Be¬ 
schäftigten seien an dieser Stelle nur 
erwähnt, auch dass die Mitarbeiter¬ 
vertretungen kaum Rechte haben im 
Vergleich zu Personalräten oder gar zu 
Betriebsräten. 


Große Unterschiede gibt es mittler¬ 
weile zwischen kirchlichen Trägern 
einerseits und laizistischen Trägern 
wie der Arbeiterwohlfahrt und öf¬ 
fentlichen Einrichtungen andererseits. 
Während bis in die 90er Jahre von den 
Kirchen zumeist der BAT (Bundes¬ 
angestelltentarifvertrag) angewendet 
wurde, sind es mittlerweile Regelun¬ 
gen sogenannter Arbeitsrechtlicher 
Kommissionen. In ihnen verhandeln 
nach regionalen kirchenrechtlichen 
Bestimmungen ausgewählte Vertreter 
des Personals mit der Unternehmens¬ 
seite, bei Nichteinigung entscheidet 
ein Schlichter. Da laut Kirchenrecht 
Streiks nicht zulässig sein sollen, ver¬ 
wundert es nicht, wenn die Entgelte 


immer mehr hinter den auch nicht üp¬ 
pigen der anderen Träger Zurückblei¬ 
ben. Neben den Auswirkungen auf die 
Beschäftigten und ihre Familien baut 
das auch Druck auf andere Träger auf, 
denen z.B. die Krankenkassen keine 
höheren Fallpauschalen zahlen, weil 
sie ggf. den TVÖD (Tarifvertrag öf¬ 
fentlicher Dienst) anwenden, 
ver.di hat mit rechtlichen, vor allem 
aber mit gewerkschaftlichen Mitteln 
bis hin zu Streiks in verschiedenen 
Einrichtungen Breschen in die Mau¬ 
ern um die arbeitsrechtlichen Parallel- 
gesellschaften geschlagen. So wurden 
die Einrichtungen der Diakonie in Nie¬ 
dersachsen gezwungen, Tarifverträge 
abzuschließen. Voraussetzungen sind 
natürlich Mitglieder und gewerkschaft¬ 
liche Strukturen in den Einrichtungen, 
und da überwiegen bundesweit noch 
die weißen Flecken. 


Ein solcher weißer Fleck ist die 
„kreuznacher Diakonie“, mit allei¬ 
ne 2 200Beschäftigten am Hauptsitz 
der mit Abstand größte Betrieb in 
der rheinland-pfälzischen Kreisstadt. 
Dort wollten Gewerkschaftssekretä¬ 
re während der ver.di-Aktionswoche 
im Juni mehrere Tage im Betrieb (u. a. 
Krankenhaus, Behindertenwohnhei- 
me und -Werkstätten, Alten- und Pfle¬ 
geheime) Mitglieder werben. Es ge¬ 
hört zu den Gewerkschaftsrechten 
nach Art. 9 des Grundgesetzes, dass 
Beauftragte einer im Betrieb vertre¬ 
tenen Gewerkschaft Zugang haben. 
Bereits im April über die Absicht von 
ver.di informiert, bestritt die Leitung 
der „kreuznacher Diakonie“ kurz¬ 
fristig dieses Recht und be¬ 
rief sich auf ein Bundesver¬ 
fassungsgerichtsurteil von 
1981. Das bestätigte zwar 
die Rechte von kirchlich be¬ 
schäftigten Gewerkschafts¬ 
mitgliedern, nicht aber von 
„betriebsfremden“ Gewerk¬ 
schaftern, sprich Hauptamt¬ 
lichen. So wurde dann die 
stellvertretende Landesbe¬ 
zirksvorsitzende von ver.di 
aus der Diakonie heraus- 
komplimentiert. 

Für die Vertreter des soge¬ 
nannten „Dritten Weges“ 
ging der Schuss nach hinten los. ver.di 
informierte nicht nur die Presse, son¬ 
dern protestierte mit einer Flugblat¬ 
taktion vor dem Krankenhaus, getra¬ 
gen auch von Kolleginnen und Kolle¬ 
gen aus anderen Fachbereichen und 
fragte: „Kann Gewerkschaft Sünde 
sein?“ Berichte, Fotos und vor allem 
Leserbriefe in den lokalen Zeitungen 
zeugten von Empörung über solche 
vordemokratischen Zustände. „Ge¬ 
werkschaftliche Arbeit - Tarifverträ¬ 
ge - Streikrecht - was sonst?“, die Fra¬ 
ge steht auf der Tagesordnung, nicht 
nur in der Diakonie, sondern auch in 
anderen kirchlichen Krankenhäusern 
der Stadt, in denen die Beschäftigten 
mit Forderungen nach Lohnverzicht, 
vor allem aber mit einer immer un¬ 
erträglicheren Leistungsverdichtung 
konfrontiert sind. 

Volker Metzroth 


Tarifvertrag 



Karstadt: Weißer Ritter entpuppt sich als „Brutalo-Kapitalist“ 

Beschäftigte im Widerstand - Hunderte Filialen im Streik 



Und unter dem Beifall und Pfeifkonzert der Streikenden forderte Stefanie Nutzenberger 
vom ver.di-Bundesvorstand, Fachbereich Handel, auf der Streikkundgebung der Kollegin¬ 
nen vom Einzelhandel auf dem Münchner Karlsplatz: 

„Her mit dem Geld für die notwendigen Investitionen“. 


Vor vier Jahren ließ er sich als „weißer 
Ritter“ feiern, als Karstadt-Retter, der 
den insolventen Warenhaus-Konzern 
in eine neue Zukunft führen wollte. 
Heute entpuppt sich der „Visionär“ 
Nicolas Berggruen, der sich bei der Be¬ 
legschaft als „guter Hirte“ andienern 
wollte, als ganz ordinäre Finanz-Heu¬ 
schrecke, als „Brutalo-Kapitalist“, wie 
es ein Eingeweihter gegenüber dem 
Handelsblatt ausdrückte. Das Tradi¬ 
tions-Warenhaus mit 24 000 Beschäf¬ 
tigten und 107 Filialen bewegt sich er¬ 
neut auf die Pleite zu, nicht zuletzt we¬ 
gen Bergruen. 

2009 ging der gesamte Handelskon¬ 
zern in die Insolvenz. Mit Unterstüt¬ 
zung von Politik und Medien stach 
Berggruen im Sommer 2010 im Bie¬ 
terstreit zwei Mitbewerber - den ita¬ 
lienischen Kaufhausbetreiber Bor- 
letti und den Finanzinvestor Triton - 
aus und erwarb den Konzern für 
einen einzigen Euro. Er bekam den 
Zuschlag auch deshalb, weil er Zu¬ 
kunfts-Visionen für das Warenhaus 
andeutete und so tat, als wolle er da¬ 
für auch wirklich Geld in die Hand 
zu nehmen. Von Kapitalinvestitionen 
bis zu 300 Millionen Euro in moder¬ 
ne Warenhäuser war die Rede. Doch 
Berggruen investierte neben diesem 
einen Euro Kaufpreis bislang keinen 
einzigen Cent in den Warenhaus-Kon¬ 
zern. Und selbst diesen Euro berappte 
er nur, weil er dadurch keine Schen¬ 
kungssteuer bezahlen musste. Es war 
nicht die einzige Steuereinsparung, 
die für den neuen Karstadteigner bei 
dem Deal heraussprang. Nach Anga¬ 
ben des Handelsblatts (6. 6. 2013) be¬ 


kam er vom Staat Hunderte Millionen 
geschenkt: 

★ 94 deutsche Städte machten im Mai 
2010 den Weg zur Rettung frei, indem 
sie auf 140 Millionen Euro angefallene 
Gewerbesteuer verzichteten; 

★ eine Gesetzeslücke bei der Mehr¬ 
wertsteuererhebung, die Insolvenz¬ 
verwalter Görg zugunsten Karstadts 
nutzte, kostete den restlichen Steuer¬ 
bürgern der Republik fast 150 Millio¬ 
nen Euro; 

★ Außerdem hatte die Bundesagen¬ 
tur für Arbeit für drei Monate die Ge¬ 
haltszahlungen übernommen und da¬ 
mit Karstadt de facto 100 Millionen 
Euro geschenkt. Dafür durfte sich Ar¬ 
beitsministerin Ursula von der Leyen 
bei der Besiegelung der Übereignung 
medienwirksam als Hilfs-Retterin mit 
dem Kosmopoliten Berggruen beim 
Rolltreppenfahren ablichten lassen. 
Das bei weitem größte Opfer aber 
erbrachte die Belegschaft. Verkäu¬ 
ferinnen und Warenverräumer, die 
im Monat gerade mal 1 500 Euro 
brutto verdienen, verzichteten auf 
Urlaubs- und Weihnachtsgeld sowie 
Lohn- und Gehaltserhöhungen, die 
in der Branche tariflich vereinbart 
wurden; dem Fiskus entgingen weite¬ 
re zig-Milliarden an Lohnsteuerein¬ 
nahmen. Die Karstadt-Beschäftigten 
haben seit 2009 „auf 650 Millionen 
Euro verzichtet, während der Inves¬ 
tor sich weigert, endlich die nötigen 
Modernisierungs- und Zukunftsin¬ 
vestitionen vorzunehmen“, erklärte 
Stefanie Nutzenberger vom ver.di- 
Bundesvorstand, Fachbereich Han¬ 
del, auf der Streikkundgebung der 


Kolleginnen vom Einzelhandel am 
vergangenen Freitag auf dem Münch¬ 
ner Karlsplatz. Und unter dem Beifall 
und Pfeifkonzert der Streikenden for¬ 
derte sie: „Her mit dem Geld für die 
notwendigen Investitionen“. 
Berggruen, der sich auf der politischen 
Bühne gerne als Weltenretter gibt, 
denkt aber gar nicht daran, Geld in die 
Warenhauskette zu stecken. In einem 
Bild-Zeitungs-Interview verarschte er 


noch die Beschäftigten: „Wenn frisches 
Geld automatisch helfen würde, stün¬ 
de ich bereit“. Von wegen. Er holt aus 
dem Unternehmen Millionenbeträge 
heraus. Für fünf Millionen Euro hat¬ 
te er seinerzeit die Marke „Karstadt“ 
bezahlt. Seither lässt er sich jährlich bis 
zu 12 Millionen Euro Lizenzgebühren 
für diese Markenrechte bezahlen und 
steuersparend auf seine Holding über¬ 
weisen. 


Statt auf Geld für Modernisie¬ 
rungs-Investitionen komme es 
auf den „Wandel im Unterneh¬ 
men selbst“ an, so der Nicht-In¬ 
vestor. Dieser Wandel hat seit 
Sommer 2011 bereits zur Strei¬ 
chung von 2 000 Vollzeitstellen 
geführt. Jetzt soll ein erneutes 
Rationalisierungs- und Stellen¬ 
streichungsprogramm durch¬ 
gezogen werden. Mehr noch. 
Berggruen und das Karstadt- 
Top-Management kündigten 
an, aus der Tarifbindung aus¬ 
zusteigen. Ein erneuter Aus¬ 
schluss aus tariflichen Lohner¬ 
höhungen für die Belegschaft 
wäre die Folge. Deshalb platzte 
jetzt den Kolleginnen und Kol¬ 
legen der Kragen; in einer Rei¬ 
he von Karstadt-Filialen traten 
Hunderte in Streik. Den Vor¬ 
wurf von Berggruen, „die ver. 
di-Funktionäre kämpfen gera¬ 
de bei Karstadt nur um ihre ei¬ 
gene Macht als Gewerkschaft“ 
konterte Stefanie Nutzenbacher 
auf der Streik-Kundgebung: 
„Was wir erleben ist, dass die 
Konzerne ihre Macht ausüben“, 
um immer mehr prekäre Beschäfti¬ 
gung aufzubauen und Niedrigstlöhne 
zu zahlen, die dann aus öffentlichen 
Mitteln als Aufstocker subventioniert 
werden müssen, damit die Menschen 
überhaupt leben können. „Da machen 
wir nicht mehr mit. Wir kämpfen da¬ 
für, dass die Gesellschaft würdevoll mit 
den Menschen umgeht. Und deshalb 
brauchen wir den Schutz durch Tarif¬ 
verträge“. Fred Schmid, isw 
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Bildung ist keine Ware 


27. Gewerkschaftstag der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 



U nter dem Motto „Alles beginnt 
mit guter Bildung“ berieten 
rund 430 Delegierte vom 12. 
bis zum 16. Juni in Düsseldorf. Sie ver¬ 
treten aktuell 267.000 Mitglieder der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen¬ 
schaft (GEW) aus Kitas, Schulen und 
Hochschulen. Die GEW gehört zu den 
wenigen Einzelgewerkschaften, die 
ihre Mitgliederzahlen kontinuierlich 
erhöhen konnte. Die Bildungsgewerk¬ 
schaft fordert neben einer Verbesse¬ 
rung der beruflichen Bildung und Wei¬ 
terbildung, einen allgemeinen Zugang 
zum Bildungswesen. Sie will eine quali¬ 
tativ hochwertige und öffentlich finan¬ 
zierte Bildung, die allen Menschen, un¬ 
abhängig vom sozialen Status, zugute 
kommt. Dafür müssten 40 Milliarden 
Euro jährlich zusätzlich in die Bildung 
fließen. 

Bildung ist ein Menschenrecht 

Nach Auffassung der GEW geht es um 
grundlegende Menschenrechte, die in 
der Bundesrepublik noch immer nicht 
verwirklicht sind. Zum Auftakt des Ge¬ 
werkschaftstages sagte der scheidende 
GEW-Vorsitzende Ulrich Thöne in der 
Ergänzung zum Geschäftsbericht „für 
die Finanzierung sei in diesem Lande 
genügend Geld vorhanden“. Wer seit 
Jahren die Krise der Finanzmärkte fi¬ 
nanziere, Banken mit Steuergeldern 
rette, werde auch den Druck der GEW 
spüren. „Das Kaputtsparen der öffent¬ 
lichen Haushalte werde nicht weiter 
hingenommen“. Die Gewerkschaft 
will eine Wiedereinführung der Ver¬ 
mögensteuer sowie eine Reform der 
Erbschaftsteuer. Mehrere Anträge be¬ 
schäftigten sich mit dem Nein zu ESM 
und dem Fiskalpakt. So betont der 
Landesverband Bayern seine Solidari¬ 
tät mit den im Kampf stehenden euro¬ 
päischen Menschen gegen das Diktat 
der EU und deren Finanzmärkte. Ge¬ 
gen die Abwälzung der Schuldenlasten 
auf die jeweils abhängig Beschäftigten. 

Antrag zum Politischen 
Streik beschlossen 

Um die Kampfkraft zu erhöhen, wur¬ 
de auf dem Gewerkschaftstag ein An¬ 
trag zur Durchsetzung von „Politischen 
Streiks“ mit großer Mehrheit angenom¬ 
men. Der Landesverband Bremen hält 
es darin für notwendig, sich zu diesem 
Streikrecht einschließlich des General¬ 
streiks, als gewerkschaftliches Kampf¬ 
mittel zu bekennen. Eberhard Brandt, 
Delegierter aus Niedersachsen, wies 
darauf hin, dass ein „aufsatteln“ beim 


Streikrecht notwendig sei. Starken Ap¬ 
plaus bekam er, als er den Delegier¬ 
ten zurief: „Auch in der BRD ist das 
Streikrecht gefährdet. Deshalb muss 
diskutiert werden, wie wir unseren Wi¬ 
derstand vergrößern können.“ Jochen 
Bauer aus NRW: „Es zeigt sich in Eu¬ 
ropa, dass die Troika zu allen Schweine¬ 
reien bereit ist. Zu Lohndumping und 
Sozialabbau. Deshalb brauchen wir ein 
politisches Streikrecht“. 

Neben einem allgemeinen Streikrecht 
in Deutschland, will die GEW auch Be¬ 
amte in Tarif- und Besoldungsfragen 
in Arbeitskämpfe führen. Wegen des 
Streikverbots für Beamte, wurde eine 
entsprechende Klage beim Bundesver¬ 
fassungsgericht eingereicht. 

Solidarität mit Blockupy 

Mit einem Initiativantrag verurteilt 
die GEW den brutalen Polizeiein¬ 
satz gegen Demonstranten am 1. Juni 
in Frankfurt. Unter den Teilnehmern 


hätten sich auch viele Gewerkschafter 
befunden. Verlangt wird, dass die po¬ 
litisch Verantwortlichen zur Rechen¬ 
schaft gezogen werden. Ausdrücklich 
wird in dem Antrag aufgefordert, sich 
auch zukünftig an solchen Blockaden 
und Demonstrationen zu beteiligen. 

Schaulaufen der Politiker 

Im Jahr der Bundestagswahl fand 
unter den Politikern ein regelrech¬ 
tes Schaulaufen statt. Eröffnet wurde 
es durch die nordrhein-westfälische 
Bildungsministerin Silvia Löhrmann 
(Bündnis90/Grüne). Sie verteidigte die 
Entscheidung der Landesregierung, 
die Angestelltengehälter des öffent¬ 
lichen Dienstes der Länder nicht auf 
die Beamten zu übertragen. Löhrmann 
begründete dies unter Pfiffen und Ak¬ 
tionen im Saal mit dem „Haushaltsde¬ 
fizit“ des Landes. Auf Transparenten 
wurden ihr und der rotgrünen Landes¬ 
regierung in NRW eine Blockadehal 


tung und Wortbruch bei der Eingrup¬ 
pierung der Lehrer vorgeworfen. Pro¬ 
teste auch beim Auftritt von Dietmar 
Gabriel (SPD).“1863 für Arbeiterrech¬ 
te - 2013 gegen Tarifverträge“ konnte 
der Vertreter der Agenda 2010 lesen. 

ver.di-Alleingang beim Tarif¬ 
vertrag der Länder kritisiert 

Auf Kritik stieß die uneinheitliche Ta¬ 
rifpolitik zwischen der Gewerkschaft 
ver.di und der GEW. 

Erst im Frühjahr hatte die ver.di Tarif¬ 
kommission zum zweiten Mal einem 
Tarifergebnis für die Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst der Länder zuge¬ 
stimmt. Ohne die Belange der GEW- 
Eingruppierungsforderungen für die 
Lehrer verbindlich zu regeln. 

In der Erziehungsgewerkschaft 
stimmten aus diesem Grunde nur 
78,3 Prozent der Mitglieder für den 
Abschluss. Wohl wissend, dass auch 
diesmal wieder die Bezahlung der 


Lehrkräfte nicht per Tarifvertrag ge¬ 
regelt werde. 

Der Zuständigkeitsbereich der GEW 
leidet, wie bei den anderen Einzelge¬ 
werkschaften im DGB, immer mehr 
unter prekären Arbeitsverhältnissen. 
Bei Schulen und Weiterbildung wird 
fast nur noch befristet eingestellt. Oft 
muss selbstständig auf Honorarbasis 
gearbeitet werden. 

Zwischenrufe bei Rede 
von Sommer wegen Treffen 
DGB und Bundeswehr 

Als Gastredner betonte Michael Som¬ 
mer, DGB-Bundesvorsitzender, scharf 
die politischen Fehlentwicklungen im 
Land. Der DGB-Vorsitzende verlang¬ 
te von der Bundesregierung, das Bil¬ 
dungswesen anständig zu finanzieren, 
wie das in zivilisierten Staaten gesche¬ 
he, anstatt sich mit vagen Hoffnungen 
auf einen demographischen Wandel he¬ 
rauszureden. 

Sommer versuchte den Alleingang des 
DGB-Bundesvorstandes zum Treffen 
mit der Bundeswehrspitze zu rechtfer¬ 
tigen. Hintergrund war eine Einladung 
des DGB im März an den Kriegsmi¬ 
nister Thomas de Maiziere. Der DGB- 
Chef verstieg sich in seiner Rede vor 
den Delegierten zu der Aussage „die 
Bundeswehr sichere den Frieden in 
der Welt, verteidige Demokratie und 
Menschenrechte. Seine Ausführungen 
wurden immer wieder durch Zwischen¬ 
rufe „Raus aus Afghanistan“, „Kunduz 
war Mord“ und „Friedensbewegung 
fördern, statt Bundeswehr“ unterbro¬ 
chen. Neben dem Protest während der 
Rede von Sommer, reagierten die De¬ 
legierten mit einem Initiativantrag auf 
dem Gewerkschaftstag. Darin heißt 
es: „Die Kriegs- und Standardpolitik 
ist zynisch und richtet sich gegen die 
Mehrheit der Bevölkerung.“ Für die¬ 
se Politik würden bewusst massenhaft 
Tote in Kauf genommen. Die Hand¬ 
lungsweise der DGB-Spitze stehe im 
Widerspruch zu Beschlüssen mehrerer 
Bundeskongresse. 

Neuer GEW-Vorstand gewählt 

In Düsseldorf wurde eine neue Spitze 
der Gewerkschaft gewählt. Vorsitzende 
ist Marlis Tepe. Sie bekam 52,4 Prozent. 
Tepe ist Hauptschullehrerin aus Schles¬ 
wig-Holstein. Stellvertretender GEW- 
Vorsitzender ist nun Andreas Keller. 
Der Leiter des Organisationsbereichs 
Hochschule und Forschung erhielt 84,8 
Prozent der Stimmen. 

Herbert Schedlbauer 


Mehr Arbeitsplätze durch Arbeitszeitverkürzung 

Die UZ sprach mit Dorothea Schäfer, Landesvorsitzende der GEW in Nordrhein-Westfalen 


UZ: Dienstherren und Behörden wollen 
Arbeit immer billiger machen. Offensiv 
für die Zukunft dagegen anzugehen, 
wäre die Forderung nach Arbeitsver¬ 
kürzung. Wie ist der Stand der Diskus¬ 
sionen innerhalb der GEW? 

Dorothea Schäfer: Das Thema Ar¬ 
beitszeitverkürzung ist ja seit Jahren 
bei meiner Organisation auf der Ta¬ 
gesordnung. Hintergrund sind natür¬ 
lich die Belastungen der Lehrerinnen 
und Lehrer. Aber nicht nur dort. Auch 
die Erzieherinnen in den Kitas sind da¬ 
von betroffen. Bisher ist die Arbeitszeit 
nach Tarifrunden fast immer verlängert 
worden. Zunächst befristet. Wir haben 
gemeinsam mit den Gewerkschaften 
in NRW gefordert, die befristete Ar¬ 
beitszeitverlängerung im öffentlichen 
Dienst zurückzunehmen. Mit dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund wur¬ 
de vereinbart, Forderungen an die Mi¬ 
nisterpräsidenten der Länder zu rich¬ 
ten. Außerdem fordert die GEW im 
Schulbereich die Möglichkeit der An¬ 
rechnungsstunden für besondere Be¬ 
lastungen und Aufgaben deutlich zu 
erhöhen, also zu verdoppeln. Bei den 
kleinen Schulen, den Grundschulen ei¬ 
nen Sockel zu schaffen. Die Lehrkräf¬ 
te brauchen zusätzliche Zeitressourcen 
um die Arbeiten, die neben dem Un¬ 
terricht anfallen, auch machen zu kön¬ 


nen. Dies alles erhöht die tatsächliche 
Arbeitszeit, die auch vergütet werden 
muss. 

UZ: Eine Arbeitszeitverkürzung bei 
vollem Lohn- und Personalausgleich 
ist also für Lehrer notwendig? 

Dorothea Schäfer: Durch steigende Ar¬ 
beitsbelastung ist heute jeder Pädago¬ 
ge um ein Höchstmaß mehr belastet als 
noch vor Jahren. Um den Arbeitsalltag 
zu entlasten, ist Arbeitszeitverkürzung 
unabdingbar. Da wir zukünftig auch 
mehr Zeit für Schule brauchen, müs¬ 
sen wir mehr Lehrer einstellen. Nur so 
kann auch der Unterricht besser wer¬ 
den. Schülerinnen und Schüler besser 
einbezogen werden. Der Arbeits- und 
Leistungsdruck auf Lehrer und Schüler 
muss sich verringern. 

UZ: Welche weiteren positiven Wirkun¬ 
gen verspricht sich die GEW daraus für 
das Schulwesen in NRW? 

Dorothea Schäfer: Wenn die Arbeits¬ 
zeit verringert wird, führt dies zu mehr 
Entlastung im Job. Das wiederum wirkt 
sich auf den gesamten Unterricht aus. 
Auf den Umgang mit den Schülerinnen 
und Schülern. Konflikte könnten besser 
gelöst werden und Eltern mit einbezo¬ 
gen werden. Es wird sich auf das ganze 


Schulklima positiv auswirken. Auf län¬ 
geres gemeinsames Lernen. Die Ansät¬ 
ze dazu sind ganz gut. Wir bekommen 
zum nächsten Schuljahr viele neue Ge¬ 
samtschulen. Da sind Kommunen da¬ 
bei, die sich noch vor nicht langer Zeit 
geweigert hatten, diese Art von Schu¬ 
len zu fördern. Das sind positive Ent¬ 
wicklungen. Aber hier bleibt noch viel 
Arbeit. 

UZ: Das Schulsystem wird sich durch 
eine Arbeitszeitverkürzung verbessern. 
Führt dies auch zu Klassen mit weniger 
Schülern? Zu mehr Einstellungen? 

Dorothea Schäfer: Bei einer Arbeits¬ 
zeitverkürzung und kleineren Klassen 
müssten wirklich neue Kolleginnen und 
Kollegen eingestellt werden. Mehr Per¬ 
sonal ermöglicht somit auch den Abbau 
von großen Klassen, weil mehr Lehr¬ 
kräfte unterrichten müssten. Gerade im 
Hinblick auf die Umsetzung der Inklu¬ 
sion, eine Schule für alle, brauchen wir 
die Doppelbesetzung. Das geht schon 
mal gar nicht mit großen Klassen. 

UZ: Welche Möglichkeiten zur Finan¬ 
zierung schlägt die GEW vor? 

Dorothea Schäfer: Bezahlt werden 
kann dies durch eine Umverteilung von 
oben nach unten. Die GEW will eine 



Dorothea Schäfer:„Um den 
Arbeitsalltag zu entlasten, ist Arbeits¬ 
zeitverkürzung unabdingbar.“ 


Vermögensabgabe für Millionäre, eine 
stärkere Besteuerung der Erbschafts¬ 
steuer sowie einen effektiveren Steu- 
ervollzug. Das geht zum Beispiel durch 
3 000 neue Betriebsprüfer bei den Fi¬ 
nanzämtern. 

UZ: Gibt es Kontakte zu anderen Ge¬ 
werkschaften, zu anderen Landesver¬ 
bänden der Bildungsgewerkschaft, um 
die Forderung nach Arbeitszeitver¬ 
kürzung breiter zu thematisieren und 
durchzusetzen? 


Dorothea Schäfer: Innerhalb der GEW 
gibt es diese Diskussion. In Branden¬ 
burg hat meine Gewerkschaft die Re¬ 
duzierung der Unterrichtsverpflich¬ 
tung dem Land vorgeschlagen. Der 
Ball liegt jetzt auf der anderen Seite. 
Wir wollen erreichen, für junge Leh¬ 
rer mehr Arbeitsplätze zu bekommen. 
Auch in NRW gibt es das Problem, dass 
viele Referendare keine Einstellungen 
bekommen. Obwohl es dringenden Be¬ 
darf in den Schulen dafür gibt. 

UZ: Die Belastungen für die Lehrkräfte 
in den Schulen werden immer größer. 
Dem gegenüber steht eine uneinheitli¬ 
che Besoldungsregelung. Wie wird die 
GEW auf die jetzt erneuten Benachtei¬ 
ligungen beim Abschluss der letzten Ta¬ 
rifrunde reagieren? 

Dorothea Schäfer: Wir haben dies sehr 
intensiv auf Bundesebene diskutiert, 
weil alle Bundesländer betroffen sind. 
Vereinbart wurde, dass wir in den Län¬ 
dern weiter Druck auf die Landesre¬ 
gierungen machen. Diese haben sich 
während der Tarifrunde zurückgelehnt. 
Verwiesen wurde immer auf die Tarif¬ 
gemeinschaft deutscher Länder. Erste 
Reaktionen gab es durch Arbeitsnie¬ 
derlegungen in Berlin mit einzelnen 
Aktionen und in Sachsen. Ende Juni 
wird es in Nordrhein-Westfalen eine 
größere Konferenz geben. Dort sollen 
die weiteren Schritte zu Beginn des 
neuen Schuljahres geplant werden. 

Die Fragen stellte Herbert Schedlbauer 
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Antifaschisten feiern 
Rückzug der Nazis in 
Schwarzach (Oberfranken) 

Erst hatten NPD und „Freies Bündnis 
Süd“ großmäulig verkündet, trotz Ver¬ 
bots durch das Landratsamt Kulmbach 
zum alljährlichen „Bayerntag“ auf einem 
Privatgrundstück in dem idyllischen Ort 
Schwarzach aufmarschieren zu wollen. 
Doch angesichts einer breiten Front aus 
„Schwarzach ist bunt“, dem DGB Ober¬ 
franken Ost, der IG Metall und vielen 
anderen, gaben sie auf und gaben sehr 
kurzfristig ihren Rückzieher bekannt. 
Zu dem Freudenfest der Demokraten 
am Samstag Nachmittag kamen immer¬ 
hin rund 100 Menschen, darunter selbst¬ 
verständlich Mitglieder der DKP Ober¬ 
franken, in das sichtbar antifaschistisch 
geschmückte Dorf. 

Eine Schule für alle! 

Seit kurzem sammelt eine Volksinitia¬ 
tive „G9-jetzt-HH“ in Hamburg Unter¬ 
schriften für eine Rückkehr zu einem 
neun Jahre dauernden Unterricht am 
Gymnasium, also zu einem Abitur nach 
der Klasse 13. Die Initiatoren beklagen 
zu Recht, dass das „Turbo-Abitur“ nach 
acht Jahren Unterricht am Gymnasium 
eine wirklich breite Bildung verhindert. 
Bildung braucht Zeit. 

Die Schlussfolgerungen, die die Initia¬ 
toren der Volksinitiative daraus ziehen, 
gehen aber in die falsche Richtung. Es 
gibt in Hamburg die Möglichkeit, nach 
neun Jahren das Abitur abzulegen: an 
der Stadtteilschule. Diese Eltern könn¬ 
ten also ihre Kinder dort anmelden. Das 
wollen sie aber nicht, weil sie offenbar 
das Bildungsprivileg, also den Vorteil, 
den sie sich für ihre Kinder aus dem Be¬ 
such des Gymnasiums gegenüber Kin¬ 
dern, die die Stadtteilschule besuchen, 
versprechen, erhalten wollen. Das ist 
egoistisch und unsozial. 

Die Initiatoren der Volksinitiative erken¬ 
nen auch nicht den wesentlichen Grund 
der Verkürzung der Ausbildungszeit in 
Schule und Hochschule. Die Unterneh¬ 
mer drängen darauf, dass die jungen Leu¬ 
te früher in den Beruf kommen. Denn 
ihren Profit ziehen sie aus der Tätigkeit 
von abhängig Beschäftigten. Je früher 
diese in den Betrieb kommen und je 
länger sie dort bleiben, desto mehr Profit 
können die Unternehmer daraus ziehen. 
Natürlich sollen die Beschäftigten quali¬ 
fiziert sein. Aber unter Qualifikation ver¬ 
stehen die Unternehmer im Betrieb ver¬ 
wertbares Wissen, nicht eine umfassende 
allgemeine Bildung. 

Das Hamburger Zwei-Säulen-Modell 
mit Stadtteilschule und Gymnasium soll 
beides leisten: eine hohe verwertbare 
Qualifikation aller abhängig Beschäf¬ 
tigten vom Facharbeiter bis zum wissen¬ 
schaftlich Ausgebildeten und zugleich 
die Stabilisierung der gesellschaftlichen 
Spaltung in oben und unten durch die 
Erhaltung des Gymnasiums. Wer das 
nicht erkennt oder sich aus egoistischen 
Gründen an dieser unsozialen Schulpo¬ 
litik beteiligt, soll sich nicht über Miss¬ 
stände und Fehlentwicklungen innerhalb 
dieses von Grund auf falschen Systems 
beklagen. 

Wenn das zehnjährige Moratorium zur 
Schulstruktur in Hamburg, auf das sich 
die bürgerlichen Parteien von der CDU 
über FDP und Grüne bis zur SPD geei¬ 
nigt hatten, nun von konservativer Seite 
aufgekündigt wird, sollte es gerade für 
die Linken Zeit sein, die Diskussion über 
eine gemeinsame Beschulung aller Kin¬ 
der wieder aufzunehmen. 

Die „Eine Schule für alle“ will allen Kin¬ 
dern und Jugendlichen eine breite, allge¬ 
meine Bildung zukommen lassen. Auch 
in einer solchen Schule wird noch um 
das richtige pädagogische und didakti¬ 
sche Konzept gerungen werden müssen, 
das allen Schülerinnen und Schülern ein 
differenziertes und individuelles Lernen 
ermöglicht: selbstverständlich in der 
dafür notwendigen Zeit. Die Überwin¬ 
dung der Trennung in Stadtteilschule und 
Gymnasium ist aber der notwendige ers¬ 
te Schritt. oha 
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„Gemeinsam gegen koloniales Unrecht“ 

Internationales Flüchtlings-Tribunal gegen die Bundesrepublik 


F ür ihre Internationale Allianz der 
Immigranten brachte die ehemali¬ 
ge Flüchtlingsfrau in den Nieder¬ 
landen Grace Umbayan auf den Punkt, 
was vom 13. bis 16. Juni 2013 auf dem 
Mariannenplatz in Berlin- Kreuzberg 
geschah: „Flüchtlinge, Migrantinnen 
und Migranten stehen auf und organi¬ 
sieren sich selbst. Gemeinsam mit un¬ 
seren solidarischen Freunden aus der 
deutschen Gesellschaft bekämpfen wir 
die Repressalien, die vom Imperialis¬ 
mus ausgehen, der mit Neokolonialis¬ 
mus, Kriegen und Krisen hauptverant¬ 
wortlich für die Ursachen der Flucht 
aus unseren Ländern ist. Wir stehen mit 
unseren Schwestern und Brüdern in al¬ 
ler Welt in einem gemeinsamen Kampf 
für eine gerechte, friedvolle und reiche 
Gesellschaft, in der Familien nicht ge¬ 
trennt werden müssen, um zu überle¬ 
ben. Nieder mit dem Imperialismus, 
hoch die internationale Solidarität!“ 
Beim Internationalen Tribunal gegen 
die Bundesrepublik Deutschland leg¬ 
ten unterschiedliche Flüchtlingsge¬ 
meinschaften aus der gesamten Bun¬ 
desrepublik ihren oft jahrelangen 
Kampf um Grundrechte öffentlich dar, 
zogen vorläufig Bilanz und berieten 
über politische Perspektiven. Erfolg¬ 
reich in alle vier Himmelsrichtungen 
und schon ab 2010 beginnend hatten 
die Netzwerke The Voice Refugee Fo¬ 
rum und Karawane in aufsteigenden 
Etappen regional und überregional 
mobilisiert. „Das Tribunal ist kein tra¬ 
ditionelles Gerichtsverfahren. 

Es ist unser Tribunal und wir be¬ 
stimmen seine Form. Der Bun¬ 
desregierung wird zur Last ge¬ 
legt, mitverantwortlich zu sein 
für die Generierung von Fluch¬ 
tursachen, für das Morden an 
den europäischen Außengren¬ 
zen und für das psychische und 
physische Leid, das Flüchtlinge 
und Migranten hier in Deutsch¬ 
land täglich erleben.“ 

Jüngstes Beispiel: Am 13. Juni 
hinderte ein Großaufgebot der 
Polizei am Hauptbahnhof Mag¬ 
deburg eine Gruppe von 15 
Flüchtlingen aus Halberstadt 
an der Weiterfahrt zum Tribu¬ 
nal nach Berlin. Allen Flücht¬ 
lingen wurde der Ausweis ab¬ 
genommen und eine Strafe auf¬ 
erlegt. „Sie wissen, wer wir sind 
und warum wir protestieren. 

Wir wollen eine Arbeitserlaub¬ 
nis, und sie behandeln uns ras¬ 
sistisch“, heißt es in ihrem soli¬ 
darisch aufgenommenen Gruß. 


Auch durch Zeugen belegte Aussagen 
zur isolierenden Lagerpolitik, zur Kri¬ 
minalisierung von exilpolitischer Be¬ 
tätigung, zur psychischen Stigmatisie¬ 
rung von der behördlich verweigerten 
Gesundheitsversorgung bis zur Inkauf¬ 
nahme von Flüchtlings-Selbsttötungen, 
Abschiebungen und sogar Morde als 
zentrale Verbrechen werden vom Tri¬ 
bunalkomitee als dokumentarisches 
Beweismaterial zusammengefasst. Bis 
zu einem späteren Zeitpunkt öffentli¬ 
cher Urteilsfindung hoffen die Com- 
munities u.a. aus Nigeria, Togo, Sudan, 
Mali, die Verbände der Arbeitsimmi¬ 
granten in Deutschland und ihre poli¬ 
tischen Unterstützer einen wesentlich 
breiteren gesellschaftlichen Diskussi¬ 
onsprozess anzustoßen, als er jetzt rund 
um den Mariannenplatz und am Rande 
ihrer von dort ausgehenden Demonst¬ 
ration wahrgenommen wurde. Deshalb 
wurden für Montag noch eine Mahn¬ 
wache am Hauptbahnhof und „Kon¬ 
zertblockaden der Lebenslaute“ u.a. 
im Regierungsviertel initiiert. 

Als Novum ist hervorzuheben, dass 
Flüchtlingsfrauen ihre Furcht vor 
sprachlichen Verständigungsproble¬ 
men überwanden, die einer Arbeits¬ 
erlaubnis hinderlich ist, indem sie ihre 
Stimmen nach außen trugen und ihre 
speziellen Aspekte zur Stärkung der 
selbstorganisierten Bewegung ein¬ 
brachten. Zusammen mit deutschen 
Unterstützerinnen zogen sie nach ih¬ 
rer Hamburger Konferenz im Mai zum 


Tribunal nach Berlin, unter dem ge¬ 
meinsamen Transparent „The Carawan 
Refugee Woman Movement“. In zwei 
Workshops und einem Plenum klagten 
sie patriarchale Herrschaftssysteme an, 
die seelische und sexuelle Gewalt, ihre 


Trennung von Kindern und Ehemän¬ 
nern hervorbringen und in Isolation 
häufig depressiv machen. Selbstbewußt 
werden sie den Duldungsstatus über¬ 
schreiten und offensiv ihr Recht auf 
Anerkennung von politischem Asyl 
einfordern. 

„Wir Frauen erleben mehrfach Unter¬ 
drückung - als Geschlecht, als Klasse 
und aufgrund unserer nationalen und 
ethnischen Herkunft“, rief Gülay Böran 
vom türkischen Sozialistischen Frauen¬ 
bund zum Thema Fluchtursachen aus. 
„Unsere Schwester Fatima im Irak, ein 
Opfer sexueller Gewalt, brachte ihren 
Schrei aus dem Gefängnis nach außen: 
Schwestern kommt und reißt diese Ge¬ 
fängnismauern nieder! Der imperialis¬ 
tische Krieg und die Besatzungsmacht 
sind schuld an dieser Gewalt. Aber“, 
so Gülay weiter, „sind Hunger, Ar¬ 
mut, Elend und Vertreibung in ande¬ 


ren Ländern nicht ebenfalls Ergebnis¬ 
se von neokolonialer, imperialistischer 
Politik?“ Als erschütterndes Beispiel 
deutscher Komplizenschaft bei der 
massenhaften Verfolgung von Jour¬ 
nalisten, Schriftstellern und Anwälten 


in der Türkei wurde beim Tribunal an 
den Fall Yusuf Karacan erinnert. Ob¬ 
wohl er in seinem Land unzählige Male 
mit Elektroschocks und „Wasserboar- 
ding“ gefoltert und zum Tode verur¬ 
teilt wurde, doch nach zehn Jahren in 
die Bundesrepublik entkommen konn¬ 
te, brachte ihn die deutsche Justiz am 
3. Mai 2006 wieder hinter Gitter. Das 
Ziel seiner Auslieferung an die Türkei 
konnte nur mit anhaltenden Protesten 
verhindert werden, die Yusufs 90-tägi- 
gen Hungerstreik damals begleiteten. 
In Nigeria und in Togo dokumentier¬ 
ten jüngst zwei deutsche Filmemacher 
Zeugenaussagen von vier aus der Bun¬ 
desrepublik abgeschobenen Flüchtlin¬ 
gen. Sie strafen die richterlichen Unbe¬ 
denklichkeitsurteile für ihre Rückkehr 
Lügen, die hierzulande seit 2005 regel¬ 
mäßig in Asyl-Anhörungen gefällt wer¬ 
den. Repression und Gefängnis sind an 
der Tagesordnung. Auch die Si¬ 
tuation in Kongo soll eingehen¬ 
der erörtert werden. Darauf 
verständigten sich 25 Aktivisten 
und kongolesische Flüchtlinge 
in Berlin mit dem transnationa¬ 
len Netzwerk African Interact 
für 2014. 

Nachdenklich stimmt der 
Standpunkt von Mitorganisator 
Salah zu den systemischen Ur¬ 
sachen von rassistischer Gewalt 
in der Bundesrepublik, auch 
ohne dass das Stichwort NSU- 
Netzwerk fiel. „Sie wird nicht 
nur gegen sogenannte Auslän¬ 
der, sondern auch gegen immer 
mehr sozial ausgegrenzte Men¬ 
schen mit deutschem Pass ge¬ 
führt. Wer garantiert uns denn, 
dass die Anerkennung der deut¬ 
schen Staatsbürgerschaft, die 
viele von uns ersehnen, immer 
davor schützt, nicht doch eines 
Tages ausgewiesen und verfolgt 
zu werden?“ 

Hilmar Franz 



Die Bundesregierung ist mitverantwortlich 
für die Fluchtursachen, für das Morden an 
den europäischen Außengrenzen und für das 
psychische und physische Leid, das Flüchtlinge und 
Migranten hier in Deutschland täglich erleben. 


Verboten - Verfolgt - Vergessen? 

Nürnberger Veranstaltung zum KPD-Verbot 


„Das KPD-Verbot 1956, Hintergrün¬ 
de und Folgen - gegen politische Ver¬ 
folgung gestern und heute“; zu dieser 
Veranstaltung der DKP Nürnberg fin¬ 
den sich rund 50 aufmerksame Teilneh¬ 
merinnen aus demokratischen Bünd¬ 
nissen und Bewegungen im Haus der 
DIDF ein. 

„... und dann hatte die neue Partei, 
die DKP, ab 1968 so dringende politi¬ 
sche Tagesaufgaben, da war nicht aus¬ 
reichend Zeit für uns, auch noch ziel¬ 
strebig für die Aufhebung des KPD- 
Verbots zu kämpfen ...“ erklärt Peter 
Dürrbeck von der Initiativgruppe zur 
Rehabilitierung der Opfer des Kal¬ 
ten Kriegs (IROKK), selbst Opfer 
des KPD-Verbots und Gründungsmit¬ 
glied der DKP, warum es Jahrzehnte 
lang nur (zu) wenige Veranstaltungen 
gab welche die Hintergründe und die 
Folgen von FDJ- und KPD-Verbot be¬ 
leuchten. 

Die Adenauer-Regierung wollte eine 
BRD als Teil des westlichen Militär¬ 
bündnisses gegen die sozialistischen 
Staaten und sie wollte die kapitalisti¬ 
sche Ausrichtung der BRD vorantrei¬ 
ben. Dabei störten sowohl eine starke 
Bewegung gegen die Remilitarisierung 
als auch alle Gruppierungen, für die ein 
vereintes demokratisches und friedli¬ 


ches Deutschland so selbstverständlich 
war, dass sie gesamtdeutsch organisiert 
waren, wie beispielsweise der Demo¬ 
kratische Frauenbund DFD. Die KPD 
war als antifaschistische und antimili¬ 
taristischen Kraft bei der Bevölkerung 
anerkannt, ihren politischen Einfluss 
galt es zu brechen. 

Gegen die Vorbehalte von Demokra¬ 


ten, die aus Faschismus und Krieg ge¬ 
lernt hatten, wurde das KPD-Verbot 
1956 durchgesetzt. Und in Zusammen¬ 
arbeit mit den wieder beschäftigten 
Nazi-Juristen kam es zu absurden Ur¬ 
teilsbegründungen: Wer aus KZ und fa¬ 
schistischem Zuchthaus nicht gelernt 
hat, dass Kommunist sein schadet, wer 
also noch immer als Kommunist oder 
zusammen mit Kommunisten politisch 
aktiv ist, gefährdet die BRD. Gefäng¬ 
nisstrafen und die Aberkennung de¬ 
mokratischer Grundrechte (z.B. Wahl¬ 
recht) waren direkte Folgen des KPD- 
Verbots, die viele Demokraten trafen, 
nicht nur Mitglieder der Kommunis¬ 
tischen Partei. Persönliche Berichte 
über empörende Einzelschicksale wie 
das von Genossen Erich Schreier aus 


dem Kreis Nürnberger Land illust¬ 
rieren die historischen Sachverhalte 
beeindruckend. Welche Wirkung der 
„Nürnberger Frauenprozess“ 1958, das 
Verbotsverfahren gegen den Demokra¬ 
tischen Frauenbund DFD Bayern auch 
auf das Familienleben hatte, berichtete 
die Tochter einer Betroffenen. In der 
Diskussion zu Hintergründen und Aus¬ 


wirkungen entwickelte Peter Dürrbeck 
den Vorschlag, in nächster Zeit gemein¬ 
sam das Verbotsverfahren des DFD zu 
erforschen und die Ergebnisse zu ver¬ 
öffentlichen, der sofort auf positive Re¬ 
sonanz stieß. 

Trotz der Illegalität ihrer Partei waren 
Genossinnen weiterhin aktiv: Kandida¬ 
turen von bekannten Kommunistinnen 
und Kommunisten zu Kommunalpar¬ 
lamenten, Herausgabe von Zeitungen, 
offene marxistische Bildungsarbeit, 
aktive Betriebsgruppen, Arbeit in 
Friedens- und Antiimperialistischen 
Bündnissen. Und allen Zuhörern wird 
deutlich, wie wichtig der Schritt in eine 
legale Partei, die DKP war. 

Den Veranstaltungsteilnehmerinnen 
ist auch klar: Das Verbotsurteil von 


KPD und FDJ wirkt nach. Es ist Prä- 
zendenzfall für die Kriminalisierung 
demokratischer Bewegungen in der 
BRD. Wir erleben dies heute im Um¬ 
feld antifaschistischer und antimilita¬ 
ristischer Aktionen - ein Vertreter der 
„Roten Hilfe“ berichtet über aktuelle 
Fälle von Repression. Deshalb ist einer¬ 
seits politische Solidarität gefragt, an¬ 
dererseits dürfen wir Kommunistinnen 
die Aufhebung des KPD-Verbots und 
die politische und ökonomische Reha¬ 
bilitierung der Opfer nicht aus den Au¬ 
gen verlieren. 

Nur so kann die Traditionslinie der 
antikommunistischen politischen 
Justiz unterbrochen werden. Darin 
sind sich die Teilnehmerinnen an der 
Nürnberger Veranstaltung einig, auch 
wenn die politischen Tagesaufgaben 
drängen! 

Deshalb werden weiterhin Unterschrif¬ 
ten gesammelt unter den Aufruf „KPD- 
Verbotsurteil von 1956 aufheben“ der 
Initiativgruppe für die Rehabilitierung 
der Opfer des Kalten Krieges IROKK. 
Außerdem wird - organisiert von VVN- 
BdA und Anderen am 3. Juli im Fürther 
Babylon-Kino der Film „Verboten-Ver¬ 
folgt-Vergessen“ gezeigt, ein willkom¬ 
mener Anlass, die Diskussion zu vertie¬ 
fen. gh 


KPD-Verbot traf viele Demokraten, nicht nur 
Mitglieder der Kommunistischen Partei. 
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Parteiengesetz schützt Nazis in NRW 

Militante Neonazis nach Neustruktrurierungen aktiver denn je 


D ie in Nordrhein-Westfalen akti¬ 
ven Neofaschisten setzen auch 
weiterhin auf massive Provo¬ 
kationen und Gewaltandrohungen. So 
mobilisiert die vom bundesweit aktiven 
Nazikader Christian Worch gegründe¬ 
te Partei „Die Rechte“ für den 31. Au¬ 
gust erneut zu einem Aufmarsch nach 
Dortmund. Dann wollen die Neonazis 
vor allem gegen das im Vorjahr vom 
nordrhein-westfälischen Innenminister 
Ralf Jäger (SPD) erlassene Verbot des 
„Nationalen Widerstandes Dortmund“ 
mobil machen. In dessen Reihen waren 
viele der heutigen Führungskader der 
neuen neofaschistischen Partei zuvor 
aktiv. 

Jäger hatte im August letzten Jahres 
verschiedene militante Neonazior¬ 
ganisationen, darunter etwa auch die 
„Kameradschaft Hamm“ und die „Ka¬ 
meradschaft Aachener Land“ (KAL), 
verboten. Nach einer nur kurz anhal¬ 
tenden Phase der Verunsicherung ver¬ 
stärkten die Neofaschisten ihre Akti¬ 
vitäten jedoch in noch dreisterer Art 
und Weise und missbrauchen dazu den 
Schutz, welches ihnen das Parteienge¬ 
setz bietet. 

Für den in Dortmund geplanten Auf¬ 
marsch hat die Dortmunder „Rechte“ 
mittlerweile die geplante Rednerliste 
veröffentlicht. Dieser zufolge soll am 
31. August unter anderem Siegfried 
Borchardt (genannt „SS-Siggi“), frü¬ 
her Anführer der 
Dortmunder „Bo¬ 
russenfront“ und ak¬ 
tuell Kreisvorsitzen¬ 
der der Dortmunder 
„Rechten“, auftre- 
ten, der beim letzten 
Aufmarsch seiner 
Partei in Dortmund 
den NRW-Arbeits- 
und Integrations¬ 
minister Guntram 
Schneider (SPD) 
als „dreckige, fette 
Mistsau“ diffamiert 
hatte. 

Obwohl Worchs 
„Rechte“ etwa in 
ihrem Parteipro¬ 
gramm bemüht ist, 
sich ein „bürgerli¬ 
ches Antlitz“ zu ver¬ 
passen, sollen mit 
Ursula Haverbeck, 
die an führender 


Stelle in den beiden verbotenen Or¬ 
ganisationen „Collegium Humanum“ 
und dem „Verein zur Rehabilitierung 
der wegen Bestreitens des Holocaust 
Verfolgten“ aktiv war und dem rech¬ 
ten Multifunktionär Thomas Wulff, der 
Landesvorsitzender der NPD in Ham¬ 
burg ist, zwei weitere ausgewiesene Fa¬ 
schisten in Dortmund auftreten. 

Zu einem weiteren Großaufmarsch 
der Worch-Partei soll es am 21. Sep¬ 
tember in Wuppertal kommen. Dort 
wollen die Neonazis gegen angebliche 
„linke Gewalt“ aufmarschieren. In ei¬ 
nem Mobilisierungsvideo eines neofa¬ 
schistischen Rappers für den besagten 


bis euer Blut in unsere 
Wupper fließt“ 


Aufmarsch wird unterdessen von ei¬ 
ner „Schlacht um Wuppertal“ schwa¬ 
droniert und in Richtung antifaschisti¬ 
scher Aktivisten angekündigt, weiter¬ 
machen zu wollen, „bis euer Blut in 
unsere Wupper fließt“. 

Während Nazigegner sich für ein Ver¬ 
bot der Partei „Die Rechte“ stark ma¬ 
chen, in der sie eine Nachfolgeorganisa¬ 
tion der verbotenen „Kameradschafts¬ 
gruppen“ sehen, sieht die etablierte 
Politik angeblich keine Handlungs¬ 
möglichkeiten gegen die Rechten, die 
mittlerweile nicht nur in Dortmund 


über arbeitsfähige Organisationsstruk¬ 
turen verfügen und etwa im Stadtteil 
Huckarde ein eigenes Ladenlokal er¬ 
öffnet haben. 

Auch zur Bundestagswahl will der 
Landesverband der Partei „Die Rech¬ 
te“ im September dieses Jahres antre- 
ten und hat dazu eine eigene Lan¬ 
desliste aufgestellt, die vom Aache¬ 
ner Andre Plum angeführt wird. Ihm 
folgen der Jurastudent Sascha Krol- 
zig aus Hamm und der Dortmunder 
Michael Brück. Allesamt Aktivisten 
der vormals verbotenen „Kamerad¬ 
schaftsgruppen“. 

Obwohl es im Parteiprogramm heißt, 
dass „Die Rechte“ sich „vollinhaltlich 
und ohne jeden Vorbehalt zur freiheit¬ 
lich-demokratischen Grundordnung, 
wie sie im Grundgesetz für die Bun¬ 
desrepublik Deutschland verfasst ist“ 
bekenne und dass die „Verwirklichung 
der vom Grundgesetz vorgeschriebe¬ 
nen Verfassungsziele“ für die Partei 
„oberstes Gebot“ sei, wird zunehmend 
deutlich, dass Worch mit der neuen Par¬ 
tei eine Sammlungsbewegung für mili¬ 
tante Neonazis, die von staatlichen Ver¬ 
boten betroffen sind, sowie enttäuschte 
NPD-Anhänger schaffen will, die den 
Kurs des derzeitigen NPD-Bundesvor- 
sitzenden Holger Apfel, der auf eine 
sogenannte „seriöse Radikalität“ ori¬ 
entiert, als zu schlaff empfinden. 

Markus Bernhardt 



Katastrophaler Hochwasserschutz in Deutschland 

ALG-Il-Empfänger vom Hilfsfonds ausgeschlossen 


Die Bundesregierung hat beschlossen, 
gemeinsam mit den Bundesländern ei¬ 
nen Hilfsfonds für die Beseitigung der 
Hochwasserschäden einzurichten. Er 
soll ein Volumen von bis zu acht Mil¬ 
liarden Euro haben. Wie er finanziert 
werden soll, war bis Redaktionsschluß 
unklar. 

Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) plant, die Hilfen für den Wie¬ 
deraufbau allein über neue Schulden 
zu finanzieren. Die SPD lehnt diesen 
Plan ab. Damit würden die Lasten auf 
die nächste Generation übertragen, 
meint Niedersachsens Ministerprä¬ 
sident Stephan Weil. Die Regierung 
lehnt es dagegen ab, Steuern zu er¬ 
höhen. Es läge immer noch eine fra¬ 
gile Situation der Wirtschaft in Euro¬ 
pa vor, sagte Finanzminister Wolfgang 
Schäuble (CDU) zur Begründung. 
Nach der Flut im Jahr 2002 wurde der 
Hilfsfonds über eine Erhöhung der 
Körperschaftssteuer finanziert. Die 
Bundesländer haben ihre eigenen In¬ 
teressen. So will z.B. Rheinland-Pfalz 
seine Investitionen in den Hochwas¬ 
serschutz von den Zahlungsverpflich¬ 
tungen abziehen. 

Aber nicht alle kommen in den Genuss 
des Hilfsfonds. Bezieher von Arbeitslo¬ 
sengeld II (ALG II) sind davon ausge¬ 
nommen. In einer gemeinsamen Pres¬ 
seerklärung der Bundesagentur für Ar¬ 
beit (BA), des Deutschen Städtetages 
(DST) und des Deutschen Landkreis¬ 
tages (DLT) hatte es noch am 6. Juni 
gehießen, dass Soforthilfen, die aus¬ 


drücklich dazu dienen, Schäden durch 
das Hochwasser zu beseitigen, nicht auf 
das ALG II angerechnet werden. Der 
Sozialberater Harald Thome hat jetzt 
ein anderslautendes Papier des Bun¬ 
desministerium für Arbeit und Sozi¬ 
ales veröffentlicht. Demnach werden 
Gelder des Hilfsfonds doch angerech¬ 
net. Wurde beispielsweise der gesam¬ 
te Hausrat bei der Flut zerstört, darf 
der ALG-II-Bezieher Geld für eine 
Erstausstattung beantragen - je nach 
Kommune liegt der Satz zwischen 2 000 
Euro im Westen und 800 Euro im Os¬ 
ten. Erhält aber dieselbe Person Hilfe 
aus dem Fonds, wird sie mit der Summe 
der Erstausstattung verrechnet. „Damit 
werden die sozial benachteiligten Flut¬ 
opfer gewissermaßen doppelt benach¬ 
teiligt“, sagte Gunnar Winkler, Präsi- 


2 ooo Euro im Westen 
und 8oo Euro im Osten 


dent der Volkssolidarität. 

Dass die Bundesregierung ein Acht- 
Milliarden-Paket für den Wiederauf¬ 
bau schnüren musste, liegt für den 
Geowissenschaftler Emil Dister vor 
allem an der deutschen Kleinstaate¬ 
rei. Der Professor für Fluss- und Au- 
enökologie hat darüber mit dem Spie¬ 
gel (Ausgabe 25/2013) gesprochen und 
das Durcheinander beim Hochwasser¬ 
schutz deutlich gemacht. Schon nach 
der Flut von 2002 sei klar gewesen, 
dass Flüsse mehr Raum brauchen und 


mehr Überflutungsflächen geschaffen 
werden müssten oder dass nicht mehr 
so dicht am Ufer gebaut werden dür¬ 
fe. Aber viele Projekte seien bis heute 
nicht umgesetzt worden oder liegen bei 
Gerichten. 

Das Problem sei, dass jedes Bundes¬ 
land sein eigenes Hochwasserkonzept 
hätte und keine Koordinierung statt¬ 
fände. Die Einflüsse der Kommunen 
und der Landkreise komme noch hin¬ 
zu. Wenn ein Gemeinderat beschließe, 
in einem Überschwemmungsgebiet 
Baugrundstücke auszuweisen, könne 
fast nichts dagegen getan werden. Das 
habe zu manchen kuriosen Sachverhal¬ 
ten geführt. So hatte die schleswig-hol¬ 
steinische Landesregierung die Deiche 
bei Lauenburg um 20 Zentimeter hö¬ 
her gebaut als die Dämme am ande¬ 
ren Flussufer, das zu Niedersachsen 
gehört. 

Ein anderer Fall: So blieb die branden- 
burgische Regierung nach dem Hoch¬ 
wasser auf 15 Millionen Euro Entschä¬ 
digungszahlungen an Landwirte sitzen, 
weil deren Felder geflutet worden wa¬ 
ren. Durch diese Flutung von Flächen 
konnte damals der Pegel der Elbe ge¬ 
senkt und Orte wie das niedersächsi¬ 
sche Hitzacker besser geschützt wer¬ 
den. Erst nach Jahren konnten sich die 
Bundesländer auf eine Kostenvertei¬ 
lung für künftige Hochwässer einigen. 
Doch nun müssen vier Ministerpräsi¬ 
denten zustimmen, wenn die entspre¬ 
chenden Flächen geflutet werden sol¬ 
len. Bernd Müller 


Kein Interesse an Protektionismus 

Vernichtet „China“ deutsche Arbeitsplätze? 


Am 6. Juni hat die EU-Kommission vor¬ 
läufige Schutzzölle gegen chinesische 
Solarmodule eingeführt. In zwei Stufen 
sollen diese auf 47,6 Prozent angehoben 
werden. Der Lobbyverband „EU Pro¬ 
Sun“ der von dem deutschen Konzern 
Solar Watt angeführt wird, ist erleichtert. 
Maschinen- und Anlagenbauer sowie 
die Bundesregierung befürchten eine 
Eskalation des Handelsstreits. 

Die Anti-Dumping-Untersuchung chi¬ 
nesischer Solarprodukte geht auf eine 
Beschwerde von EU ProSun zurück. 
Der Lobbyverband wirft China vor, 
seine Solarindustrie mit rund 200 Mil¬ 
liarden Euro subventioniert zu haben. 
Dieses Geld sei nicht in den Aufbau ei¬ 
ner solaren Stromversorgung in China 
geflossen, sondern in die Finanzierung 
des Exports. Der Niedergang der welt¬ 
weiten Solarindustrie sei eine Folge der 
chinesischen Wirtschaftspolitik, so EU 
ProSun in einer Pressemitteilung. Allein 
in Deutschland habe es seit 2011 über 30 
Werksschließungen und Insolvenzen ge¬ 
geben. Dabei seien 10 000 Arbeitsplätze 
vernichtet worden. Eine Verhandlungs¬ 
lösung wird zwar von EU ProSun un¬ 
terstützt, so Milan Nitzschke, Konzern¬ 
sprecher von SolarWorld und Sprecher 
von EU ProSun. Allerdings sehe das 
europäische Recht vor, dass diese erst 
nach Einführung vorläufiger Strafzölle 
begonnen werden können. 

Die EU-Kommission sieht in dem Streit 
einen Lehrbuchfall für Dumping. Alle 
Kriterien für die Feststellung des Dum¬ 
pings seien nachweislich erfüllt. Deshalb 
sei die Kommission verpflichtet, Maß¬ 
nahmen zu ergreifen. Für zwei Mona¬ 
te soll ein reduzierter Strafzoll von 11,8 
Prozent eingeführt werden. Wenn die 
chinesische Regierung bis zum 6. Au¬ 
gust nicht bereit sei, zu verhandeln, wür¬ 
den die Zölle auf durchschnittlich 47,6 
Prozent angehoben. 

Die vorläufigen Strafzölle gelten für 
sechs Monate. Sollen dann endgültige 
Zölle eingeführt werden, muss dies von 
der Mehrheit der EU-Mitgliedsstaaten 
bestätigt werden - was wenig wahr¬ 
scheinlich ist. Eine Mehrheit von 18 der 
27 EU-Staaten lehnt derzeit Strafzölle 


ab. Sie fürchten „Vergeltungsmaßnah¬ 
men“ Chinas. Unterstützt wird sie von 
über 500 europäischen Solarunterneh¬ 
men, sagt der Bundestagsabgeordnete 
Hans-Josef Fell (Grüne). Sie fürchten 
weitere Einbrüche in der Branche, weil 
die Verteuerung der Solarmodule zu 
einem weiteren Rückgang des Absat¬ 
zes führt. Eine Studie des Forschungs¬ 
instituts Prognos bestätigt: Einerseits 
hätten die europäischen Unternehmen 
Vorteile durch die Zölle. Aber je nach 
ihrer Höhe könnten innerhalb von drei 
Jahren allein in Deutschland fast 85 000 
Jobs wegfallen. 

Bundeskanzlerin Angela Merkel lehnt 
Strafzölle ab und spricht sich für inten¬ 
sive Gespräche zur Beilegung des Streits 
aus. Chinas Regierungschef Li Keqiang 
begrüßte diese Position. Zum Abschluss 
seines Berlin-Besuchs betonte er, dass 
China großen Wert auf die Entwicklung 
der Beziehungen zur EU lege. Dabei 
spiele die Verbindung mit Deutschland 
eine besondere Rolle. „Unsere Bezie¬ 
hung zwischen China und Deutschland 
kann eine führende Rolle bei der Gestal¬ 
tung der chinesisch-europäischen Bezie¬ 
hungen spielen; sie kann sozusagen eine 
Leitfigur sein“, sagte Li laut dem Nach¬ 
richtenmagazin EurActiv. Eine bessere 
Zusammenarbeit mit Deutschland trei¬ 
be auch die Beziehungen zur EU vor¬ 
an. Vereinbarungen zwischen China und 
Deutschland seien auch Vereinbarungen 
mit der EU, sagte er weiter. 
Deutschland ist bestrebt, die Wirt¬ 
schaftsbeziehungen zu China zu ver¬ 
bessern. Das Handelsvolumen zwischen 
beiden Staaten belief sich im Jahr 2012 
auf knapp 144 Milliarden Euro. Der bi¬ 
laterale Handel mache rund 30 Prozent 
des gesamten Warenaustauschs zwi¬ 
schen China und der EU aus, erklärt 
die Bundesregierung in einer Presseer¬ 
klärung. Bis zum Jahr 2015 soll das Han¬ 
delsvolumen auf 200 Milliarden Euro 
steigen. Protektionismus sei deshalb 
keine Antwort auf aktuelle Herausfor¬ 
derungen und man habe kein Interesse 
an Auseinandersetzungen, die nur in ge¬ 
genseitigen Zollerhebungen enden, er¬ 
klärt die Bundesregierung weiter. BM 


„Die Zukunft gehört uns“ 

FDJ-Mitglieder als „Verfassungsfeinde“ vor Gericht 


Innerhalb weniger Monate wurden 
mehrere Verfahren in unterschiedli¬ 
chen Städten wegen des Zeigens des 
Emblems der Freien Deutschen Ju¬ 
gend (FDJ) eingeleitet. Am 19. Juni 
(nach Redaktionsschluss) begann der 
erste Prozess gegen zwei Mitglieder der 
FDJ, die dafür nach §86a StGB (Ver¬ 
wenden von Kennzeichen verfassungs¬ 
feindlicher Organisationen) ange¬ 
klagt sind. 

Dies ist nicht der erste Versuch 
und wahrscheinlich auch nicht der 
letzte, gegen eine Jugendorgani¬ 
sation vorzugehen, die seit acht 
Jahrzehnten gegen Krieg und Fa¬ 
schismus kämpft. Dieser Prozess 
passt auch gut in diese Zeit, da 
aktuell darüber debattiert wird, 
sämtliche Zeichen der DDR zu 
verbieten und somit nachträglich einen 
ganzen Staat, mit all seinen Organisati¬ 
onen und den Menschen, die darin leb¬ 
ten zu delegitimieren. 

Die FDJ wurde von Jugendlichen, die 
vor dem Hitler-Faschismus ins Exil flie¬ 
hen mussten gegründet. Zuerst 1936 in 
Paris, 1938 in Prag, später in 
London und in unzähligen weiteren 
Städten in der ganzen Welt. Es waren 
kommunistische, sozialdemokratische, 
christliche und andere antifaschistische 
Jugendliche, die sich zur FDJ zusam¬ 
menschlossen und damit die Lehre aus 
der schädlichen Spaltung der Arbeiter¬ 
jugendbewegung im Kampf gegen den 
Faschismus zogen. Unser Zeichen, die 
aufgehende Sonne tauchte erstmalig in 
London auf und ist seither das Emblem 
der Freien Deutschen Jugend. 

Nach der Befreiung vom Hitler-Faschis¬ 
mus 1945 entstanden FDJ Gruppen in 
allen Besatzungszonen und schnell wur¬ 
de die FDJ zur größten antifaschisti¬ 
schen Jugendorganisation. Sie kämpfte 
gegen die Restauration des deutschen 


Imperialismus und für ein friedliches, 
antifaschistisch-demokratisches und ge¬ 
eintes Deutschland. Kurz nach der Spal¬ 
tung in BRD und DDR, wurde die FDJ 
in Westdeutschland 1951 wegen ihres 
Kampfes gegen die Wiederbewaffnung 
der BRD verboten. Im Osten war die 
FDJ maßgeblich am antifaschistisch¬ 
demokratischen Aufbau der DDR be¬ 


teiligt und bestand bis zu ihrem Ende. 
In der BRD gaben Teile der revoluti¬ 
onären Jugend den Kampf gegen das 
Verbot der FDJ in Westdeutschland nie 
ganz auf. Es waren genau diese Teile, die 
nach der Annexion der DDR durch die 
BRD um Aufnahme in die bestehende 
FDJ im Osten baten. Seither besteht die 
FDJ wieder in beiden Teilen Deutsch¬ 
lands und kämpft gegen den Kriegs- und 
Annexionskurs des deutschen Imperia¬ 
lismus und für die Vereinigung der revo¬ 
lutionären Jugend. Es waren die Herr¬ 
schenden der BRD selbst, die sich durch 
ihre Annexion der DDR, die FDJ ein¬ 
gebrockt haben. Im Einigungsvertrag 
festgehalten und durch das Bundesin¬ 
nenministerium bestätigt. Deswegen 
sagen wir: „Ihr könnt uns nicht verbie¬ 
ten!“ Juristisch nicht, aber auch politisch 
nicht, denn wir lassen uns nicht verbie¬ 
ten, nicht unser Emblem, nicht unsere 
Organisation und nicht unseren Kampf 
gegen Krieg und Faschismus. Möge der 
Prozess so oder so ausgehen, die Zu¬ 
kunft gehört uns. (Quelle: FDJ-Flugblatt) 
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Internationale Politik 


unsere zeit m 


Ein Neoliberaler als Hoffnungsträger 

Ruhani gewinnt Präsidentenwahl im Iran 



Vor allem junge, gut ausgebildete Menschen erhoffen sich viel von Rohani. 


A nfang August wird der Iran einen 
neuen Präsidenten haben, dann 
übernimmt Hassan Rohani das 
Amt von Mahmud Achmadinedschad. 
Inmitten einer schweren Wirtschafts¬ 
krise haben die Iraner am vergange¬ 
nen Freitag den Politikwechsel gewählt. 
Der 64-Jährige erzielte bereits im ers¬ 
ten Durchgang die absolute Mehrheit. 
Achmadinedschad konnte nach der 
Verfassung nicht mehr antreten. 
Ruhani war bis 2005 Chefunterhänd¬ 
ler im Streit um das iranische Atompro¬ 
gramm. Als Präsident will er ein Ende 
der Isolierung des Landes durch den 
Westen erreichen, der dem islamischen 
Staat vorwirft, unter dem Deckmantel 
ziviler Nuklearforschung an Atom¬ 
waffen zu arbeiten. Ruhanis Wahlslo¬ 
gan war „Besonnenheit und Hoffnung“. 
Nach acht Jahren Mahmud Ahmadi- 
nedschad soll nach seinem Willen so¬ 
wohl innen- als auch außenpolitisch ein 
frischer Wind wehen. 

Rohanis Unterstützer tanzten auf den 
Straßen unter Gesängen „Meine Stim¬ 
me wurde gezählt“ unter Bezug auf 
den Protestslogan nach den Wahlen 
von 2009 „Wo ist meine Stimme?“ 

Die mehr als 50,5 Millionen stimmbe¬ 
rechtigten Iraner hatten die Wahl zwi¬ 
schen insgesamt sechs Kandidaten, die 
sich für die Nachfolge des scheiden¬ 
den Amtsinhabers Ahmadinedschad 
bewarben. Die Wahlbeteiligung war 
mit über 72 Prozent unerwartet hoch. 
Wegen des hohen Andrangs waren die 
Wahllokale erst mehrere Stunden spä¬ 
ter als geplant geschlossen worden. 
Während das konservative Lager zer¬ 
splittert war, hatten sich Reformer und 
Moderate nach dem Kandidaturver¬ 
zicht von Mohammed Resa Aref hin¬ 
ter Ruhani versammelt. Der 64-jähri- 
ge Geistliche erhielt insbesondere die 
Unterstützung der einflussreichen Ex- 
Präsidenten Mohammed Chatami und 
Akbar Haschemi Rafsandschani, der 
selbst nicht hatte antreten dürfen. Bei 
seinen Auftritten gab es wiederholt öf¬ 
fentliche Proteste gegen die Führung. 
Im Wahlkampf trat Ruhani für die 
Pressefreiheit ein und kritisierte die 


Überwachung der Universitäten und 
des Internets. Zudem forderte er 
mehr Aufmerksamkeit für die Lage 
der Frauen und kündigte an, ihre Dis¬ 
kriminierung nicht länger zu dulden. 
Im Atomkonflikt sprach sich Ruhani, 
der als Vorsitzender des Nationalen 
Sicherheitsrats von 2003 bis 2005 die 
Leitung der internationalen Verhand¬ 
lungen innehatte, für eine Annäherung 
an den Westen aus. Ruhani führt einen 
Doktortitel in Recht aus Glasgow und 
leitet das Zentrum für Strategische 
Studien in Teheran. 

Die kommunistische Tudeh-Partei 
gießt Wasser in den Wein der Begeis¬ 
terung. Ruhani sei 16 Jahre lang, bis 
2005, Vorsitzender des iranischen Si¬ 
cherheitsrats gewesen und als Vertrau¬ 
ter von Ajatollah Chamenei ein Mann 
des herrschenden Systems. Der Inter¬ 
nationale Sekretär der Tudeh-Partei, 
Navid Shomali, sagt Rohani enge Ver¬ 


bindungen mit den reaktionären Eli¬ 
ten in Saudi-Arabien und Katar nach. 
Das Regime sehe ihn als den richtigen 
Mann, die lähmenden, von den USA 
und ihren Verbündeten auferlegten 
Sanktionen gegen den Iran aufzuwei¬ 
chen. Viele reformorientierte Wähler 
hätten nach der Devise „Augen zu und 
Rohani wählen“ gehandelt, ähnlich wie 
2002 die Linke in Frankreich für Chi¬ 
rac votiert habe, um den Faschisten Le 
Pen zu verhindern. Er gelte im Westen 
als „moderat“, weil von ihm eine neoli¬ 
berale Politik, insbesondere die Priva¬ 
tisierung von Betrieben in Staatshand, 
zu erwarten sei. 

Irans einflussreiches geistliches Ober¬ 
haupt Ajatollah Ali Chamenei hat¬ 
te bei seiner Stimmabgabe die USA- 
Regierung wegen ihrer Kritik an der 
Wahl massiv angegriffen. „Zur Hölle 
mit Euch“, die nicht mit der Weise der 
Abstimmung einverstanden sind, sag¬ 


te Chamenei. Das Washingtoner Au¬ 
ßenministerium hatte erklärt, „nach in¬ 
ternationalem Standard ist diese Wahl 
nicht frei, fair oder transparent“. 

Die britische Regierung rief Ruhani 
am Sonntag auf, nach seinem Amts¬ 
vorgänger Ahmadinedschad einen 
„anderen Kurs“ einzuschlagen. Die 
EU-Außenbeauftragte Catherine Ash- 
ton zeigte sich „entschlossen“ zur Zu¬ 
sammenarbeit mit dem ehemaligen 
Atom-Unterhändler, um eine „rasche 
diplomatische Lösung“ im Streit um 
das iranische Atomprogramm zu fin¬ 
den. Ähnlich äußerte sich die US-Re- 
gierung. UNO-Generalsekretär Ban Ki 
Moon rief den Iran zu einer „konstruk¬ 
tiven Rolle“ auf. Russlands Präsident 
Wladimir Putin äußerte die Hoffnung 
auf eine Stärkung der Beziehungen 
zum Iran. 

Ruhani selbst sprach von einem Sieg 
der „Mäßigung über den Extremis¬ 
mus“ und kündigte eine „angemes¬ 
sene Antwort“ an die „Weltgemein¬ 
schaft“ an, wenn diese „die Rechte des 
Irans anerkennt“. Israels Regierungs¬ 
chef Benjamin Netanjahu warnte je¬ 
doch, die Weltgemeinschaft müsse den 
Druck auf den Iran aufrechterhalten, 
damit diese von ihren Atomplänen ab- 
rücke. Die syrische Regierung erklärte, 
sie strebe weiterhin enge Beziehungen 
zum Iran an. 

Laut dem am Samstagabend veröffent¬ 
lichten offiziellen Endergebnis bekam 
Ruhani 18,6 Millionen Stimmen, was 
50,68 Prozent entsprach. Damit lag 
er deutlich vor Teherans konservati¬ 
vem Bürgermeister Mohammed Bag- 
her Ghalibaf, dem Atomunterhändler 
Said Dschalili und dem langjährigen 
Kommandeur der Revolutionsgarden, 
Mohsen Resai. 

Die iranische Presse begrüßte Rohanis 
Wahlerfolg. Während die Reformzei¬ 
tungen von einem Sieg der Moderaten 
und Reformer sprachen, betonten die 
konservativen Blätter allgemeiner die 
hohe Wahlbeteiligung. Nach der Ver¬ 
kündung des Wahlsiegs feierten Zehn¬ 
tausende auf den Straßen Teherans. 

ZLV/MJ. 


2. Brief aus der Türkei 

„Das Volk weint Blut“ 

(Schlagzeile von Montag, 17.6.13) 


Wer jetzt noch an einen „türkischen 
Frühling“ denkt, hat schon die anderen 
Frühlinge nicht begriffen. Die türkische 
Regierung ist den USA sehr genehm. 
Sie hilft brav als Nato-Mitglied mit Sol¬ 
daten in Afghanistan und beschuldigt 
Assad in Syrien heuchlerisch der Taten, 
die sie selbst begeht - nämlich Krieg 
gegen die eigenen Bürger zu führen. 
Noch kurz nach der Jahreswende be¬ 
kannte Präsident Obama, die „Rebel¬ 
len“ in Syrien 2012 u.a. mit 25 Millio¬ 
nen US-Dollar unterstützt zu haben. In 
der Türkei werden die Demonstranten, 
von Erdogan Randalierer, Terroristen 
und Ferngesteuerte genannt, gewiss 
NICHT durch die USA finanziert. 
Denn sie verlangen ein Ende des Re¬ 
gierungskurses, der in Richtung Scha¬ 
ria-Staat geht. Der Umbau der Repu¬ 
blik Türkei in einen osmanisch-autori- 
tär geführten Staat ist in vollem Gange. 
Das neue Alkoholgesetz (kein Verkauf 
nach 22 Uhr) und ein faktisches Abtrei¬ 
bungsverbot belegen diese Absicht. 
Und dabei kann sich Erdogan sogar 
rühmen, dass alles völlig demokratisch 
zugeht. Denn seine Partei AKP hat bei 
den letzten Wahlen als mit Abstand 
stärkste Partei 49,8 Prozent erlangt. 
Sie bekam damit die Regierung kom¬ 
plett in ihre Hand, alle Minister sind 
AKP-Mitglieder. Nach dem Versuch 
2008, auf juristischem Weg ein Verbot 
der AKP zu erreichen, war Erdogans 
erste Amtshandlung, die sozialdemo¬ 
kratische Mehrheit im obersten Verfas¬ 
sungsgericht durch Erweiterung mit ei¬ 
genen Anhängern zu brechen. Seitdem 
ist auch eine Neuausgabe der türki¬ 
schen Verfassung in Arbeit, über deren 


Inhalt nur spekuliert werden kann, da 
alles vollständig geheim gehalten wird. 
Danach ließ er in einem beispiellosen 
Feldzug Regierungskritiker inhaftie¬ 
ren. Er begründet dies mit drohenden 
Putschversuchen. Hunderte von In¬ 
tellektuellen, Generälen, Journalisten 
befinden sich auf unbestimmte Zeit 
im Gefängnis von Silivri westlich von 
Istanbul. Sie sind entweder angeklagt 
nach dem berüchtigten Paragrafen 301 
(„Beleidigung des Türkentums“ jetzt 
„der türkischen Regierung“) oder als 
Beteiligte an der „Ergenekon“ genann¬ 
ten, erfundenen Organisation zur Be¬ 
seitigung der amtierenden Regierung. 
Jederzeit sind weitere Verhaftungen 
möglich, so dass in der Türkei ein Kli¬ 
ma der Angst entstand. 

Im Bildungssektor, traditionell kema- 
listisch-sozialdemokratisch ausgerich¬ 
tet, wurden Professoren- und Direkto¬ 
renstellen entweder durch AKP-Mit¬ 
glieder besetzt oder ausgetauscht. Die 
Staatsanwaltschaft war bisher ebenso 
auf ihre Unabhängigkeit und demo¬ 
kratische Haltung bedacht. Auch hier 
wurden Positionsveränderungen im 
Sinne der AKP vorgenommen. In den 
staatlichen aber auch privaten Fern¬ 
sehsendern haben nur noch Erdogan- 
freundliche Journalisten eine Chance. 
Lediglich Halk-TV, Hayat-TV, Ulusal- 
TV und Yol-TV, alles linke, ständig von 
Strafen bedrohte Sender, berichten ge¬ 
gen den Erdogan-Kurs. 

Gleichzeitig lässt Erdogan seinen An¬ 
hängern viel Gutes zukommen. So be¬ 
zahlte er Wähler für ihre Stimme an die 
AKP, verteilte winters Kohlen an arme 
AKPler und ließ sommers Hunder¬ 


te von Kühlschränken an seine Leute 
ausgeben. Die laufenden Protestakti¬ 
onen bekämpft Erdogan auch mit Ver¬ 
leumdungen und Lügen. Verletzte, die 
sich in eine Moschee flüchteten und 
aufgenommen wurden, sollen dort Al¬ 
koholorgien gefeiert haben. Obwohl es 
der Hodscha der Moschee als Unwahr¬ 
heit bezeichnete, erzählt Erdogan dies 
auf den aktuellen sorgfältig vorbereite¬ 
ten Wahlkampfveranstaltungen immer 
aufs Neue. Während „Haber Türk“- 
TV (ein Sprachrohr Erdogans) bei der 
AKP-Kundgebung vom 16. Juni eine 
Million Teilnehmer ausgemacht haben 
wollte, waren andere Sender bescheide¬ 
ner, sie sprachen von „Zehntausenden“. 
Die generalstabsmäßig inszenierten, 
brutalen Polizeieinsätze wurzeln im 
Putsch vom September 1980. Das Mi¬ 
litär hatte damals die großen Streiks 
und Aktionen der Gewerkschaften als 
Ursache für die instabile Lage der Tür¬ 
kei analysiert. Um Ruhe im Staat her¬ 
zustellen, gründete man 1982 die Spe¬ 
zialeinheit „Cevik Kuvvet“ innerhalb 
der Polizei. Ihre Aufgabe ist in erster 
Linie die Unterdrückung von Demons¬ 
trationen und Protesten. Beispielsweise 
warfen sie am 1. Mai 2013 gezielt Gas¬ 
granaten in das Istanbuler Büro der 
Gewerkschaft DISK. 

Es ist also falsch, wenn deutsche Me¬ 
dien und Claudia Roth von „Sicher¬ 
heitskräften“ sprechen. Cevik Kuvvet 
ist spezialisiert auf Kriegführung gegen 
das eigene Volk. Zu ihrem Equipment 
gehören mit Druck- und Tränengas aus¬ 
gerüstete Wasserkanonen-Fahrzeuge, 
Tränengas in Kapseln (zum Werfen), 
nachweislich zur Erblindung führendes 
„Pfeffergas“, Schusswaffen mit Plastik¬ 
kugeln. Zusätzlich verfügt sie über das 
halbautomatische Gewehr „FN 303“, 
eine „wenig tödliche Schusswaffe“. 


Von diesem wurde in den letzten Ta¬ 
gen großzügig Gebrauch gemacht, wie 
Tote und Schwerverletzte beweisen. 
Gleichzeitig wurden Mediziner wäh¬ 
rend der Behandlung Verletzter durch 
Cevik Kuvvet festgenommen, mit Ka¬ 
belbindern gefesselt und abgeführt. In 
die Lobby von Hotels, die Verletzte 
aufgenommen hatten, warfen die Poli¬ 
zisten ohne Rücksicht auf Unbeteiligte 
Gasgranaten. 

45 Anwälte, die im Gerichtsgebäude 
am Taksim Demonstranten beistehen 
wollten, wurden festgenommen. Dies 
wiederum brachte die empörten An¬ 
wälte in Roben zu Tausenden auf die 
Straße. 

Uniform und Ausstattung von Cevik 
Kuvvet erinnern stark an das Baller¬ 
spiel „Counter Strike“ bei dem viele 
der Männer offenbar Rohheit und Ge¬ 
fühllosigkeit gelernt haben. Bis zum 
13. Juni wurden allein über 150 000 
Gasgranaten eingesetzt. Deshalb ist in¬ 
zwischen der Vorwurf „Erdogan lässt 
unsere Jugend vergasen“ ein geflügel¬ 
tes Wort, das den Vergleich Erdogan = 
Hitler begleitet. 

Und: Obwohl die Mitgliedschaft in po¬ 
litischen Parteien für Polizeioffiziere 
verboten ist, lässt sich feststellen, dass 
sie gezielt rekrutiert werden, wenn sie 
einen rechten Hintergrund nachweisen 
können. 

Die großen Gewerkschaften haben für 
den 18. Juni zum Generalstreik aufge- 
rufen. Protestaktionen dauern an und 
haben bereits Feriengebiete ergriffen. 
Wir werden aufmerksam verfolgen 
müssen, was in der Türkei weiter ge¬ 
schieht. Es ist zu befürchten, dass die 
Regierungen Europas von der türki¬ 
schen Regierung lernen, wie mit kriti¬ 
scher Bevölkerung umzugehen ist. 

karla -la 


Nicht alle Blicke 
sind wohlwollend 

Die kubanische Botschaft lud 
Vertreter der DKP ein 

Eingeladen von der Botschaft Kubas in 
Berlin ergab sich am 14. Juni für Patrik 
Köbele als Parteivorsitzenden, Nicole 
Drücker als Leiterin der AG Kuba und 
den Internationalen Sekretär Günter 
Pohl die Möglichkeit zu einem intensi¬ 
ven Gedankenaustausch mit dem Bot¬ 
schafter der Republik Kuba, Raul Be- 
cerra, und ihrem Ersten Sekretär, Da- 
ciel Alfonso. 

Die kubanische Seite bat um Erläute¬ 
rung der Ergebnisse des 20. Parteitags 
der DKP. Patrik Köbele führte aus, wie 
die DKP fortan eingreifen wird. Der 
Beschluss „Antworten auf die Krise“ 
sei von den Delegierten verbessert 
worden und stelle eine Grundlage dar, 
die die DKP handlungsfähiger macht. 
Eine klare Mehrheit habe sich für ei¬ 
nen Erhalt der DKP im marxistisch- 
leninistischen Sinn ergeben. In diesem 
Sinne ist die Zurückweisung der da¬ 
maligen „Thesen“ auf dem 19. Partei¬ 
tag für das Verständnis der Ergebnisse 
des 20. Parteitags erheblich. 

Raul Becerra äußerte, dass unter Kom¬ 
munisten bei Kongressen das beste Er¬ 
gebnis erreicht werde, wenn die Dis¬ 
kussion auf Grundlage von Ethik und 
Ehrlichkeit geführt wird. Dass das bei 
der DKP der Fall sei, darüber gebe es 
bei der PCC keinen Zweifel. Das Ein¬ 
greifen in der Arbeiterklasse, in den 
Kommunen und bei der Jugend nann¬ 
te Botschafter Becerra fundamental. In 
diesem Sinne freue sich die PCC über 
das gute Verhältnis der DKP zur SDAJ. 
Raul Becerra erwähnte die Wichtigkeit 
des Wandmalerei-Projekts der SDAJ in 
einer Universität von Havanna, das von 
Beginn an unterstützt worden sei. Mit 
der SDAJ gebe es für Kubas Deutsch¬ 
land-Vertretung den intensivsten Kon¬ 
takt unter den fortschrittlichen Jugend¬ 
verbänden. 

Becerra ging auch auf die kapitalisti¬ 
sche Krise sowie die Auswirkungen 
der Klimaveränderungen für Kuba 
ein. Was tut das blockierte Land Kuba? 
5 200 Kilometer Küste hat Kuba und 
jeder Kilometer sei untersucht worden, 
um die Auswirkungen auf einen Mee¬ 
resspiegelanstieg zu berücksichtigen. 
Zum einen würden Mangroven und 
andere salzwasserspeichernde Pflanzen 
gepflanzt, zum anderen müssten pers¬ 
pektivisch eventuell aber auch Men¬ 
schen umgesiedelt werden. 

Die wirtschaftlichen Aktualisierungen 
seien in vollem Gange, aber weil Fehler 
nicht gemacht werden dürfen, gehe die 
Sorgfalt der Eile vor. Eine Kommissi¬ 
on, die Maßnahmen und Auswirkungen 
studiert, überwacht den Prozess. Aber: 
„Viele Augen schauen auf uns - und 
nicht alle Blicke sind wohlwollend!“ 
Auf Kuba werde trotz mancher Um¬ 
stellungen niemals jemand unversorgt 
bleiben. 

Die Außenbeziehungen Kubas und 
der Kommunistischen Partei hätten 
sich weltweit - besonders in Latein¬ 
amerika - in den letzten eineinhalb 
Jahrzehnten verbessert. Vor kurzem 
traf sich das Koordinierungsgremium 
des Forums von Säo Paulo in Havan¬ 
na, mit insgesamt 140 Teilnehmenden, 
die einstimmig eine von der KP Kubas 
vorbereitete Erklärung annahmen. 
Auch auf zwischenstaatlicher Ebene 
gibt es Erfolge: Kuba ist nicht nur Teil 
der CELAC, sondern steht ihr derzeit 
vor. Und „alle wollen, dass Kuba in die 
OAS zurückkehrt - außer Kuba! “ Zum 
Abschluss ging der Botschafter noch 
auf die Lage und das Bewusstsein der 
kubanischen Jugend ein. Er zeigte sich 
auch diesbezüglich optimistisch, auch 
wenn es politische und ideologische 
Unterminierungsversuche gebe. 

Günter Pohl 


Regierungskrise in Prag 

Der tschechische Premierminister Petr 
Necas ist am Montag als Regierungs¬ 
chef und als Parteivorsitzender der 
Bürgerdemokraten (ODS) zurückge¬ 
treten. Er zog damit die Konsequenz 
aus der Bespitzelungs- und Korrupti¬ 
onsaffäre rund um seine langjährige 
Bürochefin. Die Koalition will trotz¬ 
dem weitermachen. 
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Überschneidung verschiedener Krisen 

des Kapitalismus 

Parteitag der KP Finnlands * neuer Vorsitzender gewählt 



Der neue SKP-Vorsitzende Juha-Pekka Väisänen freut sich offensichtlich auf 
seine Aufgabe. 


A m 8. und 9. Juni fand in Vantaa 
der Parteitag der Kommunisti¬ 
schen Partei Finnlands (Suomen 
Kommunistinen Puolue - SKP) statt. 
Neben der DKP gab es Gäste von der 
KP Südafrikas, der KP Dänemarks, der 
KP der Russischen Föderation, der KP 
Irans, der Irakischen KP, der Partei der 
Europäischen Linken und der Befrei¬ 
ungsbewegung Polisario sowie Dele¬ 
gationen der Botschaften Kubas und 
Chinas. 

Mehr als drei Dutzend Kommunisti¬ 
sche Parteien sandten zudem Grußbot¬ 
schaften; hinzu kamen Schreiben sons¬ 
tiger Linksparteien, darunter die deut¬ 
sche „Linke“. Die SKP, die Vollmitglied 
der Partei der Europäischen Linken ist, 
achtet erfolgreich darauf, gleicherma¬ 
ßen Kontakte zu allen Kommunisti¬ 
schen Parteien Europas und zu vielen 
in der Welt zu halten. 

Die SKP führte mit den 121 Delegier¬ 
ten einen organisatorisch perfekten 
Parteitag durch. Zum neuen Vorsit¬ 
zenden wurde der bisherige General¬ 
sekretär Juha-Pekka Väisänen durch 
das neue Zentralkomitee gewählt. Er 
löst den nach einundzwanzig Jahren 
ausscheidenden Yrjö Hakanen ab, der 
sich auf sein Stadtratsmandat in Hel¬ 
sinki konzentrieren wird: „Keinesfalls 
werde ich in Ruhestand gehen!“ Als 
Väisänens Stellvertreter von wurden 
Emmi Tuomi und Pauli Schadrin ge¬ 
wählt; neuer Generalsekretär ist der 


erst 24-jährige Heikki Ketoharju. Zu 
den 39 ZK-Mitgliedern wurden noch 
11 Kandidat/inn/en bestimmt. 

Die KP Finnlands hat neben Helsinki 
weitere Mandate u.a. in Tampere und 
Jyväskylä. Im linken Spektrum kon¬ 
kurriert sie mit der größeren „Linksal¬ 
lianz“, die ebenfalls Mitglied der Euro¬ 
päischen Linken ist. Das Verhältnis ist 
gespannt, auch weil die Linksallianz in 
der Großen Koalition von sechs Par¬ 
lamentsparteien ist, die sich vor zwei 
Jahren gegen die rechten „Wahren 
Finnen“ gebildet hat, und dort Sozial¬ 
abbau und Austeritätspolitik mitträgt. 
Dagegen gab es ein Grußwort von der 
„Linksgruppe“, die sich aus zwei Ab¬ 
geordneten der Linksallianz gebildet 


hatte, nachdem diese in die Regierung 
eingetreten war. Möglich ist eine poli¬ 
tische Allianz der Linksgruppe mit der 
SKP für die Wahlen 2015. 

In seiner Rede bezeichnete Yrjö Haka¬ 


nen die EU-Krise als nicht durch fal¬ 
sche Politik, sondern durch die kapita¬ 
listischen Widersprüche verursacht. Es 
handele sich um eine Überschneidung 
verschiedener Krisen: Überakkumula¬ 
tion, Finanzen, Soziales, Umwelt und 
Parlamentarismus. Die Finnland regie¬ 
rende Koalition sei nicht korrigierbar, 
sondern deutlich nach rechts gerückt. 
Sie bringe das traditionell neutrale 
Finnland näher an die NATO; auch 
unterstütze sie den Afghanistankrieg. 
Dass die Regierung die kommunalen 
Unterstützungen um eine Milliarde 
Euro gekürzt habe, führe ebenfalls zu 
immer neuen Stimmengewinnen für 
die „Wahren Finnen“. Der Widerstand 
dagegen sei fragmentarisch, und wie 


auch in anderen europäischen Ländern 
blieben gewerkschaftliche Kämpfe par¬ 
tieller Natur. 

Die SKP setzt dagegen auf ein Min¬ 
desteinkommen von 1 700 Euro, nach¬ 
dem zwanzig Jahre Umverteilung zu 
Gunsten der Reichen stattfand. Statt 
einer kommunalen Neuordnung (die 
Regierung will aktuell vergrößerte 
Verwaltungsbezirke um Kosten einzu¬ 
sparen) fordern die Kommunist/inn/en 
Investitionen in die Kommunen. Die 
SKP will zudem ein Referendum über 
die EU-Verträge. Bei den EU-Wahlen 
sollen die Kräfte der GUE/NGL-Frak- 
tion im EU-Parlament gestärkt werden, 
was in Finnland die Unterstützung der 
ELP bedeute, wenngleich in der Frak¬ 
tion EL-Befürworter und -Beobachter 
sowie Nicht-EL-Parteien Zusammen¬ 
arbeiten. 

Bei der Debatte gab es interessante 
Beiträge, wie zur beabsichtigten An¬ 
hebung des Renteneintrittsalters von 
63 auf 65 Jahre oder zu den Widersprü¬ 
chen zwischen Natur und Arbeitsplät¬ 
zen beim Bergbau in Karelien. Größere 
Zugewinne bei Wahlen hat die SKP zu¬ 
letzt nur in Lappland gemacht, wo auch 
die Parteizeitung „Tiedonantaja“mehr 
Verbreitung findet. 

Das Parteiprogramm wurde in einigen 
Punkten neu gefasst, die Juha-Pek¬ 
ka Väisänen vorstellte. Unter ande¬ 
rem sollen Parteidokumente auch auf 
Schwedisch, das in Finnland von einer 
5,5 Prozent starken Minderheit gespro¬ 
chen wird, und möglichst auch auf Rus¬ 
sisch herausgebracht werden. 

Günter Pohl 


„Die KPF nimmt an den Aktivitäten der Europäischen Linken teil, um eine star¬ 
ke Gegenkraft und Alternative zur Herrschaft der EU aufzubauen. Es ist un¬ 
verzichtbar, sich von EU-Verträgen zu lösen, um die Klasseninteressen der 
Arbeiter und Menschen mit niedrigem Einkommen, nationale Souveränität 
und die gemeinsamen Rechte von Europäern zu schützen. Es muss ein anderes 
Europa aufgebaut werden, in dem das menschliche Wesen wichtiger ist als 
die Freiheit des Kapitals und wo Gleichheit, Gerechtigkeit, Demokratie, Um¬ 
weltschutz und Solidarität Priorität bekommen. Die Entwicklung einer euro¬ 
päischen Sicherheit und Zusammenarbeit erfordert eigeninitiative Beiträge 
der OSZE, des Europarats und von Nichtregierungsorganisationen.“ 

Aus dem Beschluss „Frieden und internationale Solidarität - eine Notwen¬ 
digkeit“ 


Soldaten im Streik 

Fehlschlag für EU-Mission in Mali 


Die Ausbildung des ersten Bataillons 
der malischen Armee durch EU-Aus¬ 
bilder ist am 8. Juni in einen peinlichen 
Fehlschlag eingemündet und wohl des¬ 
halb in deutschen Medien nicht berich¬ 
tet worden. Wie das Internetportal 
„ Jeune Afrique“ vermeldete, weigerten 
sich die an der „Pilotaktion“ beteilig¬ 
ten 670 Soldaten der Mali-Armee nach 
zwei Monaten Ausbildung einfach, an 
der vorgesehenen Abschlusszeremonie 
des ersten Lehrgangs teilzunehmen. 
Sie sollten vor den in Bamako akkre¬ 
ditierten Diplomanten, dem Verteidi¬ 
gungsminister Malis und Offizieren der 
französischen Militäroperation Serval 
ihre Fähigkeiten vorführen. Laut offi¬ 
zieller Zielsetzung ging es bei der Aus¬ 
bildung vor allem um Waffentraining 
und Einübung von „Disziplin“. 

Statt sich vor den „internationalen Be¬ 
obachtern“ in Szene setzen zu lassen, 
versteiften sich die Soldaten auf das 
Erheben von Forderungen: eine Son¬ 


derprämie von 50 000 CFA-Francs 
(ca. 75 Euro pro Monat), wie sie auch 
malische Soldaten beim Einsatz im 
Norden des Landes bekommen, zu¬ 
sätzlich zum normalen Sold, Beförde¬ 
rung in einen höheren Dienstgrad (mit 
besserer Besoldung) und Urlaub zum 
Besuch ihrer Familien. Wie verlautete, 
verwiesen die Soldaten darauf, dass die 
EU viel Geld für die Mali-Operation 
zur Verfügung gestellt habe, von dem 
sie jedoch nichts gesehen haben. Sie 
sollen die höheren Offiziere der Mali- 
Armee verdächtigen, sich dieses Geld 
selbst in die Tasche zu stecken - was 
auf ein ziemlich gestörtes Verhältnis 
zwischen Mannschaften und oberen 
Offiziersrängen hindeutet, das auf ent¬ 
sprechenden schlechten Erfahrungen 
in der Vergangenheit beruhen dürfte. 
Die EU-Ausbildungsmission EUTM 
in Mali ist seit dem 2. April in der Mi¬ 
litärschule von Koulikoro am Niger, 
etwa 60 km von der Hauptstadt Ba¬ 


mako entfernt, in Gang. Insgesamt 550 
EU-Ausbilder aus verschiedenen EU- 
Staaten unter dem Kommando eines 
französischen Generals sollten in den 
nächsten 15 Monaten in vier Ausbil¬ 
dungsphasen jeweils ein Bataillon der 
Mali-Armee für den Einsatz im Nor¬ 
den vorbereiten, um dort die franzö¬ 
sischen Einheiten der Mission Serval 
ablösen zu können. Offiziell geht es 
um die Aufrechterhaltung der „natio¬ 
nalen Einheit“ Malis gegen die rebel¬ 
lierenden Tuareg-Stämme im Norden 
und die dort operierenden Islamisten- 
Milizen, die durch den französischen 
Militäreinsatz zwar aus den Städten im 
Norden wieder verjagt, aber noch nicht 
völlig besiegt worden sind. Die Bun¬ 
deswehr hat ihre Beteiligung an der 
EU-Mission mit bis zu 180 Ausbildern 
zugesagt. Mit den Tuareg-Stämmen, 
die unbeschadet der französischen 
Militärpräsenz im Umfeld in der nord¬ 
malischen Stadt Kidal regieren, gibt es 
inzwischen Verhandlungen über eine 
Autonomielösung für das Tuareg-Ge¬ 
biet. 

Pierre Poulain 


Schießerei in Bengasi 

Armeechef warnt vor „Blutbad“ 


Die Früchte der NATO-Militärinter- 
vention in Libyen treten zwei Jahre 
nach dem Sieg der vom Westen un¬ 
terstützten „Freiheitskämpfer“ immer 
deutlicher in Erscheinung. Dem da¬ 
nach installierten „Nationalen Über¬ 
gangsrat“ ist es bis heute nicht gelun¬ 
gen, die staatliche Einheit des Landes 
aufrechtzuerhalten und die diversen 
„Milizen“, die weite Teile des Landes 
eigenmächtig in Besitz genommen 
haben und teilweise heftig, auch mit 
Waffengewalt, gegenseitig bekämp¬ 
fen, seiner Oberhoheit zu unterstellen. 
Fortschreitender Staatszerfall und die 
Entwicklung mafia-artiger Strukturen, 
die miteinander um die Macht und die 
Verteilung der vorhandenen Ressour¬ 
cen bzw. die Kontrolle der Handelswe¬ 
ge und des Drogenhandels kämpfen, 
sind die Folge. 

Ein besonders schwerer Zwischenfall 
ereignete sich am 15. Juni in der ost¬ 
libyschen Provinzhauptstadt Bengasi 
(einst in der westlichen Presse als Aus¬ 
gangspunkt und Hochburg des „Frei¬ 
heitskampfes“ gegen Gaddafi hochge¬ 
lobt). Wie das Internetportal „Jeune 
Afrique“ unter Bezugnahme auf einen 


Bericht der französischen Nachrich¬ 
tenagentur AFP vermeldete, wurden 
bei einem Angriff bewaffneter „Isla¬ 
misten“ auf eine Kaserne der „Spezi¬ 
alkräfte“ der libyschen Armee im Ge¬ 
folge eines länger anhaltenden heftigen 
Schusswechsels fünf Soldaten dieser 
Spezialtruppe getötet. Die „Islamisten- 
Miliz“ soll zunächst am frühen Morgen 
gegen 4 Uhr Ortszeit den Stützpunkt 
der Spezialkräfte und danach ein Poli¬ 
zeikommissariat mit Handfeuerwaffen 
und Raketen angegriffen haben. Eine 
etwa anderthalb Stunden anhaltende 
Schießerei in der Nähe des Stadtzen¬ 
trums ist auch von Augenzeugen aus 
der Nachbarschaft gegenüber dem 
AFP-Journalisten bestätigt worden. 
Der Interims-Generalstabschef der 
libyschen Armee, der die zeitweilige 
Räumung des angegriffenen Standorts 
angeordnet hatte, „um Leben zu scho¬ 
nen“, nahm den Vorfall zum Anlass ei¬ 
nes Auftritts im libyschen Fernsehen, in 
dem er vor einem „Blutbad“ und einer 
„Katastrophe“ in Bengasi warnte, falls 
die Spezialkräfte der Armee weiter an¬ 
gegriffen werden sollten. 

P.P. 


Die Erinnerung an 
die Brigaden bewahren! 

Die Stadt Madrid will ein Monument 
für Interbrigaden schleifen lassen 


Mit der fadenscheinigen Begründung 
einer fehlenden Genehmigung will die 
Madrider Stadtregierung ein Mahnmal 
für die Opfer des Spanischen Bürger¬ 
kriegs entfernen. Das Oberste Madri¬ 
der Gericht verlangt die sofortige Ent¬ 
fernung des 2011 von der „Gesellschaft 
der Freunde der Internationalen Bri¬ 
gaden“ (AABI) auf dem Campus der 
Universität Complutense (UCM) auf¬ 
gestellten Monuments. 

„Die AABI drückt ihren energischs¬ 
ten Widerspruch gegen den Justiz¬ 
spruch aus und vertraut 
darauf, dass die Uni 
versität Complutense 
dagegen vorgeht und 
keinesfalls das Mo¬ 
nument entfernt. Wir 
glauben, dass mit 
einem juristischen 
Vorwand ein Atten¬ 
tat gegen die Erin¬ 
nerung an die Inter¬ 
nationalen Brigaden 
verübt werden soll, 
das beste Beispiel 
von internationaler 
Solidarität und Hin¬ 
gabe für Demokra¬ 
tie, Freiheit und ge¬ 
sellschaftliche Ge¬ 
rechtigkeit.“ 

Weiter heißt es in 
dem AABI-Kom- 
munique vom 
6. Juni: „Außer¬ 
dem wollen wir 
daran erinnern, 
dass die Realisie¬ 
rung und Finan¬ 
zierung dieses 
Mahnmals die 
Initiative unse¬ 
rer Gesellschaft 
war und dass die 
UCM seine Er¬ 
richtung auf dem 
Campus erlaubt 
hat, denn die In¬ 
ternationalen 
Brigaden hatten 
dort ihre Feu¬ 
ertaufe bei der 
Verteidigung 
Madrids. Die 
Finanzierung 
wurde durch 
Volkssub¬ 
skriptionen 



getragen, durch Beiträge von Grup¬ 
pen und Gesellschaften aus Spanien 
und anderen Ländern, wie zum Beip- 
siel ausländischen Botschaften in Ma¬ 
drid sowie des Ministeriums der Prä¬ 
sidentschaft der Regierung Spaniens. 
Die UCM hatte zwar finanziell nichts 
beigetragen, jedoch wurde das Design 
von der Fakultät der schönen Künste 
gemacht.“ 

Auch die Organisation „Forum für 
die Erinnerung“ äußerte sich zu dem 
Urteil und stellte fest, dass die Uni¬ 
versitätsstadt Ort des 
Kampfes gegen die il¬ 
legale und vom inter¬ 
nationalen Faschismus 
unterstützte Erhebung 
war. „Wiederholt for¬ 
dern wir von den Be¬ 
hörden die Anwen¬ 
dung und Entwicklung 
des Gesetzes der Erin¬ 
nerung mit der dazuge¬ 
hörigen Beschilderung, 
Konservierung und pä¬ 
dagogischen Arbeit, 
inklusive des Erhalts 
dieses Momnuments. 
(...) Demokratische 
Regierungen müssen 
sich durch die Verwirk¬ 
lichung und Entwick¬ 
lung von institutionel¬ 
ler, sozialer und erzie¬ 
herischer Politik einer 
demokratischen Ge¬ 
schichte charakterisie¬ 
ren, und nicht durch die 
Versüßung der Diktatur 
und ihrer Verantwortli¬ 
chen und Fortführer.“ 
Die Kommunistische 
Partei Spaniens stellte 
sich in einer Erklärung 
hinter die Worte des 
„Forums für die Erinne¬ 
rung“ und drückte ihre 
Überzeugung aus, dass 
in einem Rechtsstaat 
der Erhalt der demo¬ 
kratischen Erinnerung, 
ihrer Symbole und poli¬ 
tischen Werte ein Recht 
für alle Bürgerinnen und 
Bürger ist. 

Günter Pohl 

Das Monument wurde 
schon öfter Ziel faschis¬ 
tischer Schmiere¬ 
reien 
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Gastkolumne von Georg Fülberth 

Zweitklassiges Ereignis 


Als John F. Kennedy 1963 die BRD 
besuchte, gab es einen großen Bahn¬ 
hof. Der Verfasser der vorliegenden 
bescheidenen Zeilen musste aus die¬ 
sem Anlass kurzzeitig um seine Ho¬ 
sen bangen. Er stand vor der Frank¬ 
furter Paulskirche eingekeilt zwi¬ 



schen begeisterten Landsleuten. Die 
hopsten so leidenschaftlich auf und 
ab, dass ihm, nachdem die Menge 
sich aufgelöst hatte, seine Beinklei¬ 
der in den Kniekehlen hingen und 
er sie verlegen wieder hochziehen 
musste. 

Anschließend flog Kennedy nach 
Westberlin und sagte dort, er sei ein 
Berliner. Das war einerseits eine 
Kompensation dafür, dass er sich 1961 
unmittelbar nach dem Mauerbau rar 
gemacht hatte,. Andererseits war es 
die Bekräftigung einer langfristigen 
Strategie, deren Realitätstüchtigkeit 
bei späteren Präsidentenbesuchen 
unterschiedlch demonstriert wurde. 
Als Carter in den siebziger Jahren 
gefragt wurde, wie lange die Mauer 
denn noch stehen werde, war er verle¬ 
gen. Später verlangte Reagan am sel¬ 
ben Ort von Gorbatschow, er solle sie 
abreißen lassen, und der gehorchte. 
2008 hätte Obama vor dem Bran¬ 
denburger Tor gerne Wahlkampf 
gemacht, aber Merkel wollte es sich 
nicht mit den Repulikanern verder¬ 
ben. Dafür wurde sie bei späteren Be¬ 
suchen von ihm eher kühl behandelt. 
Doch die Abneigug geht nicht so weit, 
dass er die BRD im Wahlkampf 2013 
meiden würde. Zwar gilt Obama da 


und dort noch als eine Art Sozialde¬ 
mokrat, aber Steinbrück wird von sei¬ 
ner Visite weniger haben als Merkel, 
die häufiger als er zusammen mit dem 
Gast fotografiert werden wird. 

Bis 1990 waren die USA Garantie¬ 
macht des westdeutschen Wieder¬ 
vereinigungsanspruchs. Im Gegenzug 
war die BRD ihre treueste Satrapie. 
Diese Waffenbrüderschaft ist längst 
einer kaum verhüllten Rivalität gewi¬ 
chen. Im Vergleich zur Offerte einer 
Traumpartnerschaft, die Ende Mai 
ein anderer Staatsbesucher, nämlich 
der chinesische Ministerpräsident, 
machte, wirkt Obamas Aufenthalt 
eher zweitrangig. Wäre nicht Wahl¬ 
kampf, dann hätte die vielbeschäftig¬ 
te Kanzlerin die Honneurs wohl am 
liebsten ihrem Grüß-August, dem 
Bundespräsidenten, überlassen, wie 
kürzlich die Grundsteinlegung für die 
Berliner Schloss-Attrappe. 

Bei Begegnungen mit chinesischen 
und russischen Gastgebern und Gäs¬ 
ten lässt Merkel gern die Menschen¬ 
rechtlerin heraushängen. Angesichts 
des US-amerikanischen Schnüffel¬ 
systems „Prisma“ wäre eine solche 
kesse Lippe auch gegenüber Obama 
angebracht. Man wird sehen, ob die 
Kanzlerin sich das traut. Sonst hät¬ 
te Steinbrück tatsächlich eine kleine 
Chance zur Profilierung. Wenn dieser 
Artikel erscheint, werden wir wissen, 
ob er sie genutzt hat. Wahrscheinlich 
hat er Angst vor einem anschließen¬ 
den Shitstorm in der Springer-Presse. 
Aber die Hoffnung auf Regierungs¬ 
oder rotgrünen Protest richtet sich 
wohl ohnehin an die falsche Adres¬ 
se. Umso dankbarer erinnern wir uns 
an jene drei PDS-Abgeordneten, die 
2002 anlässlich eines anderen Präsi¬ 
dentenbesuchs ein Transparent en- 
falteten: „Mr. Bush & Mr. Schroeder- 
stop Your wars!“ Und die Tatsache, 
dass ihr Fraktionsvorsitzender sich 
anschließend beim Kriegspräsiden¬ 
ten entschuldigte, wollen wir - eben¬ 
falls aus Wahlkampfgründen - gnädig 
vergessen. 


Falsche „Freunde Syriens“ 


Sehnsüchtig hatten die Kriegstreiber 
in London und Paris auf die Nach¬ 
richt gewartet, dass Barack Obama 
die Lieferung von Waffen an syrische 
„Rebellen“ endlich offiziell billigt. 
Dabei war diese Entscheidung zu er¬ 
warten gewesen seit dem Tag, an dem 
der US-Präsident verkündet habe, er 
werde den Einsatz chemischer Waf¬ 
fen durch die Assad-Armee als Über¬ 
schreiten einer „roten Linie“ werten. 
Die US-Nachrichtendienste liefer¬ 
ten die bestellten Belege, sie hätten 
schlüssige „Beweise“ vorgelegt, dass 
in „etwa 100 bis 150 Fällen im Verlauf 
des vergangenen Jahres“ „chemische 
Waffen einschließlich des Nervenga¬ 
ses Sarin“ gegen die Freischärler ein¬ 
gesetzt worden sei. 

Es fällt leicht, sich die Sicht des rus¬ 
sischen Präsidentenberaters Juri 
Uschakow zu eigen zu machen, dass 
die „Beweise“ Erinnerungen an die 
„unwiderlegbaren Bestätigungen“ 
für die Existenz irakischer Massen¬ 
vernichtungswaffen wachriefen, die 
einst der frühere US-Außenminister 
Colin Po well vor der UNO vorgelegt 
hat. 

Dabei erregen sich die selbsternann¬ 
ten Freunde Syriens streng parteilich, 
wenn es um vermeintliche oder tat¬ 
sächliche Gräueltaten geht. Sie spie¬ 
len regelmäßig die von salafistischen, 
von Katar und Saudi-Arabien unter¬ 
stützten und über die Türkei nach 
Syrien eingeschleusten Terrorban¬ 
den verübten Massaker an der Zivil¬ 
bevölkerung herunter. Wie schon in 
Libyen erweisen sie sich als - zeitwei¬ 
se -Verbündete von Verbündeten der 
Al-Kaida. 


Im Internet zeigt ein Video, wie ein 
Kommandeur der Freischärler einem 
Soldaten den Brustkorb aufschneidet, 
das Herz herausreißt und hineinbeißt. 
Zu solchen Bildern gibt es keine of¬ 
fiziellen Kommentare. Vielleicht las¬ 
sen sie den Friedensnobelpreisträger 
im Weißen Haus auch kalt, der jeden 
Dienstag die Namen auf der Liste 
derer, die er in anderen Ländern tot 
zu sehen wünscht, persönlich abhakt. 
Selbst George Bush war da ein wenig 
zimperlicher, er überließ die Zielaus¬ 
wahl für die Drohnen anderen. 

Mit seinem Richtungswechsel weni¬ 
ge Tage vor dem G8-Gipfel in Nord¬ 
irland hat Obama die Position von 
David Cameron und Frangois Hol¬ 
lande gegenüber den 14 EU-Staaten, 
die sich bisher gegen Waffenlieferun¬ 
gen an die Gotteskrieger wandten, 
gestärkt. Sicher ist das Engagement 
der beiden nicht nur auf Nostalgie 
zurückzuführen, auf die Erinnerung 
an die imperialistische Zerstückelung 
des Ottomanischen Reiches durch 
Frankreich und Großbritannien nach 
dem Ersten Weltkrieg. Da wird auch 
die Spekulation Ablenkung der Wäh¬ 
ler von den Folgen ihrer Sparpro¬ 
gramme und Kürzungspolitik eine 
Rolle spielen. 

Eine Verhandlungslösung im innersy¬ 
rischen Konflikt mit demokratischen 
Reformen, für die sich Russland und 
China stark machen, ist jedenfalls 
in weite Ferne gerückt. Waffenliefe¬ 
rungen an die „Rebellen“ bedeuten 
nichts weiter als mehr Gewalt und 
Tod und noch größere Leiden für das 
syrische Volk. 

Manfred Idler 


Für ein weltweites Verbot und die 
völkerrechtliche Ächtung 

Interview mit Peter Strutynski zum Drohneneinsatz 


UZ: Wird die Bundesregierung trotz des 
aktuellen Skandals im Verteidigungsmi¬ 
nisterium an der Beschaffung von Auf- 
klärungs- oder sogar von Kampfdroh¬ 
nen festhalten? 

Peter Strutynski: Selbstverständlich 
wird sie das. Aufklärungs- oder besser: 
Spionagedrohnen werden gebraucht, 
um Informationen über feindliche 
Stellungen, Frontverläufe, topografi¬ 
sche Gegebenheiten, Gefechtssituati¬ 
onen, aber auch über vermutete Ter¬ 
roristen und ihre Unterkünfte etc. zu 
erhalten. Die Drohnen fliegen in sehr 
großer Höhe und sind vom Boden aus 
nicht zu erkennen; sie liefern aber fo¬ 
tografisch exakte Abbildungen von den 
beobachteten Objekten. Und das alles 
in Echtzeit. Und in Echtzeit können 
solche Daten an die Einsatzkräfte (ob 
in der Luft oder auf dem Boden) über¬ 
mittelt werden, die dann identifizierte 
Ziele ins Visier nehmen und zerstören 
können. Die Bundeswehr verfügt schon 
seit längerem über solche Drohnen und 
setzte sie z.B. im NATO-Krieg gegen 
Jugoslawien und setzt sie heute noch in 
Afghanistan ein. 

Die unglaubliche Geschichte mit den 
Großdrohnen vom Typ Euro Hawk 
war ja nur ein Betriebsunfall, wie er 
bei Beschaffungsmaßnahmen der Bun¬ 
deswehr öfter vorkommt. Aus der Ver¬ 
gangenheit sind die Skandale um den 
Schützenpanzer HS 30, den Starfighter 
oder den Eurofighter erinnerlich. Alles 
sündhaft teure Projekte, deren militä¬ 
rischer Gebrauchswert gering, deren 
realisierter Tauschwert für die beteilig¬ 
ten Rüstungsunternehmen dafür umso 
größer war. Dem amtierenden Verteidi¬ 
gungsminister de Maiziere, der es laut 
Süddeutscher Zeitung mit der Wahrheit 
offenbar nicht sehr genau nimmt, wird 
dennoch kein Haar gekrümmt werden. 
Eine Demission de Maizieres wäre nach 
Jung und zu Guttenberg der dritte Ver¬ 
teidigungsminister der Merkel-Regie¬ 
rung, der gehen müsste. Das kann sich 
die Koalition so kurz vor den Wahlen 
einfach nicht leisten. 

UZ: Worin siehst Du die Hauptproble¬ 
me beim Einsatz der Drohnen? Welche 
Erfahrungen gibt es beim Einsatz von 
Drohnen? Wie viele Einsätze, wie viele 
Opfer hat es bereits gegeben? Was macht 
der Einsatz mit den Soldaten, die auf den 
„ Knopf drücken “? 

Peter Strutynski: Ich möchte von 
Kampfdrohnen sprechen, also von je¬ 
nen unbemannten Killersystemen, die 
computergesteuert über weite Entfer¬ 
nungen ihr Ziel anfliegen und dort ihre 
tödliche Fracht abfeuern. Über solche 
UCAVs (Unmanned Combat Aerial 
Vehicles) verfügen bisher nur wenige 
Armeen in der Welt, allen voran die 
Vereinigten Staaten. Der US-Geheim- 
dienst CIA führt seit 2004 Angriffe mit 
Kampfdrohnen aus, vor allem in Paki¬ 
stan. Unter Präsident Obama hat diese 
Kampfform enorm zugenommen, wes¬ 
halb er auch den Beinamen Drohnen¬ 
präsident erhalten hat. Nach Angaben 
der New Amerika Foundation habe es 
in den acht Jahren der Bush-Präsident¬ 
schaft 44 Angriffe mit etwa 400 Toten 
gegeben. Unter Obama seien es allein 
in der ersten Amtszeit und nur in Pa¬ 
kistan fast 300 Flüge und 2 000 Todes¬ 
opfer gewesen, darunter immer wieder 
unschuldige Zivilisten. Neben Pakistan 
gehören Jemen und Somalia zu den be¬ 
vorzugten Einsatzgebieten der USA. 
Großbritannien setzt die Killerwaffe 
auch in Afghanistan ein. Vor kurzem 
ist in Zusammenhang mit dem Euro 
Hawk-Skandal bekannt geworden, dass 
US-Killerdrohnen in Afrika von deut¬ 
schem Boden aus gelenkt werden - von 
Stuttgart, wo sich das Hauptquartier 
von AFRICOM befindet, und von der 
US-Air Base Ramstein aus. 

Wie viele Menschen den Drohnenan¬ 
griffen insgesamt zum Opfer gefallen 
sind, ist unbekannt. Die Angriffe wer¬ 
den nämlich streng geheim gehalten. 
Offizielle Opferzahlen werden von 
der US-Regierung nicht veröffent- 



Dr. Peter Strutynski, Kassel, ist 
Friedensforscher und Sprecher des 
Bundesausschusses Friedensratschlag 
(www.ag-friedensforschung.de) 

licht. Über Berichte von investigati- 
ven Journalisten können wir das Aus¬ 
maß des Drohnenkriegs aber erahnen: 
Das Londoner Bureau of Investigative 
Journalism hat bisher mehr als 3 200 
Getötete allein durch US-Drohnen in 
Pakistan aufgelistet. In Jemen starben 
über 1 000 Menschen, in Somalia sind 
es bisher 170. 

Welche Folgen das anonyme Töten per 
Knopfdruck für die verantwortlichen 
Soldaten hat, darüber können nur Mut¬ 
maßungen angestellt werden. Die Spe¬ 
zialisten in den Kommandozentralen 
können immerhin genau verfolgen, was 
von einer Drohne abgefeuerte Raketen 
in ihrem Ziel anrichten. Wenn sie nicht 
total abgebrüht oder psychisch abge¬ 
stumpft sind, werden sie die Bilder von 
den Toten bestimmt noch lange verfol¬ 
gen. Es wird also nicht so einfach sein, 
wie es häufig dargestellt wird: Ich ma¬ 
che meinen Kriegs-Job am Computer 
und gehe anschließend nach Hause 
oder in die Pizzeria. 

UZ: Wie ist der Drohneneinsatz im Rah¬ 
men der aktuellen und der zukünftigen 
Kriegführung einzuschätzen? 

Peter Strutynski: Ich denke, es wird 
sich weniger die Kriegführung in rich¬ 
tigen Kriegen ändern, sondern eher der 
Krieg im Nicht-Krieg. Das was die USA 
heute schon praktizieren, nämlich den 
Antiterrorkrieg jederzeit und überall 
in der Welt auch ohne regulären Krieg 
mit unbemannten bewaffneten Droh¬ 


nen zu führen, wird auch für die Bun¬ 
deswehr über kurz oder lang „normal“ 
sein. Kampfdrohnen werden in regulä¬ 
ren Kriegseinsätzen etwa bei Angriffen 
auf Küstengewässer oder im Stadt- und 
Guerillakampf unterstützende Funkti¬ 
onen erfüllen. 

Eine weitere Tendenz ist aber noch im 
Auge zu behalten: die Gefahr der Au¬ 
tomatisierung des Krieges. Vom Droh¬ 
neneinsatz ist es nur ein kurzer techno¬ 
logischer Weg zum Einsatz sog. Kampf¬ 
roboter; das sind Killerdrohnen, die, 
einmal losgelassen, ihre Ziele autonom 
suchen und die Entscheidung zum Ein¬ 
satz ihrer todbringenden Fracht auto¬ 
nom fällen. Das klingt nach Science fic- 
tion, kann aber bittere Realität werden. 

UZ: Wie realistisch ist es, diese Techno¬ 
logie zu beschränken und ganz zu ver¬ 
bannen? 

Peter Strutynski: Es gibt bereits eine 
UN-Kommission, die sich mit dem Ein¬ 
satz von Kampfdrohnen unter völker¬ 
rechtlichen und kriegsrechtlichen As¬ 
pekten befasst. Vom Vorsitzenden dieser 


Kommission stammt der Vorschlag an 
die Staatengemeinschaft, einem Mora¬ 
torium hinsichtlich der Entwicklung von 
Kampfdrohnen zuzustimmen. Ist es da 
nicht höchst unanständig, wenn in die¬ 
ser Situation die Bundesregierung den 
Wunsch nach Beschaffung solcher Kil¬ 
lerwaffen äußert? Berlin hält sich sonst 
so viel zugute, beim Zustandekommen 
der Antiminen-Konvention und beim 
Verbot von Streumunition eine kons¬ 
truktive Rolle gespielt zu haben. Eine 
ähnliche Haltung in der Drohnenfra¬ 
ge stünde ihr also gut zu Gesicht. Mit 
der Durchsetzung einer internationalen 
Konvention zur Ächtung von Kampf¬ 
drohnen würden auch die Drohnen¬ 
staaten USA, Großbritannien und Isra¬ 
el, aber auch Großmächte wie China und 
Russland Legitimationsprobleme be¬ 
kommen. Ein solches Verbot wäre auch 
deshalb ein Segen, weil damit eine Quel¬ 
le für einen neuen Rüstungswettlauf aus¬ 
geschaltet wäre. Allerdings: Je mehr Zeit 
bis zu einem Verbot verstreicht, desto 
schwieriger wird dessen Durchsetzung. 

UZ: Welche Forderungen stellt die Frie¬ 
densbewegung? Der Friedensratschlag 
hat ja aktuell den Appell „Keine Kampf¬ 
drohnen " an Bundestag und Bundesre¬ 
gierung initiiert. 

Peter Strutynski: Nun, initiiert wurde 
der Drohnen-Appell nicht allein von 
uns, sondern da waren noch ein paar 
andere Friedensinitiativen aus Berlin, 
Bremen und Hannover dabei. Die For¬ 
derungen sind klar und gut zu verste¬ 
hen: Bundesregierung und Bundestag 
werden aufgefordert, „den Irrweg der 
Anschaffung und Produktion bewaffne¬ 
ter Drohnen sowie die diesbezügliche 
Forschung und Entwicklung aufzuge¬ 
ben und sich für ein weltweites Verbot 
und völkerrechtliche Ächtung dieser 
Waffen einzusetzen“. 

Es gibt hierzu eine breite Unterschrif¬ 
tenkampagne. Ziel ist, zunächst bis zu 
den Bundestagswahlen einerseits vie¬ 
le Unterschriften unter den Appell zu 
sammeln, andererseits aber auch durch 
gezielte Befragungen von Kandidaten 
das Thema offensiv in den Wahlkampf 
einzubringen. Und die deutsche Frie¬ 
densbewegung steht hier nicht allein. 


Ähnliche Kampagnen und Bestre¬ 
bungen gibt es auch in den USA und 
in Großbritannien. Auch in Wissen¬ 
schaftskreisen brodelt es. In London 
wurde z.B. vor kurzem eine interna¬ 
tionale Kampagne gegen die Robote- 
risierung des Krieges gegründet. Das 
jüngste Jahresgutachten der großen 
deutschen Friedensforschungsinstitu¬ 
te hat sich in seltener Klarheit gegen 
die Drohnenpolitik der Bundesregie¬ 
rung gestellt: „Wir fordern eindring¬ 
lich“, formulierten die Friedensfor¬ 
scher bei der Vorlage des Friedensgut¬ 
achtens 2013, „dass Deutschland auf 
die Beschaffung bewaffneter Drohnen 
verzichtet und sich stattdessen für ein 
internationales Verbot dieser Waffen¬ 
systeme einsetzt“. 

Das Interview führte Adi Reiher 

Zwei wichtige Internetseiten: 

• Zum Drohnen-Dossier der AG Frie¬ 
densforschung: 

http://www.ag-friedensforschung.de/ 

themen/Drohnen/Welcome.html 

• Zur Website der Drohnen-Kampagne: 
http://drohnen-kampagne.de/ 



Vordem Kanzleramt:Ostermarsch 2013 in Berlin. 
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Solidaritätserklärung 

an die Teilnehmer der Solidaritätsveranstaltung mit der Türkei 
im Namen von BDAJ-Frankfurt und DIDF-Frankfurt 

Liebe Teilnehmer und Teilnehmerinnen der heutigen Solidaritätsveranstaltung in 
Frankfurt am Main. 

Wir, die Deutsche Kommunistische Partei Frankfurt am Main, stehen solidarisch 
an eurer Seite im Kampf mit den Menschen in derTürkei,die sich gegen den Miss¬ 
brauch der Demokratie und gegen Unterdrückung und Verfolgung zur Wehr setzen. 
Seit Jahrzehnten kämpfen wir hier in Deutschland gemeinsam für menschliche 
Arbeits- und Lebensbedingungen, für Frieden und Demokratie sowohl in eurem 
Heimatland als auch in Deutschland. Unser gemeinsames Handeln, unser ent¬ 
schlossener gemeinsamerwiderstand gegen die unmenschlichen Handlungen der 
Regierungen in Berlin und Ankara sind Grundlage füreinen weit überdieGrenzen 
unserer beider Länder hinausgehenden Widerstand. 

Nur gemeinsam können wir erreichen, dass den menschenverachtenden Kräften 
immer mehr Einfluss genommen wird. Nur so können wir erreichen, dass die Völker 
in allen Erdteilen sich ihrer eigenen Befreiung annehmen, um dann gemeinsam 
die Welt von Kapitalismus und Ausbeutung zu befreien. 

Für uns Kommunisten heißt das: Überwindung des Kapitalismus. Nur wenn es ge¬ 
lingt, weltweit den Kapitalismus zu überwinden, hat die Menschheit eine Chance 
die Befreiung zu erleben und sich gemeinsam ein Leben in Frieden und Freiheit, 
ohne Hunger und Elend aufzubauen, ein Leben im Sozialismus. 

Hoch die Internationale Solidarität! 

Deutsche Kommunistische Partei, Kreisvorstand Frankfurt am Main 



Taksim her yerde - 
her yerde direnis* 

Aufstand gegen das System Erdogan 


In deutschen Medien wird immer wie¬ 
der von einem „Türkischen Frühling“ 
geschrieben. Doch in der Türkei geht 
es gerade nicht wie beim sogenannten 
„Arabischen Frühling“ darum, dass Is¬ 
lamisten die Protestbewegung prägen. 
In der Türkei geht es im Gegenteil um 
den Protest gegen Erdogans Marsch in 
einen islamistischen Unterdrückungs¬ 
staat. Die gesellschaftliche Repression 
durch die schleichende Islamisierung 
ist enorm. Die AKP-Regierung ver¬ 
sucht verstärkt seit der Verfassungs¬ 
reform von 2010, mit der sie die Jus¬ 
tiz unter Kontrolle brachte, Kritiker 
mundtot zu machen. Ein großer Teil 
der Gesellschaft ist aber nicht mehr 
bereit dies hinzunehmen. 

Seit Ende Mai 2013 hat sich die bis¬ 
lang größte Protestbewegung gegen 
dieses Unterdrückungsregime gebil¬ 
det. Gegen den Versuch Erdogans der 
Etablierung einer autoritären Herr¬ 
schaft in der Türkei gibt es nun einen 
regelrechten Aufstand. Auslöser der 
Proteste war der Versuch der AKP den 
Gezi-Park im Herzen Istanbuls durch 
ein Einkaufszentrum in Verknüpfung 
mit dem Wiederaufbau einer osmani- 
schen Kaserne, zu beseitigen. 

Anfangs ging es bei den Demonstra¬ 
tionen noch um die Verteidigung des 
Parks. Dann ging es um mehr. Die un¬ 
mittelbaren Forderungen richten sich 
auf fünf Punkte: Erhalt des Gezi-Parks, 
Freilassung der Tausenden Verhafte¬ 
ten, Rücktritt des Polizeipräsidenten 
und Gouverneurs von Istanbul, Verbot 
von Reizgas und die Aufhebung von 
Versammlungsverboten auf öffentli¬ 
chen Plätzen wie dem Taksim-Platz. 
Es geht aber auch um die Forderung 
nach Frieden und gegen eine weitere 
Unterstützung von Al-Kaida-Milizen 
in Syrien durch Erdogan, wie auch um 
sozialen Protest gegen die Privatisie- 
rungs- und Marktöffnungspolitik der 


AKP im Rahmen des EU-Beitritts- 
prozesses. 

Bundesregierung und EU-Kommissi- 
on sind bisher äußerst zurückhaltend 
mit ihrer Kritik am brutalen Vorge¬ 
hen des AKP-Regimes unter Erdo¬ 
gan. Die Bundesregierung muss end¬ 
lich ihre Unterstützung für das au¬ 
toritäre AKP-Regime beenden. Vor 
allem ist endlich die polizeiliche, ge¬ 
heimdienstliche und militärische Zu¬ 
sammenarbeit mit Erdogan umge¬ 
hend auszusetzen. Dazu gehört auch 
der Abzug der Patriot-Raketen und 
der Bundeswehrsoldaten aus der Tür¬ 
kei, deren Stationierung ohnehin nur 
auf Lügen basiert. Der Amok-Lauf der 
Erdogan-Regierung gegen Demokra¬ 
tie und Menschenrechte darf nicht 
weiter belohnt werden. 

Angesichts der systematischen Men¬ 
schenrechtsverletzungen dürfen schon 
gar nicht weitere Kapitel im Rahmen 


der EU-BeitrittsVerhandlungen mit 
der Türkei eröffnet werden. Im Ge¬ 
gensatz zu Koalition, SPD und Grü¬ 
nen fordert „Die Linke“, dass die EU- 
Beitritts Verhandlungen mit der Türkei 
insgesamt ausgesetzt werden müssen, 
bis der Staatsterror gegen friedliche 
Demonstranten beendet ist und die 
Verantwortlichen zur Rechenschaft 
gezogen wurden. Stellen wir uns an 
die Seite der Demonstrierenden in 
der Türkei und unterstützen die Pro¬ 
testbewegung gegen den autoritären 
Neoliberalismus und einen islamisti¬ 
schen Unterdrückungsstaat Erdogans. 

Sevim Dagdelen 

Sevim Dagdelen ist Sprecherin für In¬ 
ternationale Beziehungen der Fraktion 
„Die Linke“ im Bundestag, Mitglied im 
Auswärtigen Ausschuss und stellver¬ 
tretende Vorsitzende der Deutsch-Tür¬ 
kischen Parlamentariergruppe 


In vielen Städten weltweit und auch 
in unserem Land gibt es derzeit 
Demonstrationen und weitere 
Aktionen der Solidarität mit den 
protestierenden Menschen in der 
Türkei. Die Bilder auf dieser Seite 
können davon nur einen kleinen 
Eindruck vermitteln. Die Solidaritäts¬ 
erklärung der DKP Frankfurt am Main 
steht exemplarisch für viele andere ... 
(siehe auch S.13) 


* Taksim heißt Widerstand - 
Widerstand ist überall 
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Theorie und Geschichte / Politisches Buch 


unsere zeit m 


Mord(s)geschäfte im Visier 

„Schwarzbuch Waffenhandel. Wie Deutschland am Krieg verdient“ 


E rst Irak, Afghanistan, Libyen, Syrien, Mali - 
und bald auch noch Iran? „Neuerliche Krie¬ 
ge und Bürgerkriege, neuerliche Schlachten 
und Massaker, Exekutionen und weitere Men¬ 
schenrechtsverletzungen schlimmster Art wer¬ 
den folgen, wenn die Weltgemeinschaft nicht 
endgültig handelt.“ Das steht auf Seite 573 in dem 
soeben veröffentlichten Buch von Jürgen Gräss- 
lin mit dem Titel „Schwarzbuch Waffenhandel. 
Wie Deutschland am Krieg verdient? 

Jürgen Grässlin ist ein mutiger Publizist und ein 
Missionar. Er zählt zu den proüliertesten Rüs¬ 
tungsgegnern Deutschlands. Er ist Bundesspre¬ 
cher der Deutschen Friedensgesellschaft - Verei¬ 
nigte Kriegsdienstgegnerinnen (DFG-VK) und 
Sprecher der Kampagne „Aktion Aufschrei: 
Stoppt den Waffenhandel!“, Autor zahlreicher 
kritischer Sachbücher über Rüstungsexporte 
sowie Militär- und Wirtschaftspolitik. Er wurde 
mit dem „Aachener Friedenspreis“ ausgezeich¬ 
net. Ein Mann der gründlichen Recherche und 
der Tat. Auch der juristischen Auseinanderset¬ 
zung. Er spricht von erfolgreichen Kampagnen 
aus der Friedens-, Frauen-, Menschenrechts- und 
Entwicklungsarbeit, aus Kirchen und Gewerk¬ 
schaften und von solchen Aktivisten, die sich „ge¬ 
gen die Produktion und den Export besonders 
verwerflicher Waffensysteme - wie Landminen 
oder Streumunition - oder gegen den Waffen¬ 
handel als solchen“ wenden. 

Im „Schwarzbuch“ liefert er sich erneut ein Du¬ 
ell mit der Macht, denn es geht um Proüt und 
Ressourcen, weltweit. Und wenn es sein muss - 
mit Krieg und Mord und eiskalt einkalkulierten 
Toten, angeblicher „nationaler Interessen“ we¬ 
gen. Ist da nicht ein „Empört Euch!“ angesagt? 
Wer sekundiert da Jürgen Grässlin und den im¬ 
mer zahlreicher werdenden Protestierenden? 
Wer wagt sich aus der Deckung und spuckt den 
Kriegsproüteuren kräftig in die Suppe? Gleich 
zwei Attacken gab es im Mai gegen Wirtschafts¬ 
bosse und deren politische Handlanger. Da nahm 
das ZDF mit seinem Beitrag „Tödliche Deals“ 
die Schuldigen an weltweiten Morden und Krie¬ 
gen aufs Korn. Und auf dem Marktplatz in Fried¬ 
richshagen schmetterten am 27. Mai 3 000 em¬ 
pörte Widerständler dem Flughafendesaster, der 
Verschleuderung von Steuergeldern, dem unzu¬ 
mutbaren Fluglärm ihr Nein entgegen. Die Bür¬ 
gerinitiativen von Berlin und Brandenburg pro¬ 
ben den Aufstand. 

Sie erweisen sich wie Tausende andere als Se¬ 
kundanten des Autors für eine bessere Welt. Er 
fährt mit über 600 Seiten argumentativ und po¬ 
lemisch einer Elite, die sich dem todbringenden 
Rüstungsexport verschrieben hat, in die Parade. 
Ein weitgehend totgeschwiegenes Thema, fährt 
dieses Mordgeschäft doch unerhörte Proüte ein. 
Einen ganzen Sack von brisanten Daten und Do¬ 
kumenten schüttet der Autor vor den Lesern aus, 
dazu 20 Täterprofile und 23 Infokästen. So erhal¬ 
ten die Opfer eine Stimme und die Täter „Namen 
und Gesicht“, wie er schreibt. 

Jürgen Grässlin verweist auf den Seiten 22 und 
23 auf die Potsdamer Konferenz von 1945. Dort 
wurde u.a. die völlige Abrüstung und Entmili¬ 
tarisierung Deutschlands und die Ausschaltung 
der deutschen Kriegsproduktion beschlossen. So¬ 
wohl in der Präambel des Grundgesetzes als auch 
im Artikel 26 sei die Friedenssicherung „festge¬ 
schrieben“, die Führung eines Angriffskrieges für 
verfassungswidrig erklärt worden. 

Doch Wort und Tat klaffen auseinander. „Zur 
Remilitarisierung Deutschlands gehörte neben 
einer eigenen Armee auch der Wiederaufbau ei¬ 
ner eigenständigen Rüstungsindustrie.“ (S. 24) 
Vor allem die USA hätten Interesse an der deut¬ 
schen Wiederbewaffnung gezeigt, was die Ade¬ 
nauer-Regierung weidlich zu nutzen wusste. „Die 
Gespenster der Vergangenheit kehrten in neuem 
Gewand zurück“, so der Autor. Nicht zu verges¬ 
sen: Erwiesenermaßen mit Unterstützung alter 
Nazikader! 

Grässlin lässt keinen Zweifel daran: Rüstungsex¬ 
porte müssen generell verboten werden. Wenn 
sie dennoch praktiziert werden, unterliegen sie 
laut Grundgesetz strengen Auflagen. So darf 
nicht in Staaten und Länder exportiert werden, 
die Menschenrechte verletzen. Verwiesen wird 
zum Beispiel auf Seite 34 mit den im Jahre 1971 
beschlossenen „Politischen Grundsätzen“ auf 
den Willen der jeweiligen Bundesregierungen, 
„Rüstungsexporte nach eigenen politischen Vor¬ 
stellungen zu gestalten“. Vom Export deutscher 
Kriegswaffen, so die Grundsätze wenig später er¬ 
gänzend, wurden grundsätzlich Spannungsgebie¬ 
te ausgeschlossen, „wenn eine Störung des fried¬ 
lichen Zusammenlebens der Völker oder eine er¬ 
hebliche Störung der auswärtigen Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland zu befürchten“ 
war. (S. 36) Trotz dieser Beschränkungen muss 
der Autor immer wieder feststellen: Die Wirk¬ 
lichkeit sieht anders aus. 


Der Publizist blickt mit Akribie hinter die Ku¬ 
lissen der Viereinigkeit Politik, Konzerne, Ban¬ 
ken und Bundeswehr. Sie alle ziehen an einem 
Strang, wenn es darum geht nicht nur Proüte zu 
sichern, sondern ihre politische und ökonomi¬ 
sche Vormachtstellung in Europa und der Welt 
weiter auszubauen. An vorderster Front der Waf¬ 
fenfabrikanten, so der Autor, stehen Eurofigh¬ 
ter Jagflugzeug GmbH, Heckler & Koch, EADS, 
Krauss-Maffei Wegmann, MTU Friedrichshafen, 
Rheinmetall Defence, Daimler AG und Daimler 
Trucks North America. Nehme man nur Heck¬ 
ler & Koch unter die Lupe: Dieser Konzern un¬ 


terhält enge Beziehungen nach Saudi-Arabien, 
denn die feudale Golfdiktatur habe die Erlaubnis 
erhalten, deutsche Sturmgewehre in Lizenz selbst 
zu produzieren. Man verweist auf die massiven 
Menschenrechtsverletzungen, die das Regime in 
Riad verantwortet, vor allem auf die blutige Un¬ 
terdrückung der schiitischen Minderheit. 2012 
habe Berlin „Kleinwaffen“-Exporten im Wert 
von über 76 Millionen Euro zugestimmt. Klein¬ 
waffen sind u.a. Pistolen, Maschinenpistolen und 
Sturmgewehre. Experten nennen sie die „Mas¬ 
senvernichtungswaffen des 21. Jahrhunderts“. 
Saudi-Arabien sei seit jeher ein Verbündeter im 
Kampf gegen Terror und Al-Kaida, Kritik an völ¬ 
kerrechtswidrigen Militäraktionen werde - falls 
überhaupt - nur zurückhaltend vorgebracht, und 
Schwarz-Gelb warf jegliche Bedenken über Bord 
und steigerte die Ausfuhr von Waffen 2010 auf 
ein Rekordniveau. (S. 138 ) Schließlich verkamen 
die „Politischen Grundsätze“ in der Ära Merkel/ 
Steinmeier endgültig zur Makulatur. (S. 107 ) Es 
sei besonders verwerflich, wenn z.B. Rot-Grün 
die Aufrüstung des Regimes in Riad betrieb. So 
stiegen der Wert der Waffenexportgenehmigun¬ 
gen durch die Bundesregierung und nachgeord- 
neter Kontrollbehörden von 51,1 Mio. DM (1999) 
auf 72,8 Mio. DM (2000). Ganz legal wanderten 
Teile für Gewehre und Karabiner, Schießanlagen, 
Herstellungsausrüstung für Teile von Maschinen¬ 
pistolen und automatischen Gewehren, Muniti¬ 
on für Haubitzen und Teile für Kampfflugzeuge 
nach Saudi-Arabien. (S. 81). Nach siebenjähri¬ 
ger Regierungszeit habe der Waffenexport einen 
Umfang von rund 8,3 Mrd. US-Dollar betragen. 
(S. 92) 

Als klassische Kriegsprofiteure bezeichnet Jür¬ 
gen Grässlin die Rüstungskonzerne und Zulie¬ 
ferbetriebe. In der Ära der christlich-sozialen und 
dem ersten Jahr der christlich-liberalen Koaliti¬ 
on von 2005 bis 2010 lieferten allein die „sechs 
führenden Rüstungskonzerne Deutschlands (mit 
MTU Aero Engines) Kriegswaffen im Gesamt¬ 
wert von 127,71 Mrd. US-Dollar an NATO-Staa¬ 
ten, NATO-assoziierte Länder und Drittländer, 
darunter zahlreiche kriegführende und die Men¬ 
schenrechte missachtende Staaten“. ( S . 224) 

Wer entscheidet über Waffenlieferungen? Das ist 
der Bundessicherheitsrat - aber weitgehend hin¬ 
ter verschlossenen Türen. Bescheinigt wird den 
Bundesregierungen seit Mitte der 50er Jahre des 
20. Jahrhunderts eine desaströse Gesamtbilanz. 
CDU/CSU, SPD und FDP etablierten Deutsch¬ 
land an dritter Stelle der Weltwaffenexporteu¬ 
re nach den USA und Russland. Treffgenau die 
folgende Feststellung: „Dabei spielte es letztlich 
keine Rolle, welche Koalition aus den vier Alt¬ 
parteien die Regierungsgewalt innehielt.“ ( S66) 
Dass Konzerne und Banken vom Geschäft pro¬ 
fitieren ist ja nicht neu. Weniger im Blickpunkt 


stehen die Mittel des Lobbyismus, bei dem, so der 
Autor, durch persönliche Kontakte der personel¬ 
le „Austausch zwischen Industrie und Amtsseite“ 
für eine „enge und vertrauensvolle Zusammen¬ 
arbeit“ zu sorgen habe. (S. 192) Wörtlich dazu auf 
Seite 193: Laut Recherchen des Magazins stand 
fest, dass „die Waffenfirma Heckler & Koch aus 
Oberndorf am Neckar 20 000 DM für die Partei¬ 
kasse der FDP gespendet habe, nachdem das Un¬ 
ternehmen im (...) Wirtschaftsministerium um 
die Genehmigung für den Export von Gewehr¬ 
teilen für eine Waffenfabrik, ebenfalls in Saudi- 
Arabien, eingekommen war“. ( S . 193) 


Entlarvend sind jene Textstellen, die sich mit der 
vielfachen Schönfärberei, den Verhüllungen der 
Geschäftsbeziehungen, den Tricks in der Wort¬ 
wahl und den Vertuschungen hinsichtlich der 
Motivation befassen. Statt Krieg sagt man zum 
Beispiel „Stabilisierungseinsätze“. Da müssen, 
das betont der Autor, Scheinargumente herhal¬ 
ten, zuallererst das der Arbeitsplätze, wobei der 
Rüstungsexport nur 0,12 Prozent zum Gesamt¬ 
export beiträgt. ( S . 16) Noch schlimmer wird es, 
wenn die Denkweisen und Beweggründe der 
Rüstungsprofiteure ans Tageslicht kommen und 
so die Täter bloßstellen und deren wahre Ab- 


Das Antiquariat in der Mainzer Innenstadt bot 
kaum genug Platz für die Interessierten, die dort 
am 3. Juni Einlass begehrten. Domenico Losurdo, 
Professor an der Universität Urbino, präsentier¬ 
te sein Buch „Stalin. Geschichte und Kritik einer 
schwarzen Legende“. 

Als Geschichtswissenschaftler, der zugleich Phi¬ 
losoph ist, interessiert sich Losurdo nicht nur für 
historische Ereignisse als solche, sondern auch für 
den geschichtlichen Wandel der Kategorien, in 
denen sie erfasst werden. Die Einschätzung der 
politischen Persönlichkeit Stalin in den Begriff - 
lichkeiten der Totalitarismustheorie charakteri¬ 
siert er als solcherart geschichtlich bedingt, mit 
dem Wendepunkt im Jahr 1956, der sogenannten 
„Geheimrede“ Chruschtschows. 

War Stalin die psychopathische, plumpe, eitle Ge¬ 
stalt, als die Chruschtschow ihn darstellte? Ist sei¬ 
ne Herrschaft als die totalitäre Entsprechung zum 
Hitlerfaschismus zu verstehen? 

Losurdo geht dieser Frage mittels einer verglei¬ 
chenden Methode nach und argumentiert, dass 
der repressive Machtgebrauch, deren Einzigar¬ 
tigkeit die bürgerliche Wissenschaft gern im Sta- 
linismus verortet, in ihren Wurzeln in der kapita¬ 
listischen und kolonialistischen Herrschaft nach¬ 
zuweisen ist. 

Dabei scheut er sich nicht, die Sowjetunion zu 
Zeiten Stalins mit Begrifflichkeiten wie „Regime“, 
„Verbrechen“ und „Horror“ zu charakterisieren. 
Die so beschriebenen Phänomene sind, so der 
marxistische Gelehrte, Erscheinungen nach-re- 
volutionärer Zeiten, in denen sich die neue Ge¬ 
sellschaftsweise noch nicht genug herausgebildet 
hat, um ihre Vorgängerin zu verdrängen. Losurdo 
nennt in diesem Zusammenhang die Phase von 
1914 bis 1945 den „zweiten dreißigjährigen Krieg“, 
ohne dessen Berücksichtigung die Vorgänge in 
der UdSSR nicht zu begreifen seien. 


sichten im „Interesse der Sicherung des Frie¬ 
dens“ offenbaren. Man schlägt die Hände über 
dem Kopf zusammen, liest man beispielsweise: 
„Den Eurofighter betreffend misst der Referent 
im Führungsstab der Luftwaffe dem mehrrollen¬ 
fähigen Kampfflugzeug eine entscheidende Rolle 
in kommenden Kriegen zu.“ (S. 234) Und an an¬ 
derer Stelle: „Für zukünftige Luftkriege sei der 
neue Militärtransporter in den Spannungsgebie¬ 
ten des Nahen und Mittleren Ostens“ vorzüglich 
geeignet, so das Königshaus in Riad.“ ( S . 245) Da 
beschreibt ein Wolfgang Dürr vom EADS Astri- 
um die Bedeutung „der Raumfahrt für den Ein¬ 
satz im Krieg. (...) Da die Zeit nationaler Krie¬ 
ge weitgehend vorbei sei, müssten diese Systeme 
international kooperationsfähig sein. (...) Kriege 
sollen vom Weltraum aus geführt und gewonnen 
werden.“ (S. 258/259) 

Wie ist der wahnsinnige Rüstungswettlauf, der 
zum Kriege drängt, zu stoppen? Das Fazit des 
Autors sieht so aus: „Diese Faktenlage verweist 
auf eine der unbequemsten Wahrheiten des 
20. und 21. Jahrhunderts: Die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union - des Friedensnobelpreis¬ 
trägers 2012 - und der UNO (...) haben mit ihrer 
Lieferung von Kriegswaffen und Rüstungsgütern 
an Aggressoren und Kriegstreiber, Despoten und 
Diktatoren weltweit Kriege und Bürgerkriege er¬ 
möglicht.“ Deshalb stelle sich die Frage: Wie kann 
der Teufelskreislauf von Waffenproduktion, -ex- 
port und -einsatz durchbrochen werden? (S. 575) 
Das ist die Frage aller Fragen. Die Rüstungs¬ 
industrie ist ein - wenn auch der aggressivste - 
Teil einer von Arroganz strotzenden Industrie. 
Vernunftanmahnungen greifen da wohl zu kurz. 
Auch nicht ein Austausch von Verantwortli¬ 
chen und Schuldigen. Die Rüstungsgegner, die 
auf dem Marktplatz Friedrichshagen gegen die 
Wirtschaftsbosse Demonstrierenden und tau¬ 
sende andere Bürger, die sich eine andere Wirt¬ 
schaftsordnung vorstellen können, mögen ihre 
Kräfte bündeln, denn Einzelkämpfer haben kei¬ 
ne Chance. Das ist das Fazit aus dieser Kampf¬ 
schrift gegen die Allmacht des Kapitals. Solan¬ 
ge die Mord(s)brüder das Sagen haben, müssen 
sie im Visier bleiben. Empört Euch! ruft der 
Autor. Es geht nicht nur um den Aufschrei, son¬ 
dern auch ums Tun. Denn: „Wer den Profit über 
Menschenleben stellt, macht sich moralisch und 
ethisch mitschuldig am massenhaften Tod un¬ 
schuldiger Menschen“. (S. 552) 

Harry Popow 

Jürgen Grässlin:„Schwarzbuch Waffenhandel. Wie 
Deutschland am Krieg verdient“Taschenbuch, 624 
Seiten, Heyne Verlag, 14,99 Euro 


Der vergleichende geschichtswissenschaftliche 
Ansatz Losurdos war Anlass für zahlreiche Fra¬ 
gen aus dem Publikum. Kann er eine moralische 
Beurteilung der Auslieferung deutscher Kommu¬ 
nisten an die Faschisten ersetzen? Lässt er nicht 
die großen Leistungen und Errungenschaften 
Stalins vor der Geschichte zurücktreten? Und 
wie kann ein hoffnungsvoller Blick in die - re¬ 
volutionäre - Zukunft gelingen, wenn dort neue 
Widersprüche zu erwarten sind? 

Im Sinne einer Antwort erklärte Losurdo, dass 
die Marxsche Theorie vom absterbenden Staat 
nicht haltbar sei, mitsamt der Illusionen, die sich 
aus ihrer Miss-Interpretation abgeleitet haben. 
Nicht der Staat an sich, sondern seine uns heu¬ 
te bekannte bürgerliche Form wird sich auflösen. 
Nur eine staatliche Institution vermag der Garant 
für universale Menschenrechte und sozialistische 
Demokratie zu sein, so der italienische Philosoph. 
Der Aufbau einer neuen Gesellschaft, unterstrich 
Losurdo mit Nachdruck, ist ein ständiger Lern¬ 
prozess. Der italienische Gelehrte vermutet, dass 
es ein ganzes Jahrhundert dauern könnte, bis die 
Phase der nach-revolutionären Klassenkämpfe 
abgeschlossen sei. Die revolutionäre Konzeption 
wird sich notwendigerweise in diesem Aufbau¬ 
prozess verändern und anpassen müssen. Die 
Problemstellungen des revolutionären Aufbaus 
mögen sich wiederholen - die Art und Weise, wie 
ihnen zu begegnen ist, kann sich jedoch weiter¬ 
entwickeln. 

Und so endete eine denkwürdige Veranstaltung 
mit einem großen Philosophen mit historischem 
Optimismus. Grund genug für die DKP Mainz 
und die Mitveranstalter, die junge Welt-Leserini¬ 
tiative Frankfurt, die RotFuchs-Initiative Rhein- 
Main sowie den Papyrossa Verlag, mit dieser 
BuchvorStellung zufrieden zu sein. 

TK 



Losurdo über schwarze Legenden 

Buchvorstellung und Diskussion in Mainz 
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habe nie daran gedacht die 
Partei zu verlassen“ 

Am 8. Juni ist Willi Sitte gestorben 


II 


Ich 


„Mir ging es vor allem darum, Ereig¬ 
nisse, die in der Welt geschahen, ir¬ 
gendwie festzuhalten. Das habe ich ge¬ 
macht.“ Der Maler und Genosse Willi 
Sitte ist schon 88 Jahre alt, als er diesen 
Satz sagt. Er formuliert es schlicht und 
vermeidet, die Haltung, den Verstand, 
die Bildung zu nennen, die Vorausset¬ 
zung für ein derartiges „Festhalten der 
Weltereignisse“ ist. 

Weltereignisse? Das sind zunächst 
mal die naheliegende Gegenstän¬ 
de und Bildthemen, ein schlafen¬ 
des Paar, ein Liebespaar, Porträts, 
Akte in der Brandung. Ein Stille¬ 
ben mit Brötchen und Papier. Aber 
dann auch „die Mörder von Lidice“ 
(1957), der „Höllensturz in Vietnam“ 
(1966/67), eine „Hochwasserkatas¬ 
trophe am Po“ (1954), „Memento 
Stalingrad“ (1961), das Triptychon 
„Jeder Mensch hat das Recht auf 
Leben und Freiheit.“ (1973/74) „Sie 
wollten nur Lesen und Schreiben 
lehren“ (1985/86) Und scheinbar 
harmlos: „Amputierter Mann am 
Strand.“ (1968) 

„Imstande zu sein, die Sitten, die 
Vorstellungen, das Gesicht meiner 
Epoche nach meinem Dafürhalten 
zu übertragen, nicht nur ein Maler, 
sondern auch ein Mensch zu sein - 
mit einem Wort, lebendige Kunst zu 
machen, das ist mein Ziel.“ Mit die¬ 
sen Sätzen hatte Gustave Courbet, 
Realist und Kommunarde (1819- 
1877) seine realistische Haltung er¬ 
klärt. Unvoreingenommen habe er 
die Kunst der Alten und der Moder¬ 
nen studiert. Er wollte weder die ei¬ 
nen nachahmen noch die anderen 
kopieren; sein Denken sei auch nicht 
auf das müßige Ziel einer Kunst um 
der Kunst willen ausgerichtet. Das 
sagte er anläßlich der Weltausstel¬ 
lung 1855, mit deren Exponaten Na¬ 
poleon III. die Erfolge der sieben 
Jahre seiner Herrschaft veranschau¬ 
lichen wollte. Napoleon konnte den 
Pavillon nicht verhindern, in dem 
Gustave Courbet seine oppositio¬ 
nellen Bilder zeigte. Als Realismus- 
Manifest gilt das monumentale Bild: 
„Mein Atelier. Sieben Jahre meines 
Lebens „. Auch von Sitte gibt es ein 
monumentales Bild mit dem Titel 
„Mein Atelier“. Sitte nimmt die re¬ 
volutionären Traditionen des Bür¬ 
gertums auf. 



Willi Sitte:„Mein Atelier, Courbet gewidmet“, 1977 


★ 

Willi Sitte ist am 8. Juni 2013 im Alter 
von 92 Jahren in Halle gestorben. Zu¬ 
letzt hat er sich nur noch im Rollstuhl 
bewegen können. 

Geboren wurde er am 28. Februar 1921. 
Dazwischen liegt ziemlich viel Leben, 
das verstanden sein will. Die Familie 
war im nordböhmischen Kratzau zu 
Hause, der Vater zunächst Zimmer¬ 
mann, später Gemüsebauer, Mitbe¬ 
gründer der tschechischen KP. Willi 
Sitte zeichnet schon als Kind viel und 
begeistert. Er kopiert Grafiken von 
Dürer, Cranach, Tizian und Michelan¬ 
gelo. 1936 wird er in die Kunstschule 
in Reichenberg (Liberec) aufgenom¬ 
men. Er tritt in den Kommunistischen 
Jugendverband ein, protestiert gegen 
den Anschluss des Sudetenlandes. 1940 
wird er an die Meisterschule für Ma¬ 
lerei in Kronenburg/Eifel empfohlen. 
Diese Schule war als elitäres Institut 
zwei Jahre vorher von Hermann Gö- 
ring eingeweiht und nach ihm benannt 
worden. Eine Außenstelle der Düssel¬ 
dorfer Kunstakademie. Werner Peiner 
bildet hier weniger die Studenten zu 
Monumentalmalern aus, als daß er sie 
für Hilfsarbeiten bei den großen Go¬ 
belins verwendet, die er für Hitlers 
Reichskanzlei zu fertigen hat. Protes¬ 
te gegen diese Form der Ausbildung 
führen zur Exmatrikulation, die Stu¬ 
denten werden zur Wehrmacht einge¬ 
zogen. Sitte kommt 1941 zur Ostfront. 
Nach einem Lazarettaufenthalt wegen 
Gelbsucht wird er nach Italien versetzt. 


Hier kann er desertieren und zu den 
Partisanen wechseln. Daraus entstehen 
lebenslange enge Verbindungen. Jahr¬ 
zehnte später, am 30. September 2008 
wird ihn der Rat der Gemeinde Mon- 
tecchio Maggiore (Nähe von Vicenza) 
zum Ehrenbürger ernennen und eine 
Ausstellung mit Werken des Malers 
organisieren. Ein Saal des Rathauses 
trägt heute seinen Namen. 


Sitte bleibt nach der Befreiung noch 
bis 1946 in Italien und stellt in Mailand 
aus. Er kehrt zurück, erst nach Böhmen, 
dann als zunächst tschechischer Staats¬ 
bürger in die SBZ, der späteren DDR. 
Er tritt der gerade gegründeten SED 
bei, arbeitet als Künstler und lehrt ab 
1951 an der Kunstschule Burg Giebi- 
chenstein, seit 1959 als Professor. 1954 
gibt es eine Ausstellung des italieni¬ 
schen Malers Renato Guttuso in Hal¬ 
le, die ihn sehr beeindruckt haben muss. 
Picasso und Leger sind weitere Bezugs¬ 
größen für die Stilentwicklung von Sit¬ 
te, die bis in die sechziger Jahre hinein 
immer wieder zu öffentlichen Debatten 
über formalistische Neigungen des Ma¬ 
lers führt. Allerdings kämpft Sitte er¬ 
folgreich für seine ästhetische Position. 
Die damaligen Auseinandersetzungen 
setzen aber auch an den Inhalten an. 
So erkennt Ingrid Beyer im Bild „Me¬ 
mento Stalingrad“ einen „Grundfehler 
der Konzeption dieses Werkes“ und be¬ 
hauptet, dass einer der Dargestellten 
nur unzulänglich die wachsende Kraft 
der Volksmassen verkörpere. Er zei¬ 
ge keinen aktiven Widerstandswillen, 
verharre auf der Ohne-uns-Position, 
die nicht ausreiche, um der aggressi¬ 
ven NATO-Politik der Militaristen und 
Klerikalfaschisten im Westzonenstaat 
wirksam zu begegnen {Ingrid Beyer, 
Die Künstler und der Sozialismus, Leip¬ 
zig 1963, S. 133 /). Diese Kritik an Bil¬ 
dinhalten erscheint uns heute fremd. 
Sie ist indes unvermeidliche Begleit¬ 
erscheinung des Gewichts, das Musik, 
Kunst und Literatur in der Öffentlich¬ 
keit der DDR genießen. Ein Resultat 


der völlig anderen Funktion der Kunst 
im Sozialismus. 

★ 

Sitte ist im Westen nur wenigen be¬ 
kannt, als 1974 der Hamburger Kunst¬ 
verein eine Ausstellung seiner Werke 
organisiert. Damals recht ungewöhn¬ 
lich. Von DDR-Malerei herrschen Vor¬ 


stellungen, wie sie der Kurator Uwe M. 
Schneede kennzeichnet: „Die Betrach¬ 
ter gingen von einer vorgefassten Vor¬ 
stellung aus, die platte Propagandabil¬ 
der meinte, sich aber mit der Praxis 
des heutigen sozialistischen Realismus 
nicht deckt.“ 

Schneede kommt auf die Funktionen 
der Kunst im Sozialismus zu sprechen. 
„Sich über Werke des sozialistischen 
Realismus Gedanken zu machen, heißt: 
sich Gedanken machen über die Funk¬ 
tion von Kunst in ihrer Gesellschaft 
und damit auch in unserer Gesell¬ 
schaft. Während wir Kunst als im wei¬ 
testen Sinne oppositionelles Element 
verstehen, das über die ästhetischen 
Mittel überkommene Sehweisen, Ver¬ 
haltensnormen, Reaktionsmuster in¬ 
fragestellt, geht der sozialistische Re¬ 
alismus davon aus, dass die Kunst am 
Aufbau der neuen, der sozialistischen 
Gesellschaft positiv mitzuwirken, dass 
sie von der Identifikation mit der Ar¬ 
beiterklasse in Übereinstimmung mit 
dem Marxismus-Leninismus (Prinzip 
der Parteilichkeit) auszugehen, dass 
sie volksverbunden zu sein habe. Eine 
solche Kunst hat eine klare Funktion, 
die an dem Wirklichkeitsverständnis 
breiter Bevölkerungskreise gemessen 
werden kann und in der DDR auch 
gemessen wird. Dementsprechend ist 
die zeitgenössische Kunst in der DDR 
populär.“ 

Die DKP hatte die Ausstellung er¬ 
möglicht. Der Katalog vermerkt: „Der 
Kunstverein in Hamburg dankt dem 
Parteivorstand der DKP, der die Ver¬ 
wirklichung der ihm zur Verfügung ge¬ 


stellten Sitte-Ausstellung dem Kunst¬ 
verein übertragen hat.“ 

Willi Sitte erläutert seine ästhetische 
Haltung: „Der sozialistische Realis¬ 
mus ist eine Methode künstlerischer 
Durchdringung und künstlerischer Ver¬ 
arbeitung der unabhängig von unserem 
Bewusstsein real existierenden Wirk¬ 
lichkeit. Er ist folglich kein Prädikat, 
das dieser und jener nach Gutdünken 
verteilt. Und da sich die Wirklichkeit 
ständig in Bewegung befindet, kann 
der sozialistische Realismus folg¬ 
lich auch keine in sich stilistisch ab¬ 
geschlossene oder gar zeitbedingte 
Erscheinung in der Kunst sein, ganz 
zu schweigen denn eine Klischee¬ 
vorstellung ...“ {Willi Sitte, Gemälde 
und Zeichnungen 1950-1974, Ausstel¬ 
lungskatalog, Kunstverein in Ham¬ 
burg, 12. April bis 18. Mai 1974, S. 9) 
Von 1974 bis 1988 übt er das Amt des 
Präsidenten des Verbandes Bilden¬ 
der Künstler der DDR aus und wird 
ab 1976 für die SED in die Volkskam¬ 
mer delegiert. 

1977 gehört er zu den Künstlern der 
DDR, die auf der Documenta aus¬ 
stellen. Allerdings findet das vorge¬ 
sehene Triptychon „Jeder Mensch 
hat das Recht auf Leben und Frei¬ 
heit“ (1973/74) keinen Platz in der 
Ausstellung. 

Von 1986 bis 1989 ist er Mitglied des 
ZK der SED und seit 1985 des Welt¬ 
friedensrates. 

★ 

Den Zusammenbruch der DDR er¬ 
lebt er als Katastrophe. Daraus macht 
er keinen Hehl. Günter Gaus inter¬ 
viewt ihn 1996. Sitte: „Meine politi¬ 
sche Heimat habe ich immer in der 
DDR gesehen. Diese Entgleisungen, 
auch politischen Entgleisungen, diese 
Verzerrungen, die es damals gab, die 
habe ich immer gehofft, als vorüber¬ 
gehende erleben zu müssen. Ich habe 
mich auch dagegen gewehrt, soweit 
ich es konnte. Ich habe eine ganze 
Reihe Parteistrafen einstecken müs¬ 
sen, aber ich habe nie daran gedacht, 
die Partei zu verlassen. Dafür bin ich 
einfach zu überzeugt gewesen, dass 
das am Ende der richtige Weg und 
die richtige Haltung sind.“ 

Aber eben diese Haltung wird selbst¬ 
verständlich nicht verziehen. 

Das Nürnberger Germanische Nati¬ 
onalmuseum hatte eine Ausstellung 
aus Anlass von Sittes 80. Geburtsta¬ 
ges geplant. Am 6. Dezember 2000 be¬ 
schließt der Verwaltungsrat des Muse¬ 
ums, angeregt durch eine Intervention 
des Bundeskulturbeauftragten Micha¬ 
el Naumann, die Ausstellung zu „ver¬ 
schieben“. Verantwortlich für diese un¬ 
geheuerliche Zensurmaßnahmen ist 
der Bayerische Staatsminister für Wis¬ 
senschaft und Kunst, Hans Zehetmair, 
CSU. Die Zeit wähnt sich etwas groß¬ 
mütiger, als sie kommentiert, es han¬ 
dele sich um „infantile Rachsucht, mit 
der noch immer die sozialistische Kunst 
der DDR nach den Mustern des Kalten 
Krieges behandelt wird“. 

Anstelle der geplanten Ausstellung 
wird ein Symposion über den Künstler 
am 21. und 22. Juni 2001 veranstaltet. 
Es ist als Tribunal angelegt. Das scheint 
nicht zu gelingen. Jedenfalls benötigt 
G. Ulrich Großmann, Generaldirektor 
des Germanischen Nationalmuseums 
Nürnberg, zwei Jahre für die Redaktion 
des Protokollbands. 

★ 

Erst zum 85. Geburtstag des Malers 
und Grafikers Willi Sitte wird im Jah¬ 
re 2006 in Merseburg eine Galerie mit 
Werken des Künstlers eröffnet. Auf 
700 Quadratmetern Ausstellungsfläche 
werden ständig 150 Ölgemälde, Zeich¬ 
nungen und Grafiken gezeigt. Hier ist 
auch die Willi-Sitte-Stiftung für Realis¬ 
tische Kunst zuhause. 

Klaus Stein 


Hast du Worte? 


Radioaktive Strahlung ist unsichtbar, 
man kann sie weder hören oder rie¬ 
chen, noch schmecken oder fühlen. 
Sie ist so unfassbar wie die Zeit, die 
sie überdauert: Das Isotop Plutoni- 
um-239 etwa, das in vielen Kernreak¬ 
toren produziert wird, strahlt mehr als 
24 000 Jahre, bis es den Punkt erreicht, 
an dem die Hälfte seiner Atomkerne 
zerfallen ist. Plutonium-242 hat eine 
Halbwertzeit von 375 000 Jahren. 
Jod-129 eine von 16 Millionen Jahren. 
Alle drei Stoffe sind im Atommüll 
enthalten, den Frankreich in seinem 
„Endlager“ Bure im nordfranzösi¬ 
schen Departement Meuse für min¬ 
destens 100 000 Jahre einlagern will. 
Alle drei Stoffe schädigen Mensch 
und Tier. Nach heutigem Stand sind 
in den Tonschichten unter dem Dörf¬ 
chen in Lothringen Kapazitäten für 
130 000 Kubikmeter mittel- und wei¬ 
tere 8 000 Kubikmeter hochradio¬ 
aktiven Abfalls vorhanden. Das ent¬ 
spricht zwar lediglich drei Prozent 
der Gesamtmenge des französischen 
Atommülls, aber darin wären 99 Pro¬ 
zent seiner gesamten Radioaktivität 
gebündelt. 

Neben Eiszeiten, Erdbeben und Vul¬ 
kanausbrüchen gibt es beim Versuch, 
die zukünftigen Generationen min¬ 
destens 100 000 Jahre lang vor den 
radioaktiven Altlasten zu schützen, 
einen weiteren großen Unsicher¬ 
heitsfaktor: den Menschen. Denn da¬ 
mit nicht irgendwann an der Stelle 
eines „Endlagers“ nach Öl oder Bo¬ 
denschätzen gebohrt wird, muss das 
Wissen um die Atommülldeponie 
erhalten bleiben. Wie das geschehen 
soll, ist aber noch völlig unklar. Auf 
bewachte Anlagen, Warnschilder und 
schriftliche Aufzeichnungen kann 
sich niemand verlassen. Denn wer 
versteht in ferner Zukunft irgendwel¬ 
che antiken Sicherheitsvorschriften? 
Das wird klar, wenn man in die Ver¬ 
gangenheit blickt: Vor 100 000 Jahren 
machte sich Homo sapiens von Afrika 
aus Richtung Norden und Osten auf. 
Dann dauerte es volle 90 000 Jahre, 
bis der Mensch in der Jungsteinzeit 
anfing, vom Jäger und Sammler zum 
sesshaften Bauern zu werden. Die An¬ 
fänge der ersten Hochkultur des Men¬ 
schen, die von den Sumerern im südli¬ 
chen Mesopotamien errichtet wurde, 
liegen knapp 6 000 Jahre zurück. Vor 
rund 5 000 Jahren bauten die Ägyp¬ 
ter die ersten Pyramiden, Stonehenge 
wurde vor 4 800 Jahren errichtet. 

Vor allem aber ist die Halbwertzeit 
der Sprache kurz im Vergleich zu 
der radioaktiven Abfalls: Zwischen 
1030 und 1050 unserer Zeitrechnung 
wurde das für Laien heute kaum zu 
entziffernde Evangeliar von Echter¬ 
nach geschaffen. Das Werk der otto- 
nischen Buchmalerei ist also noch 
keine tausend Jahre alt. Die ältesten 
schriftlichen Zeugnisse der Mensch¬ 
heit, keine 5 000 Jahre alt, sind al¬ 
lein Experten verständlich. Binnen 
8 000 Jahren, schätzen Fachleute, 
tauscht sich der Wortschatz einer 
Sprache komplett aus. 

Vor rund 2 500 Jahren ließ auch der 
persische König Dareios Inschrif¬ 
ten in Stein hauen, um Feinde abzu¬ 
schrecken. Er verfluchte sie in drei 
verschiedenen Dialekten, um sicher¬ 
zugehen, dass jeder Eindringling die 
Warnung verstehe. Allerdings lösch¬ 
ten Wind und Wetter viele der In¬ 
schriften bald aus. Und auch die ver¬ 
bliebenen Warnungen hatten keinen 
Effekt, wohl auch, weil die Eindring¬ 
linge sie nicht lesen konnten. 

Der jüngste Vorschlag, eine War¬ 
nung zu finden, die mindestens 
10 000 Jahre überdauert, kommt aus 
der Schweiz: Dort empfiehlt eine offi¬ 
zielle Studie, ein noch zu errichtendes 
„Endlager“ mit Millionen Tonscher¬ 
ben zu markieren, die zu Symbolen 
wie Totenschädeln angeordnet wer¬ 
den. Aber wer kann schon garantie¬ 
ren, dass Jack Sparrows „Pirates of 
the Caribbean“ nicht dafür sorgen, 
dass ein Totenkopf schon von der 
nächsten Generation als Attribut von 
Johnny Depp und nicht mehr als ul¬ 
timative Warnung vor dem Tod ver¬ 
standen wird? 

Oliver Wagner 
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Mieten und Wohnen 


unsere zeit m 


Rückzug mit katastrophalen Folgen 

DGB mit Mieterbund und Fachleuten: Wohnen als Grundrecht muss bezahlbar bleiben! 



W ohnungsnot geht mit Ver¬ 
sorgungsengpässen beson¬ 
ders bei einkommensschwa¬ 
chen Bevölkerungsschichten einher.“ 
Die Zahlen des soeben erschienenen 
Mietspiegels für Berlin lassen im Vo¬ 
raus erkennen, dass schätzungswei¬ 
se 55 000 Hartz IV-Haushalte die er¬ 
heblichen Mehrbelastungen über dem 
Regelsatz von 382 Euro oder aber 
Überbelegung zu tragen haben, weil 
die eigentlich „gesetzlich vorgesehe¬ 
nen“ innerstädtischen Zwangsumzüge 
schlicht am fehlenden „preiswerten“ 
Ersatz-Wohnraum scheitern werden. 
Dennoch stammt das Eingangs-Zitat 
nicht aus einer Pressemitteilung des 
DGB oder aus einer Broschüre des 
Deutschen Mieterbundes. Es ist eine 
Feststellung des Bundesinstituts für 
Stadt- und Raumforschung über die 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
in Deutschland. Im vergangenen Jahr 
legte das Bundesministerium für Ver¬ 
kehr, Bau und Stadtentwicklung den 
Bericht dem Bundestag vor. Bezogen 
u. a. auf die Mietentwicklung im Woh¬ 
nungsbestand 2011 weist es nicht nur 
exorbitante Steigerungen in Großstäd¬ 
ten wie Berlin, Bremen und Hamburg 
aus (um 7,4 Prozent, 8,8 Prozent bzw. 7,5 
Prozent), sondern ebenso in kleineren 
Universitätsstädten wie Freiburg (8,1 
Prozent) oder Greifswald (um 10,4 Pro¬ 
zent). 

Demgegenüber positionierte sich der 
DGB am 11. Juni in Berlin mit einer 
wohnungspolitischen Konferenz „Akti¬ 
ver Staat am Beispiel der Wohnungsfra¬ 
ge“, die auf einen „Politikwechsel“ zielt. 
Vorstandsmitglied Claus Matecki und 
IG BAU-Vorsitzender Klaus Wiesehü¬ 
gel diskutierten mit Politikern aus allen 
Fraktionen des Bundestagsausschusses 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 
darüber hinaus aber auch Vertreter von 
Verbänden, Wohnungsgenossenschaf¬ 
ten, aus der Wissenschaft und nicht zu¬ 
letzt aktive Gewerkschafter. 
Tagungsmoderator Uwe Rada umriss 
die aktuelle Situation am Ende von 
zwei Legislaturperioden unsozial-libe¬ 
raler Regierungspolitik („Kein Hand¬ 
lungsbedarf“) durch CDU/FDP bzw. 
durch die Vorgängerregierung von 


CDU und SPD: „Steigende Mieten und 
Wohnungsknappheit sind also höchst 
regierungsamtlich festgestellt.“ Trotz¬ 
dem spielt das politische Problembün¬ 
del in ihren Wahlprogrammen faktisch 
keine Rolle. Anders als die CDU, die 
zum 1. Mai ein problematisches Miet¬ 
rechtsänderungsgesetz - bei Neuver¬ 
mietungen ohne Mietenbremse - in 
Kraft setzen ließ, hatte die Bundes¬ 
SPD bereits vor der Landtagswahl in 
Niedersachsen die Zeichen der Zeit er¬ 
kannt: Sie griff für sie kompatible Pro¬ 
grammpunkte aus den Entwürfen der 
Grünen auf. Kanzlerkandidat Stein¬ 
brück kündigte Initiativen an für be¬ 
zahlbare Mieten, für eine Aufstockung 
der Mittel „Soziale Stadt“ und für eine 
zehnprozentige Kappungsgrenze bei 
Neuvermietungen. Zwischenzeitlich 
überraschte nun auch die amtierende 
Kanzlerin Merkel mit der Befürwor¬ 
tung eines bundesweiten Mietpreis- 
Deckels bei Neuvermietungen, frei¬ 
lich ohne sich in Termin- oder gar in 
einen Aussagedruck zu bringen, wie 
viel leistungslose Aufschlagprozente 
sie den Vermietern weiterhin gönnen 
will. Selbst das wurde nach nur einer 
Woche von der eigenen CDU wieder 
einkassiert. 

Das Grundbedürfnis des Wohnens dem 
Markt zu überlassen und sich als Staat 
aus diesem Handlungsfeld so weit wie 
möglich zurückzuziehen, habe sich als 
Holzweg erwiesen, so Claus Matecki. 
Damit auch Durchschnitts- und Ge¬ 
ringverdiener bezahlbaren Wohnraum 
erhalten können, soll ein handlungs¬ 
fähiger Staat über Rahmengesetzge¬ 
bung aktiv eingreifen und Weichen für 
eine „sozial gerechte Wohnungspolitik“ 
stellen. Dazu zählen neben einer gezielt 
wieder aufzulegenden Förderung des 
beinahe zum Erliegen gekommenen 
sozialen Wohnungsbaus die erleich¬ 
terte Umwandlung von leerstehenden 
Büro- und Gewerbeflächen in Wohn¬ 
raum. Es müsse alles daran gesetzt wer¬ 
den, dass noch bezahlbare Mietwoh¬ 
nungen nicht durch Luxussanierungen 
oder als zweckentfremdete Ferien¬ 
wohnungen gefährdet werden. „Dafür 
sind städtische Wohnungsunternehmen 
und Genossenschaften, nachhaltig und 


nicht profitorientiert wirtschaftende 
Sektoren zu stärken. Wir brauchen 
mehr Wohnungsbau in kommunaler 
Trägerschaft, dafür eingesetzte öffent¬ 
liche Mittel und vielfältige kommunale 
Träger an einem Tisch.“ 

Zwei Podiumsdiskussionsrunden mit 
den Bundestagsabgeordneten und 
mit Steinbrücks nominiertem „Schat¬ 
tenminister“ Klaus Wiesehügel mach¬ 
ten deutlich, dass dies weitgehend de¬ 
ckungsgleich mit den Positionen von 
SPD und Grünen ist. MdB Daniela 
Wagner („Die Grünen“) charakteri¬ 
sierte die von Mieterinitiativen ver¬ 
hinderte Absicht des Freiburger Par¬ 
teifreunds und Oberbürgermeisters 
Dieter Salomon von 2006 als „Blöd¬ 
sinn“, den gesamten städtischen Woh¬ 
nungsbestand zu veräußern. Die Priva¬ 
tisierungs-Folgen solcher kompletten 
Fehlentscheidungen zur gleichen Zeit 
in Dresden (in Regie der PDS) bzw. für 
3000 ehemals kommunale Wohnungen 
im seinerzeit „rot-rot“ geführten Berlin 
sind nicht kompensierte Schuldenlas¬ 
ten, sondern aufgegebene öffentliche 
Steuerungsmöglichkeiten zu Lasten 
der Bürger. 


MdB Heidrun Bluhm (Partei „Die 
Linke“, PDL) verwies auf einen ähn¬ 
lichen, anhaltenden Druck im SPD-/ 
CDU-geführten Mecklenburg-Vor¬ 
pommern auf die Kommunen ihrer 
Heimat. Selbst in dieser „schrumpfen¬ 
den Region“ wird das Wohnen immer 
teurer. Die linke Parteiposition „Keine 
Rendite mit der Miete“ für eine flexib¬ 
lere Wohnraumförderung auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene kri¬ 
tisiert wiederum die Zögerlichkeit der 
Schweriner und anderer Landesregie¬ 
rungen, die die bereits mögliche De¬ 
ckelung der Bestandsmieten im Sinn 
einer „gerichtsfesten“ Entscheidung 
erst von der zeitraubenden Ermitt¬ 
lung eines Mikrozensus 4 abhängig ma¬ 
chen wollen. Um solche Bestandsmie¬ 
ten dauerhaft festzuschreiben, plädiert 
die PDL für die gesetzliche Änderung 
der Mietspiegel, für Wohngeldtabellen, 
die dem tatsächlichen Mietmaß ange¬ 
passt sind sowie für wesentlich trans¬ 
parentere und somit stichhaltige Mo¬ 
dernisierungen. 

Für die zuständige Fachgewerkschaft 
stellte Klaus Wiesehügel fest, zur Si¬ 
cherstellung des zukünftigen Bedarfs 


an Sozialmietwohnungen müsste die 
Kompensationszahlung von bislang 
518 Millionen Euro vom Bund an die 
Länder nicht nur fortgeschrieben, son¬ 
dern auch deutlich angehoben werden. 
In den letzten Jahren wurden jährlich 
nur etwa 30 000 Sozialwohnungen ge¬ 
baut. Um den derzeitigen Bestand von 
1,6 Millionen angesichts auslaufen¬ 
der langjähriger Belegungsbindungen 
auch nur zu halten, werden jetzt 100 
000 neue Sozialwohnungen - also eine 
Verdreifachung - notwendig. Überdies 
müsse zur Stärkung des Wohnungs¬ 
marktes in Ballungsgebieten die At¬ 
traktivität des Wohnungsneubaus mit 
150 000 neuen Mietwohnungen jähr¬ 
lich verbessert werden. War es zuletzt 
knapp die Hälfte, so sind es im Jahr 
2025 rund eine Million dieser Wohnun¬ 
gen, die in der Bundesrepublik fehlen. 
„Unsere Gewerkschaft hat zusammen 
mit anderen Verbänden wie auch dem 
Mieterbund die Maßnahmen für das 
Gegenlenken erarbeitet. Ein hand¬ 
lungsfähiger und handlungswilliger 
Staat sollte sich umgehend an die Ar¬ 
beit machen.“ 

Hilmar Franz 


Futter für das Wählervieh 

Mietersorgen werden zum Wahlkampfthema 


Die neoliberale Stadt - Spaltung, 
Zonierung und Widerstand 

Marx-Engels-Stiftung tagt am 6. und 7. Juli in Dortmund 


Merkel und Mietpreisbremse - wie 
geht das zusammen? Ist doch gera¬ 
de eben am 1. Mai das schwarz-gelbe 
„Mietrechtsverschlechterungsgesetz“ 
in Kraft getreten. Darin ist geregelt, 
dass die Mieten innerhalb von drei 
Jahren in bestimmten Gebieten nicht 
mehr als um 15 Prozent erhöht wer¬ 
den dürfen. 

Allerdings sind die Bestandsmieten in 
vielen Groß- und Universitätsstädten 
noch das kleinere Übel. 

Besonders brenzlig wird es bei Neu¬ 
vermietungen. Wechselt der Mieter, ist 
es keine Seltenheit, dass Eigentümer 
die Miete auf einen Schlag drastisch 
um bis zu 40 Prozent erhöhen. Und 
war es nicht Merkel, die schon im Vor¬ 
feld zum neuen Mietrechtsgesetz die 
Vermieter gerade dazu aufstachelte, 
im Zusammenhang von Klimaschutz- 
Sanierungen bei den Mieten kräftig 
zuzulangen. „Gerade bei Mietwoh¬ 
nungen spiegeln sich die Investitio¬ 
nen der Eigentümer noch nicht aus¬ 
reichend in den Mieten wieder“, so die 
Kanzlerin damals. 

Nun will CDU-Chefin Angela Merkel 
zum Zwecke ihrer Wiederwahl Mieter 
mit einer Mietpreisbremse bei Neu¬ 
vermietungen beglücken. Die parla¬ 
mentarische Opposition fordert dies 
schon seit Längerem. Die Union wer¬ 
de in ihr Wahlprogramm schreiben, 
dass Eigentümer auch bei Neuvermie¬ 
tungen „nur begrenzt die Miete erhö¬ 
hen dürfen“. Merkel gab aber immer 
noch keine Hausnummer genannt. Sie 
lässt uns völlig im Unklaren wie viel 
leistungslosen Aufschlag Merkel den 


Wohnungseigentümer noch gönnen 
will: 10, 20 oder 30 Prozent? Zudem 
sprach sich Merkel in einer Telefon¬ 
konferenz mit CDU-Mitgliedern dafür 
aus, ehemalige Bundeswehrstandorte 
umzuwidmen, „damit hier bezahlbarer 
Wohnraum entsteht“. Mit dieser An¬ 
kündigung verblüffte die CDU-Chefin 
nicht nur Feind, sondern auch Freund. 
„Wohnungspolitische Irrfahrt“, so pol¬ 
terte z.B. Rolf Kornemann, Präsident 
der Eigentümer-Organisation Haus & 
Grund. Und Josef Schlarmann, Chef 
der CDU-Mittelstandsvereinigung, 
jammerte: „Die Mietpreisbremse ge¬ 
hört in die politische Mottenkiste.“ 
Vermieter seien ohnehin schon durch 
„Baubegrenzungen, Umweltauflagen 
und Steuern erheblich belastet“. 

Doch Merkel buhlt um Wählerstim¬ 
men und verspricht dafür das Blaue 
vom Himmel. Sie weiß, die Mieterin¬ 
nen sind eine große und an diesem 
Thema interessierte Wählergruppe 
und ihr Motto ist: „Wahlkampf ist ja 
immer, dass ich Antworten auf die 
Probleme der Menschen gebe.“ 

Für Durchschnitts- und Geringverdie¬ 
ner, besonders aber für Rentnerlnnen 
und Alleinerziehende wird bezahlba¬ 
rer Wohnraum immer knapper. Das 
existenzielle Grundbedürfnis Woh¬ 
nen wird mehr und mehr als „Beton“- 
Geld zum Spekulationsobjekt. So un¬ 
terschiedlich die Wohnungssituation 
in Ost und West, Nord und Süd, Stadt 
und Land auch sind, die Ursachen für 
die schon vorhandenen und sich wei¬ 
ter verschärfenden Probleme auf dem 
Wohnungsmarkt haben eins gemein¬ 


sam: Sie sind die Folge einer nicht an 
den Interessen der Menschen sondern 
den Profitinteressen des Finanzkapi¬ 
tals orientierten Politik. 

Durch den massenhaften Verkauf 
kommunaler Wohnungen an börsen¬ 
orientierte Immobilienfirmen und die 
politisch gewollte Verringerung bele¬ 
gungsgebundener Sozialwohnungen 
ist der Wohnungsmarkt immer stärker 
dereguliert worden. 

Jüngst stellte Peer Steinbrück das SPD 
Positionspapier mit dem Titel „Bezahl¬ 
bares Wohnen in einer sozialen Stadt“ 
vor. Versprochen wird darin, dass im 
Falle des Wahlsiegs Preissteigerungen 
bei bestehenden Mietverhältnissen auf 
höchstens 15 Prozent in vier Jahren be¬ 
grenzt werden und bei Neuvermietun¬ 
gen die Mietforderung nicht mehr als 
zehn Prozent über der ortsüblichen 
Vergleichsmiete liegen soll. Darüber 
hinaus will die SPD die Umlage von 
Modernisierungskosten mieterfreund¬ 
licher gestalten, die Maklerkosten den 
Vermietern auferlegen und genossen¬ 
schaftliches Bauen fördern. 

Was von solchen Wahlkampfversre- 
chen zu halten ist, zeigt sich da wo 
die SPD regiert. Die Begrenzung der 
Mieterhöhungen auf 15 Prozent in drei 
Jahren könnte in Hamburg durch ei¬ 
nen Senatsbeschluss in Kraft treten. 
Aber was tut die Stadtentwicklungs¬ 
senatorin Jutta Blankau (SPD)? Sie 
verzichtet aus Rücksicht auf die Pro¬ 
fitinteressen der Wohnungshaie auf 
die, der schwarz-gelben Gesetzesno¬ 
velle entsprechend, mögliche Her¬ 
absetzung der Grenze von zurzeit 20 
Prozent. Die Hamburger Hauseigen¬ 
tümer-Lobby hatte gedroht, sonst aus 
dem Wohnungsneubauprogramm aus¬ 
zusteigen. 

Manfred Dietenberger 


Dass sich Wohnungsbaupolitik auf die 
oberen Einkommenssegmente konzen¬ 
triert, ist Teil der laufenden Umvertei¬ 
lung des gesellschaftlich erarbeiteten 
Reichtums zugunsten „der da oben“ 
und Ausdruck der Verarmung der öf¬ 
fentlichen Hand. Die Unfähigkeit, auch 
den nicht Begüterten Ressourcen be¬ 
reitzustellen, ist kein unliebsames Ne¬ 
benergebnis von Planung, sondern 
bewusst so hergestellte und mit jeder 
glanzvollen Einweihung gefeierte Ge¬ 
sellschaftspolitik. 

Wohnbauten für arme Menschen hie¬ 
ßen gerne „Schlichtwohnungen“ - 
Dach über dem Kopf, billig, technisch 
weit unterhalb des Niveaus, das gesell¬ 
schaftlich erreicht war. Die Alternati¬ 
ve für so schlichtes Wohnen war und 
ist vernachlässigter, marode und ver¬ 
schlissen zurückgelassener Raum - 
Schrotthäuser wird heute schnell ge¬ 
sagt (oft, um neue Vertreibung vor¬ 
zubereiten). „Schrottviertel“ wachsen 
trotz oder wegen aller Stadt- und Sozi¬ 
alprogramme. Raum, ihr eigenes Leben 
leben zu können, mussten sich Unter¬ 
bezahlte, Erwerbs- und Mittellose, An- 
den-Rand-Gedrängte und Flüchtlinge 
immer erst erobern. In alternden Quar¬ 
tieren waren und sind solche Räume zu 
finden. In leergeräumtem und hoch¬ 
glänzend neu bebautem Gelände sind 
auch diese Chancen beseitigt - es geht 
hier nicht nur um Vertreiben, sondern 
auch darum, Rückkehr zu verhindern. 
Es heißt, alle wollen, dass es sozia¬ 
ler, gerechter, demokratischer zugeht. 
Wollte man es wirklich, bräuchte es 


das Erarbeiten einer Idee von leben¬ 
digem Zusammenhalt einer (Stadt-) 
Gesellschaft, die mehr ist als das Inte¬ 
ressengerangel und -gekungel der lo¬ 
kalen Eliten und mehr ist als das sich 
Fügen der Mittel- und Unterschichten 
in den ihnen jeweils zugebilligten Mi¬ 
lieus. Wollte die (Stadt-) Gesellschaft 
wirklich eine andere Praxis, bräuchte 
sie das Erkennen und Bearbeiten von 
Widersprüchen und das Entdecken und 
Hüten von Respekt für alle Stadtbe¬ 
wohnerinnen. 

Unter der Leitung von Wolfgang Rich¬ 
ter und Irina Vellay tagt die Marx- En¬ 
gels-Stiftung zu diesem Thema am 6. 
(10.00 Uhr bis 20.00 Uhr) und 7. Juli 
(10.00 Uhr bis 14.00 Uhr) in Dort¬ 
mund. Zu unterschiedlichen Themen¬ 
blöcken referieren u.a.: Daniel Zim¬ 
mermann (Raumplaner, Referent in 
der Enquete-Kommission, Dortmund), 
Klaus Linder (Autor und Musiker, Ak¬ 
tivist in Mieterinitiativen, Berlin) und 
Andreas Hartle (Architekt, Hanno¬ 
ver). Veranstaltungsort ist das Wichern- 
haus - Kultur- und Tagungszentrum, 
Stollenstraße 36, 44145 Dortmund - 
Nordstadt (U41 Station Münsterstra¬ 
ße, U42, U46 Station Brunnenstraße). 
Am Samstag abend wird getagt in der 
Waschkaue Kokerei Hansa in Huckar¬ 
de, Emscherallee 11,44 369 Dortmund. 
Die Kostenbeteiligung beträgt 15 Euro, 
ermäßigt 7 Euro. Um Anmeldung wird 
der Planung wegen dringend gebeten 
an: E-Mail: marx-engels-stiftung@t-on- 
line.de oder Telefon: Wolfgang Richter 
0231.4271059. 
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Erfolgreicher Bürgerentscheid in Bottrop 


73,6 Prozent für den Erhalt des Stenkhoffbades 



Am 9. Juni fand in Bottrop der Bür¬ 
gerentscheid „Stenkhoffbad erhalten“ 
statt. Die Kürzungen im Rahmen des 
Spardiktats „Stärkungspakt Stadtfi¬ 
nanzen“ sahen auch die Schließung 
des einzigen Freibads in Bottrop vor. 
Initiator des Widerstands und der 
Gründung einer Bürgerinitiative gegen 
die Schließung des Stenkhoffbads war 
DKP-Ratsherr Michael Gerber. 

UZ: Herzlichen Glückwunsch zu dem 
Erfolg des Bürgerentscheids zur Erhal¬ 
tung des Stenkhoffbades. War es knapp? 

Michael Gerber: Es war der erste Bür¬ 
gerentscheid in unserer Stadt. 9 703 
Bürgerinnen und Bürger - das ent¬ 
spricht 73,6 Prozent der Abstimmen¬ 
den - stimmten für die Erhaltung des 
beliebten Familienbads. Dies ist eine 
deutliche Mehrheit. Damit das Er¬ 
gebnis des Bürgerentscheids gültig ist, 
mussten mindestens 10 Prozent der 
Wahlberechtigten für das Stenkhoffbad 
stimmen. Diese Hürde wurde mit 300 
Stimmen überschritten. Insgesamt hat¬ 
ten sich 14 Prozent der Wahlberechtig¬ 
ten an der Abstimmung beteiligt. Das 
Freibad liegt im Stadtteil Eigen. Dort 
lag die Wahlbeteiligung mit 26 Prozent 
und die JA-Stimmen mit 93,9 Prozent 
am höchsten. Hier hat die DKP bei der 
letzten Kommunalwahl in zwei Wahl¬ 
kreisen jeweils 16 Prozent erreicht - ei¬ 
ner davon ist mein Wahlkreis. 

UZ: Wie bewertest du diesen Erfolg? 

Michael Gerber: Bei der Abstimmung 
ging es nicht nur um die Zukunft des 
städtischen Freibads. Erstmals hatten 
die Bottroper die Möglichkeit, über 
eine wichtige kommunale Frage selbst 
zu entscheiden. Viele Bürger drück¬ 
ten mit ihrer Abstimmung auch ihren 
Protest gegen die Gebührenerhöhun¬ 
gen und Streichungen des sogenannten 
„Stärkungspakt Stadtfinanzen“ aus. Das 
haben wir in Gesprächen oft gehört. 
Diese Liste umfasst 320 Einzelmaß¬ 
nahmen und wurde im September 2012 
vom Rat der Stadt gegen die Stimmen 
von DKP, Grünen und der Partei „Die 
Linke“ beschlossen. Da es unmöglich 
schien, erfolgreich Widerstand gegen 
alle Einzelmaßnahmen zu organisie¬ 
ren, haben wir in der DKP überlegt, wo 
sich am besten breiter Protest und Wi¬ 
derstand entwickeln lässt. Beim Stenk¬ 
hoffbad waren diese Voraussetzungen 
gegeben. Erstmals ist es in NRW gelun¬ 
gen, eine Kürzung des „Stärkungspakt 
Stadtfinanzen“ durch einen Bürgerent¬ 
scheid rückgängig zu machen. 

UZ: Wie haben sich die verschiedenen 
Parteien und die Verwaltung zum Bür¬ 
gerentscheid verhalten? 

Michael Gerber: SPD, CDU, FDP, ÖDP 
(Ökologisch-Demokratische Partei), 
sowie die Verwaltungsspitze des Rat¬ 
hauses hatten die Bürger aufgerufen, 
mit NEIN zu stimmen. Das Anliegen 
der Bürgerinitiative wurde nur von 
der DKP, den Grünen und der Partei 
„Die Linke“ unterstützt. Die Bevölke¬ 
rung wurde mit der Drohung einge¬ 


schüchtert, dass ein Erfolg des Bürge¬ 
rentscheids Kürzungen bei Sport, So¬ 
ziales, Kultur und Bildung zur Folge 
haben würde. In einer Stellungnahme 
des Oberbürgermeisters an alle Wahl¬ 
berechtigten wurde gewarnt: „Fällt die¬ 
ser Sparbeitrag (190 000 Euro durch 
Schließung des Freibads) weg, müssten 
wir unsere Einnahmen erhöhen und/ 
oder an anderer Stelle kürzen. Notwen¬ 
dige Projekte für junge Familien, sport¬ 
begeisterte Kinder und Senioren müss¬ 
ten verschoben oder gestrichen wer¬ 
den. Alternativ wären Abgaben oder 
Steuern zu erhöhen.“ Der Betriebslei¬ 
ter des Sport- und Bäderbetriebes hatte 
in einem Schreiben an alle Bottroper 
Sportvereine gedroht: „Wenn der beim 
Stenkhoffbad eingeplante Einsparbe¬ 
trag nicht erzielt werden kann, muss 
zwingend ein Ausgleich durch andere 
Maßnahmen wie z.B. Abgaben- und 
Steuererhöhungen oder Einsparungen 
in anderen Bereichen erfolgen. Gege¬ 
benenfalls wird auch eine Kompensati¬ 
on im Sportbereich erfolgen.“ Auf diese 
Drohungen gab es vielfachen Protest 
von Bürgerinnen. Im Ergebnis wurde 
damit die Mobilisierung für den Bür¬ 
gerentscheid gestärkt. 

UZ: Wie wurde der Widerstand konkret 
entwickelt? 

Michael Gerber: Die DKP hatte als ein¬ 
zige Fraktion die damals noch internen 
Schließungspläne der Verwaltungsspit¬ 
ze sofort veröffentlicht. Nachdem das 
geplante Aus für das Stenkhoffbad be¬ 
kannt wurde, habe ich Anfang August 
2012 eine Unterschriftensammlung be¬ 
gonnen und zur Gründung einer Bür¬ 
gerinitiative aufgerufen. Innerhalb von 
sechs Wochen wurden über 15 000 Un¬ 


terschriften für die Erhaltung des Frei¬ 
bads gesammelt. Vom Rat der Stadt 
wurde dieser Bürgerprotest ignoriert. 
Daraufhin beschloss die Bürgerinitiati¬ 
ve ein Bürgerbegehren durchzuführen. 
Bis Dezember 2012 wurden dafür 9 500 
Unterschriften gesammelt. Auch die¬ 
sem Bürgerbegehren hat der Rat der 
Stadt im März jedoch mit Mehrheit sei¬ 
ne Zustimmung verweigert. Daher war 
ein Bürgerentscheid nötig geworden. 
Der Oberbürgermeister versuchte zwar 
durch einen politischen Trick, den Bür¬ 
gerentscheid zu verhindern: Er schlug 
ein Moratorium für zwei Jahre vor, da¬ 
nach sollte erneut über das Freibad ent¬ 
schieden werden. Darauf hat sich die 
Bürgerinitiative allerdings nicht einge¬ 
lassen. Denn mit der Zustimmung für 
ein Moratorium hätte sie das Recht auf 
einen Bürgerentscheid verwirkt. Wir 
hatten von den Bottropern den Auf¬ 
trag, auf die Durchführung des Bür¬ 
gerentscheids zu bestehen. Für diese 
konsequente Haltung gab es von den 
Bürgern viel Zustimmung. 

UZ: Ihr habt monatelang auf der Straße 
gestanden, agitiert, Flugblätter verteilt. 
Wie war die Resonanz? 

Michael Gerber: Einfach super! Die 
Mitglieder der Bürgerinitiative und 
die aktiven DKP-Mitglieder haben viel 
Zustimmung und Unterstützung erfah¬ 
ren. In den letzten vier Wochen waren 
wir täglich auf der Straße, um mit den 
Menschen zu sprechen. Mit einer Aus¬ 
gabe der DKP-Stadtzeitung „Bottroper 
Notizen“, zahlreichen Nachbarschafts¬ 
briefen und Flugblättern haben wir für 
den Bürgerentscheid geworben. In die¬ 
ser Zeit wurden ca. 50 000 DKP-Ma- 
terialien verteilt. Das Engagement der 


Bottroper Kommunistinnen hat den 
Bürgerentscheid stark geprägt. Wir hat¬ 
ten die Meinungsführerschaft in dieser 
Auseinandersetzung inne. Dies spiegel¬ 
te sich auch in den örtlichen Medien 
wider. Für die DKP war das Engage¬ 
ment der letzten Wochen eine wichti¬ 
ge Ermutigung für die eigenständige 
Kandidatur mit einer offenen DKP- 
Liste für den Kommunalwahlkampf 
im Frühjahr 2014. 

UZ: Der Bürgerentscheid wurde nur per 
Briefwahl durchgeführt. Warum? 

Michael Gerber: Die städtische Sat¬ 
zung sieht für Bürgerentscheide nur 
die Briefwahl vor. Bottrop ist damit 
die einzige Großstadt im Ruhrgebiet, 
die hierfür keine Abstimmlokale in den 
Wahlkreisen einrichtet. Mit der Wahl¬ 
benachrichtigung wurden auch keine 
Stimmzettel verschickt. Diese muss¬ 
ten noch extra beim Wahlamt bean¬ 
tragt werden. Mancher Bürger war mit 
der Briefwahl überfordert: Fast 1 200 
Bürger, die ihre Briefwahlunterlagen 
beantragt hatten, schickten diese nicht 
ab. Diese Hürden wurden absichtlich 
errichtet, um möglichst den Erfolg des 
Bürgerentscheids zu verhindern. Ge¬ 
nützt hat es trotzdem nichts. Die DKP 
hat für die nächste Sitzung des Rates 
einen Antrag auf Änderung der kom¬ 
munalen Satzung für Bürgerentscheide 
gestellt, damit künftig analog den Kom¬ 
munalwahlen in allen Wahlkreisen Ab¬ 
stimmungslokale geöffnet werden. Die 
Briefwahl darf nicht die einzige Form 
der Abstimmung bei Bürgerentschei¬ 
den sein. 

UZ: Was bedeutet euer Erfolg für das 
politische Klima in Bottrop? 

Michael Gerber: Das Ergebnis des 
Bürgerentscheids kann der Beginn 
einer lebendigen Kultur des Wider¬ 
stands gegen unsoziale Entscheidun¬ 
gen des Rates sein. Wir haben gezeigt, 
dass Widerstand sich lohnt und erfolg¬ 
reich sein kann. Dies ist eine wichtige 
Erfahrung für die Menschen in unserer 
Stadt. Die DKP hat bereits Widerstand 
angekündigt, wenn die Mittel für das 
Freibad künftig durch Streichungen in 
den Bereichen Sport, Soziales, Bildung 
oder Kultur finanziert werden soll. Die 
Bürgerinitiative hat angekündigt, ihre 
Erfahrungen künftigen Bürgerprotes¬ 
ten zur Verfügung zu stellen. Erfolg¬ 
reicher Widerstand muss sich auf den 
außerparlamentarischen Kampf stüt¬ 
zen. Dort ist auch der Platz der DKP. 
Sie wird auch künftig Bürgerproteste 
aktiv unterstützen und die Zusammen¬ 
arbeit mit anderen politischen Kräf¬ 
ten suchen. Die DKP-Fraktion ist ein 
wichtiger Motor bei der Entwicklung 
außerparlamentarischer Bewegungen 
in unserer Stadt. Erfolge sind allerdings 
auch in Städten, wo es keine Fraktion 
unserer Partei gibt, erreichbar. Ansatz¬ 
punkte dafür liefert uns der gewöhnli¬ 
che Kapitalismus täglich. Wir müssen 
vor Ort zu finden sein und uns bemerk¬ 
bar machen. Dafür ist eine starke DKP 
unerlässlich. 

Die Fragen stellte Adi Reiher 


Bundesweite Solidaritätsbekundungen mit den Demonstrierenden in der Türkei 


Angesichts der brutalen Polizeiüber¬ 
griffe in der Türkei fanden letztes Wo¬ 
chenende deutschlandweit Solidaritäts¬ 
bekundungen mit den Demonstrieren¬ 
den in der Türkei und Proteste gegen 
das Erdogan-Regime statt. Dazu aufge¬ 
rufen hatten neben der DKP, der Partei 
„Die Linke“ und der MLPD, vor allem 
die Föderation demokratischer Arbei¬ 
tervereine (DIDF), sowie alevitische 
und kurdische Gemeinschaften. 
Recklinghausen: 150 Menschen betei¬ 
ligten sich am vergangenem Samstag 
auf dem Altstadtmarkt in Reckling¬ 
hausen an einer Solidaritätskundge¬ 
bung mit den mutigen Demokraten 
in der Türkei. Aufgerufen hatte die 
Alevitische Gemeinde Recklinghau¬ 
sen. In den zahlreichen Redebeiträgen 


wurde deutlich, dass die Bewegung in 
der Türkei längst zu einer Bewegung 
für die Verwirklichung umfassender 
Menschenrechte geworden ist. Es wur¬ 
de auch gesungen und getanzt. Unter 
viel Beifall trug Nadine Tanriverdi das 
Lied einer türkischen Rockgruppe vor, 
in dem es hieß: „Für das Pfeffer und 
das Gas/für die Knüppel und Schläge/ 
für all die Tritte/danke, das geht schon 
klar./Greift uns an ohne Scham, ohne 
das Gesicht zu verziehen./Zwar bren¬ 
nen meine Augen, aber noch bin ich 
nicht platt./Ich bin frei, sage dir, ich 
bin auf der Seite des Rechts geblieben./ 
Immerhin sind wir Menschen. Sag mir, 
siehst du ein Blatt vor meinem Mund?“ 
Lübeck: Unter dem Motto des bundes¬ 
weiten Solidaritätsaufrufs fanden sich 


am Samstag auf dem Lübecker Rat¬ 
hausmarkt ca. 130 Menschen verschie¬ 
denster Nationalitäten zusammen, die 
ihrer Solidarität mit den Demonstrie¬ 
renden in der Türkei Ausdruck verlei¬ 
hen wollten. 

Neben türkischer Folklore - unter 
anderem der von einem jungen Mäd¬ 
chen vorgetragenen türkischen Ver¬ 
sion des Kampfliedes „Bella Ciao“ - 
unterstrichen Sprecher verschiedener 
Gruppen einerseits ihre Solidarität mit 
dem Widerstand in der Türkei, stel¬ 
len andererseits jedoch auch Bezüge 
zum Widerstand gegen Stuttgart 21, 
dem geplanten Verkauf des Lübecker 
Schulgartens sowie dem Pfefferspray- 
Einsatz deutscher Polizisten beim 
„Frankfurter Kessel“ gegen die Oc- 


cupy-Demonstration vor einigen Wo¬ 
chen her. Gerade die Forderung „Sie 
wollen Kapitalismus ohne Demokra¬ 
tie - wir wollen Demokratie ohne Ka¬ 
pitalismus ! “ fand bei den Anwesenden 
viel Applaus. 

Weitere Solidaritätskundgebungen fan¬ 
den unter anderem in Berlin, Bochum, 
Dortmund, Düsseldorf, Essen, Frank¬ 
furt am Main, Hamburg, Kassel, Köln, 
Krefeld, Mannheim, Marburg, Mün¬ 
chen, Nürnberg, Siegen und Stuttgart 
statt. 

Auch für die kommenden Tage sind 
zahlreiche Demonstrationen geplant: 
Die Alevitische Gemeinde Deutsch¬ 
land ruft zu einer Großdemonstration 
am Samstag, den 22. Juni, auf dem Köl¬ 
ner Ebertplatz auf. 


Müssen Klamotten 
blutig sein? 

Lage der Textil-Arbeiterlnnen 
in Infoveranstaltungen und 
Theaterrevue 

Nach dem Fabrikeinsturz am 24. Ap¬ 
ril in Dhaka, der Hauptstadt Bangla¬ 
deschs, der 1 100 Arbeitern - größten¬ 
teils Frauen - das Leben kostete, trief¬ 
ten die Medien von Blut-Berichten und 
geschmacklosen Fotos. Die Behörden 
versprachen, sich um bessere Arbeits¬ 
bedingungen kümmern zu wollen. Ei¬ 
nige in die Kritik geratene Textilketten 
gelobten, in Zukunft auf Arbeitsschutz 
bei den Herstellern zu achten. Passiert 
ist seither nahezu nichts - außer einem 
weiteren Brand in einer Textilfabrik, 
der „nur“ neun Todesopfer forderte und 
damit nicht medienträchtig war. 

Im kommenden Monat findet Asiens 
größte Textilmesse in Bangladesch statt. 
Von Veränderungen keine Spur: Volle 
Beteiligung, volles Programm, alle Tex¬ 
tilbarone präsent, keine Proteste. Kurz: 
Das Geschäft geht wie immer - auf Ba¬ 
sis von Hungerlohn und brutaler Aus¬ 
beutung der Arbeiterinnen. Profite von 
über 300 Prozent sind in dieser Branche 
an der Tagesordnung. 

In Deutschland wird es in den kom¬ 
menden Wochen zum Thema blutige 
Klamotten eine Reihe von Veranstal¬ 
tungen geben - veranstaltet von Flax- 
Mill-Textilien-Berlin. Den Auftakt bil¬ 
det eine Theateraufführung des Frau¬ 
enarbeitskreises der DKP Essen. Am 
29. Juni wird der Frauenarbeitskreis 
die Revue „Kleider machen Leute“ auf¬ 
führen. Zum Internationalen Frauentag 
2012 geschrieben, haben die Frauen das 
Stück nach der Katastrophe von Ban¬ 
gladesh neu bearbeitet: „Kleider ma¬ 
chen Leute schaut tief ins Dekollette 
der Modeindustrie und reißt die Labels 
aus den blutigen Klamotten“, heißt es 
in der Ankündigung des Veranstalters. 
Die Besitzerin der Ladengalerie, wo die 
Revue aufgeführt wird, in Berlin-Wei¬ 
ßensee ist Marion Baur. Sie ist gleich¬ 
zeitig Betreiberin einer Leinenweberei 
in Nordirland. Seit Jahren engagiert sie 
sich gegen die brutale Ausbeutung ihrer 
Kolleginnen in den sogenannten Billig¬ 
ländern. 

Neben der Revue-Aufführung wird es 
weitere Informationsveranstaltungen 
geben. Marion Baur: „Nach unseren In¬ 
terviews mit der jungen Welt im März 
und vor allem nach dem UZ-Interview 
(UZ vom 17. Mai 2013) haben viele 
Leute reagiert, es gab Anfragen nach 
Veranstaltungen. Ich kann nicht dau¬ 
ernd aus Irland anreisen, deshalb ha¬ 
ben wir über unseren Laden in Berlin 
die Möglichkeit geschaffen, zu diesem 
wichtigen Thema Redner zu stellen - 
solche, die wissen, wovon sie sprechen 
und die auf der Seite der Textilarbeiter 
stehen,,neutrale Experten* sind bei uns 
nicht zu kriegen. 

Hermann Glaser-Baur, Textilarbeiter 
und seit 23 Jahren bei Flax-Mill tätig, 
leitet unsere Außenstelle in Berlin. Er 
berichtet zur aktuellen Situation in der 
Textilindustrie und zu den Kämpfen der 
Arbeiterinnen. Nora Walther ist gelern¬ 
te Schneiderin und befasst sich derzeit 
in ihrer Magisterarbeit mit der Frage, ob 
nachhaltige Produktion in diesem Sys¬ 
tem überhaupt möglich ist. Beide ver¬ 
suchen, dieses Thema der sensations¬ 
geilen Oberflächlichkeit der Medien zu 
entreißen und echte Antworten auf die 
vielen Fragen zu finden, vor allem auf 
die, ob es denn nicht auch anders geht.“ 
Die Informationsveranstaltungen kön¬ 
nen von Gruppen und Organisationen 
gebucht werden, um vor Ort über die 
Situation der Textil-Arbeiterlnnen zu 
berichten. Marion Baur: „Wir machen 
das gerne für DKP-Gliederungen, aber 
auch andere Veranstalter bedienen 
wir, so es machbar ist. Es haben eini¬ 
ge Gewerkschaftsgruppen angefragt, 
das halten wir für sehr gut und wichtig. 
In Aschaffenburg, einem Bekleidungs- 
Zentrum, will das ,Nord-Süd-Forum‘, 
ein Zusammenschluss von progressiven 
Organisationen und Personen, die Ver¬ 
anstaltung organisieren. Wo möglich, 
tun wir unser Bestes.“ 

Da die Termine begrenzt sind und die 
Nachfrage groß ist, bittet die Veranstal¬ 
terin um rechtzeitige Anfrage per Email 
unter: flaxmill@gmx.net HGB 
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Anzeigen 


unsere zeit CE 


Am 6. Juni verstarb 

Erika Strohmeyer 

Erika wurde am 15.12.1925 in Paderborn geboren. Sie wuchs 
in einer kommunistischen Arbeiterfamilie auf und schloss 
sich als junge Frau der FDJ und der KPD an. Der Kampf für 
eine gerechte Welt, für Frieden und Sozialismus bestimm¬ 
ten ihren Lebensweg. 1961 ging sie mit ihrem Mann, der in 
der BRD politischer Verfolgung ausgesetzt war, in die DDR 
und kehrte nach der Gründung der DKP in die BRD zurück. 
Sie engagierte sich in der Gewerkschaft, in der VVN und 
der DKP. Die letzten Jahre ihres Lebens waren zunächst von 
der Pflege ihres Mannes und dann von den Einschränkun¬ 
gen aufgrund eines Schlaganfalls und zunehmender Pflege¬ 
bedürftigkeit geprägt, dennoch nahm sie lange Zeit auch im 
Pflegeheim noch Anteil am Leben ihrer Familie und Freunde 
sowie am aktuellen Tagesgeschehen. 

Wir trauern um unsere Mutter ; Schwester ; Schwiegermutter ; 
Oma und Uroma: Karin und Klaus StengelGerda und Det¬ 
lef Strehlow, Georg Strohmeyer ; Elke Strohmeyer ; Renate 
und Dietrich Marquardt, Susanne Feik, Peter Hackmann, 
Doris Baark sowie Enkel und Urenkel 

Die Trauerfeier findet am Samstag, 29. Juni, um 14 Uhr, im Senio¬ 
renhaus Korschenbroich, Freiheitstrasse 14, statt. An Stelle von Blu¬ 
men und Kränzen bitten wir um eine Spende für „Milch für Kubas Kin¬ 
der“ über das Konto von R. Marquardt, Postbank BLZ 50010060, Kto. 
294006608, Stichwort: Erika 

Kondolenzadresse: Renate Marquardt, Am Hopfengarten 4, 

60 489 Frankfurt/Main, E-Mail: renate.marq@web.de 


Unser Genosse 

Karlheinz Schlagintweit 

ist am 6. Juni gestorben. 

Wir werden seine Verdienste um die Partei in Wolfsburg 
nicht vergessen. 

DKP Wolfsburg 


Chao! Lieber Towarischtsch, bescheidener 
Freund, Genosse und Kumpel G Ö T Z! 

Wir werden Dich sehr vermissen. 

Muchas gracias para todos. 

Wir werden Dich niemals vergessen: 

Falk Moldenhauer (Bochum), Daslelys (Cuba), 
Uwe Moldenhauer, Kurt Venohr (Altena) 


Wir trauern um unseren Genossen 

Oskar Lechmann 


Er verstarb nach langer Krankheit im Alter von 83 Jahren. 
Als jungen Menschen prägten ihn die Erlebnisse im 2. Welt¬ 
krieg. 

Sein Wunsch: Nie wieder Krieg! 

So fand er vor mehr als 50 Jahren den Weg in die illegale KPD- 
Betriebsgruppe der Hasper Hütte. 

Der DKP, der er seit ihrer Konstituierung angehörte, hielt er 
bis zum Schluss die Treue. Es war ihm nicht vergönnt, eine 
bessere Welt zu erleben. 

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren. 

DKP Kreisorganisation Hagen 


DKP im Internet: 

www.dkp.de 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Hallo, Jugendfreunde in Berlin und anderswo! 

Wir verkleinern uns und geben deshalb einen Teil unserer Bücher ab. 
Telefon: 030/45 020427, Familie Feske 


Toskana, nah am Heer 

xfH.tatoi™-bwhof.dt |0DJM544. filtffl 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille: 
große helle Zimmer r 


viele gute Bücher, 
Hau$ öder Häuschen; 

Kinderparadies. 




Entschleunigung: 

Ruhe & Natur aatt im Müritz 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granziß. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.triziDgga.de 
Tel.: 0331/870796 [AB| 


Es gibt wenige, die die Entwicklung vom 
SDS zur DKP durchlaufen haben und 
auch heute noch kein bisschen leise sind. 

Und es gibt wenige, die die DKP Baden- 
Württemberg so geprägt haben wie er. Als 
Organisator, Referent, UZ-Verkäufer, als 
aktiver, streitbarer, diskussionsfreudiger 
Genosse. 

Klaus Mausner wird am 22. Juni 70 Jahre 

Lieber Klaus, wir wünschen Dir zum 70. alles Gute, Gesundheit, 
mehr Zeit für Deine geliebte Kunst und vor allem eine aktive, at¬ 
traktive und kämpferische DKP. 

DKP Bezirk Baden-Württemberg, 

Kreis Stuttgart und Gruppe Bad Cannstatt 


Aufrechter Gang ein Leben lang ... 

Am 27. Juni feiert unsere Genossin 

Margit Oppermann 

ihren 90. Geburtstag 

Wir gratulieren ganz herzlich 
und wünschen dir alles Gute!!! 

Der Kreisvorstand der DKP Hannover 
Die Gruppe Linden und die Gruppe Mitte 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Benno Wormbs 

herzlich zu seinem 80. Geburtstag 
am 19. Juni 2013 

Lieber Benno, du bist viele Jahre zur See gefahren und hast die 
Nöte der arbeitenden Menschen selbst erfahren. 

Auch in deinem Ruhestand bist du immer aktiv eingetreten für 
Sozialismus und demokratische Rechte, gegen Krieg und Aus¬ 
beutung. 

Du unterstützt die Gedenkstätte Ernst Thälmann mit deiner Tat¬ 
kraft, 

bist beim Infostand und der Demo an der Seite der Friedens¬ 
bewegung und im antifaschistischen Kampf. 

Wir wünschen Dir alles Gute und vor allem Gesundheit für vie¬ 
le weitere Jahre. 

DKP-Wohngebietsgruppe 
Hamburg- Eppendorf-Groß Börstel -Alsterdorf 
DKP - Bezirksvorstand Hamburg 
Gedenkstätte Ernst Thälmann e.V., Hamburg 


DKP Kreis Frankfurt am Main 

29. Juni 2013 

Tagesseminar von 11.00 bis 16.00 Uhr 

Zur Entwicklung des Imperialismus heute 
Zur internationalen Zusammenarbeit der DKP 

Referent: Heinz Stehr 

Ort: DGB-Haus Frankfurt am Main, Raum 3, 

Wilhelm Leuschner Str. 69-77 


Traumblick,Traumstrand,Traumurlaub... 

abseits vom Touristenstrom in unserem Ferienhaus in Griechenland, das wir 
gerne günstig Genossinnen und Freundinnen überlassen, 
für 2-6 Personen, 2 Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche, Bad, Terrasse, Gar¬ 
ten, (ergänzbar durch ein weiteres Schlafzimmer und Bad), alles mit Blick 
aufs Meer, Waschmaschine, Internet, Fahrräder... 

Näheres unter http://villairini.wordpress.com/oder bei 
dieter@friedensnetz.de oder 0711 551 410. 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühl¬ 
schrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax:06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 
Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 




Die Marx-Engels-Stiftung 
lädt ein zur Konferenz 


i > 

Marx Engels 
Stiftung 


Neoliberale Stadt - Spaltung, Zonierung 
und Widerstand 

Sa/So, 6./7. Juli, Dortmund, Wichernhaus, Stollenstr. 36 
Beginn Sa 10.00 Uhr, Ende So 14.00 Uhr 


★ Daniel Zimmermann: Zur bürgerlichen Analyse des großen Wohnungs¬ 
eigentums am Beispiel der Enquete-Kommission des NRW-Landtags und 
daraus erwachsende Vorschläge 

★ Klaus Linder: Zur marxistischen Analyse des Wohnungsmarkts sowie 
Vorschläge für Widerstandsformen 

★ Andreas Hartle: Zur neoliberalen Stadtentwicklung am Beispiel der Inter¬ 
nationalen Bau Ausstellung (IBA) Hamburg-WUheimsburg 

★ NN: Zu feministischer Sicht auf Stadtentwicklung und Gentrifizierung 

★ Rundfahrt mit politischen Gesprächen am Nordmarkt und danach am 
Phoenix-See in DO-Hörde. Fotoserie „Gentrification“ mit Jürgen Evert, Stadt¬ 
planer und Fotograf 

★ Irina Vellay: Zur sozialen Spaltung der Stadtgesellschaft und ihrer Bear¬ 
beitung durch die kommunale Politik 

★ Wolfgang Richter: Zur Vertiefung der Arbeitsteilung zwischen Produktion, 
Dienstleistung und Dritter Arbeit in der Stadt 


Kostenbeitrag 15 Euro, ermäßigt 7 Euro. Wir bitten um Anmeldung unter 
marx-engels-stiftung@t-online.de oder per Telefon 0211-6802828 (H. Kopp). 


MARXISTISCHE 

BLATTER 

www.marxistische-blaetter. de 


Marxismus 
für die 

inulFq»niK*uu*JiliGjiiGJilt A-Klasse 



Die Marxistischen Blätter gibt es seit 1963. Ihre Kern¬ 
aufgabe damals wie heute: Arbeiterbewegung und 
Marxismus zusammenzubringen. Also: Marxismus für 
die A-Klasse, damit vor allem die Arbeiterklasse ihrer 
Lage auf den Grund kommt und nachhaltiger für ihre 
eigenen Tages- und Zukunftsinteressen kämpfen kann. 
Diese Aufgabe ist angesichts der tiefen Krise des Kapi¬ 
talismus aktueller denn je. 


Darum unser 
Jubiläumsangebot 
im Jahr 2013 

Wer die Marxistischen Blätter für mindestens zwölf 
Ausgaben abonniert, bekommt die ersten 6 Ausgaben 
mit 50 % Rabatt (Das Normal-Abo kostet im ersten 
Jahr 24,- Euro bzw. das ermäßigte Abo 16,- Euro und 
erst im zweiten Jahr 48,- bzw. 32,- Euro. Man spart also 
insgesamt 24,- bzw. 16,- Euro) 

O Ja, ich möchte ein befristetes Testabonnement 
(3 Ausgaben für 15,- €) 

□ Ja, ich abonniere... 

□ Ja, ich verschenke... 

... die Zeitschrift Marxistische Blätter für mindestens 12 Ausgaben (2 
Jahre}* mit 50 % Jubiläumsrabatt für die ersten 6 Ausgaben... 
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CE 


unsere zeit 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 21. JUN 


Bochum: „Verboten - verfolgt - verges¬ 
sen“ - Die Verfolgung der politischen 
Opposition in der Adenauerzeit. Filmvor¬ 
führung und Diskussion mit den Zeitzeu¬ 
gen Ingrid und Herbert Wils aus Hagen. 
Beide waren als FDJ-Mitglieder jahrelang 
inhaftiert, ihr Verbrechen: Das Singen von 
„staatsfeindlichen“ Liedern. Bahnhof Lan¬ 
gendreer (Raum 6), Wallbaumweg 108, 
19.00 Uhr. 


SA/SO ★ 22/23.6. 


Leverkusen: „Die große Wirtschafts- und 
Finanzkrise“ Wochenendseminar der Karl- 
Liebknecht-Schule der DKP, Referent: Lu- 
cas Zeise (angedacht). Karl-Liebknecht- 
Schule, Am Stadtpark 68. Beginn am 
Samstag 10.00 Uhr, bis Sonntag nachmit¬ 
tags 


Dl ★ 25. JUN 


Dortmund: „Block X - Unter Ultras. Fuß¬ 
ball, Fankultur, Gewalt, Polizeistaat.“ Le¬ 


sung und Diskussion. Referenten: Jochem 
Kotthaus und Sven Kathöfer. Kulturhaus Ta- 
ranta Babu, Humboldtstraße 44,19.00 Uhr. 

Suhl: Die aktuellen Entwicklungen in Grie¬ 
chenland und der Kampf der Kommunisten. 
Referentin: Anna Grigoriadou, Mitglied in 
der KKE Griechenland. Hotel „Thüringen“, 
Platz der Deutschen Einheit 2,17.00 Uhr. 


SA ★ 29. JUN 


Minden: „Tarifflucht, Angriffe auf Tarifver¬ 
träge, immer mehr prekäre Arbeit - wie 
können wir uns in der Krise wehren?“ Mit¬ 
gliederversammlung der DKP mit Volker 
Metzroth. BÜZ Minden (Mehrzweckraum), 
19.30 Uhr._ 

Recklinghausen: Mitgliederversammlung 
der DKP mit Auswertung des Parteitages. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 26. JUN 


Berlin: „Kleider machen Leute“ Kritische 
Theaterrevue des Frauenarbeitskreises der 
DKP Essen. Ladengalerie von Flax-Mill- 
Textilien, Streustraße 27,19.00 Uhr. 

Frankfurt a.M.: Tagesseminar der DKP - 
Zur Entwicklung des Imperialismus heu¬ 
te - Zur internationalen Zusammenarbeit 
der DKP. Referent: Heinz Stehr. DGB-Haus 
Frankfurt, Wilh.Leuschner Str. 69-77, 
11.00 Uhr._ 

Neu-Anspach: Aktionstag der DKP Hoch¬ 
taunus. Bahnhofsvorplatz, 10.00 Uhr. 

Iserlohn: Rotes Sommerfest der DKP- 
Gruppen Hagen, Ennepe-Ruhr-Kreis und 
Märkischer Kreis. Bergstaße 84 


SO ★ 30. JUN 


Friedrichsdorf Köppern: Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP Hochtaunus. Zum Köp- 
pernerTal 44,14.00 Uhr. 


DI*2.JUL 


Bremen: Auswertung des dritten Tages 
des 20. Parteitages der DKP. Referentin 
Nina Hager, stellvertretende Vorsitzende 
der DKP. Veranstalter: DKP-Gruppen Bre¬ 
men und Bremen-Nord. Begegnungsstätte 
Haverkamp, 19.30 Uhr. 

München: „Bezahlbare Mieten statt Ren¬ 
dite“, Veranstaltung der DKP mit Claus 
Schreer, Autor des Buches „Das Geschäft 
mit der Wohnung, Bodenspekulation und 
Stadtentwicklung“. KommTreff, Holzapfel¬ 
straße 3,19.00 Uhr. 


DO ★ 27. JUN 


München: „Wohnen in München - nur für 
Reiche?“, öffentlicher Gruppenabend der 
DKP Neuhausen-Süd. KommTreff, Holzap- 
felstr.3,19.00 Uhr 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Damit die UZ 
Kampf-Ratgeber ist 

Betr.: Gastkolumne von Volker 
Metzroth, UZ vom 7.6.2013, S. 2 

In der Ausgabe vom 7. Juni 2013 habe 
ich die Gastkolumne zu den Angriffen 
gegen die Organisationsstrukturen der 
Beschäftigten bei Burger King gelesen. 
Dabei habe ich mich gefragt, was die¬ 
ser Beitrag den Beschäftigten, bei ihrer 
durchaus schwierigen Kampfsituation, 
mit auf den Weg gibt. Ich lese heraus, 
dass der gewerkschaftliche Kampf 
schwierig sein wird. Es wird dann sug¬ 
geriert, dass es aber die Möglichkeit 
gibt, durch die „öffentliche Meinung 
Kaufentscheidungen“ zu prägen. 
Kann das unsere Antwort auf die 
eingeschränkten Bedingungen des 
Kampfes im Betrieb sein? Auch die 
NGG-Vertreterin Michaela Rosenber¬ 
ger kündigt jetzt Arbeitsgerichtsver¬ 
fahren und mögliche öffentlichkeits¬ 
wirksame Aktionen vor den Filialen 
an. Sind das originäre Aufgaben ei¬ 
ner Gewerkschaft? Sind das effektive 
Kampfmittel? Zermürbt das nicht die 
Belegschaften und führt sie etwa nicht 
in die Passivität? Ist es nicht unsere 
Aufgabe als Kommunisten dafür zu 
streiten, dass Beschäftigte kollektive 
Kampferfahrungen machen, damit sie 
sich ihrer eigenen Macht bewusst wer¬ 
den? Ich denke schon. Und bevor es 
soweit ist, müssen wir sehr genau darü¬ 
ber aufklären, wer uns warum und wo¬ 
durch daran hindert. Wir müssen kon¬ 
kret sagen, wie sich die Beschäftigten 
organisieren können, um zu kämpfen - 
egal wie schwer die Bedingungen sind. 
Diese Sichtweise in die UZ und in die 
D GB - Gewerkschaften hineinzutragen 
ist ein erster Schritt, dann werden die, 
die es was angeht wissen, warum sie die 
UZ unbedingt brauchen: nämlich als 
Kampf-Ratgeber! 

Aitak Barani, Frankfurt am Main 

Unser Widerstand geht 
weiter-gemeinsam! 

Betr.: Blockupy, UZ vom 7.6.2013, S. 1 

Ich habe mich sehr darüber gefreut, 
dass in diesem Jahr die DKP deutlich 
sichtbar an den Blockupy-Protesten 
beteiligt war. Umso mehr hat mich die 
Berichterstattung in der UZ vom 7. Juni 
irritiert. 

1. Blockupy ist nicht Blockupy/Occu- 

py- (•■•) 

2. Was meint die Aussage, dass Block¬ 
upy erwachsener geworden wäre und 
wer trifft sie mit welcher Berechtigung? 
Waren die Blockupy-Proteste im letz¬ 
ten Jahr „kindlich“ oder „pubertär“? 
Vertritt die Autorin des Artikels die 
„gereifte“, erwachsene politische Kraft? 
(...) 

Weiter wird mir erklärt, die Adressa¬ 
ten der Proteste seien „konkreter“ ge¬ 
worden. Wer im letzten Jahr aktiv da¬ 
bei war, weiß, dass die Adressatlnnen 
in diesem Jahr so konkret waren, wie 
im letzten: 


1. alle, die hier in Deutschland deutlich 
machen wollten: Wir lehnen die Sank- 
tions- und Kürzungspolitik der Deut¬ 
schen Regierung ab. Blockupy rief die 
Menschen in Deutschland zu Aktionen 
auf, die bereit sind, diese Politik symbo¬ 
lisch und real zu blockieren. 

2. die Menschen in Griechenland, Spa¬ 
nien, Zypern, Irland,... deren Lebenssi¬ 
tuation täglich unerträglicher wird. Die¬ 
se Menschen haben wahrgenommen, 
dass es auch hier viele gibt, die sich ge¬ 
gen die Ausweitung der Agendapolitik 
auf ganz Europa wehren und mit den 
Betroffenen dieser Politik solidarisch 
sind. Einige von ihnen waren im letzten 
Jahr in Frankfurt dabei; in diesem Jahr 
waren es noch mehr. Blockupy waren 
europäische Protesttage: 2012 und 2013. 

3. die Akteure, die für die Krise und 
ihren Umgang mit ihr verantwortlich 
sind - und davon profitieren: in Politik, 
Industrie, Handel und Bankenwesen. 
Ihnen galt und gilt die Kampfansage. 
Das alles war bereits im letzten Jahr 
klar und deutlich. Blockupy stand und 
steht für die klare Aussage: Das Prob¬ 
lem heißt Kapitalismus! Unsere Ant¬ 
wort heißt Widerstand! 

Verrät nicht die Behauptung, dass die 
Aktionen vor der Deutschen Bank viel¬ 
leicht der „qualifizierteste Teil des Blo¬ 
ckade-Tages“ war, einen Tunnelblick für 
die „eigene Aktion“? Waren die Akti¬ 
onen auf der Zeil zu den Zuständen in 
der Produktion von Bekleidung weni¬ 
ger qualifiziert? Hatten die Aktionen 
am Flughafen gegen die rassistische 
Abschiebepolitik weniger Qualität? 
Sind nur Banken Krisenakteure oder 
nicht auch Konzerne wie die deutsche 
Annington, die aus Lebensraum Speku¬ 
lationsobjekte machen? Und wer urteilt 
über die Qualität der Aktionen und ih¬ 
rer Inhalte? 

Überall in Frankfurt wurde an diesem 
Freitag qualifiziert und kreativ deut¬ 
lich gemacht: Die Krise des Kapitalis¬ 
mus findet nicht in der Ferne statt, sie 
ist hier mitten unter uns. Das aber heißt 
auch: Unser Widerstand geht weiter - 
gemeinsam! 

Katharina Schwabedissen, E-Mail 

Solidarität in Frankfurt 
und der DKP 

Betr.: Blockupy, UZ vom 7.6.2013, S. 1 

Wir waren mit einer kleinen Gruppe 
von Genossinnen in Frankfurt dabei 
und haben uns über den Bericht von 
Bettina Mandellaub zu Blockupy in der 
UZ sehr geärgert. 

(...) Kein Wort über das Fronttrans¬ 
parent des Blockes von DKP und 
SDAJ auf der Demo mit dem Motto 
„Peoples of Europe Rise Up!“ (zu se¬ 
hen auf news.dkp.de seit dem 3. Juni). 
Kein Wort, warum die Verfasserin 
(...) hinter dem Hauptblock der DKP 
und SDAJ herlief, obwohl das Ange¬ 
bot stand als Genossinnen in einem 
gemeinsamen Block zu laufen. Kein 
Wort, warum Teilnehmer des Parteita¬ 


ges die EL-Fahnen auf der Demo mit¬ 
führten, nachdem wir auf dem Parteitag 
eine Woche vorher beschlossen hatten, 
als DKP zunächst auf EL-Symbolik zu 
verzichten. 

Das Verhalten auf der Demonstrati¬ 
on zeugte von wenig Bereitschaft zur 
innerparteilichen Solidarität (...). Die 
Stimmung der Demonstration insge¬ 
samt war extrem solidarisch. Dieses 
Verständnis der Solidarität angesichts 
des gemeinsamen Gegner müssen wir 
uns auch in der Partei wieder zu eigen 
machen! 

Timur Stockholm, Jena 

Die Bundeswehr ist der Fehler 

Betr.: de Maziere 

(...) Ich glaube, die Mehrheit der Bun¬ 
desbürger wäre dem Rüstungsminister 
dankbar, wenn er zwei seiner zugege¬ 
benen Fehler erst gar nicht begehen 
würde, nämlich, wenn er den „Euro- 
Hawk“, „Global-Hawk“ und wie im¬ 
mer die Killerdrohnen heißen mögen, 
nicht anschaffen und außerdem die so¬ 
genannten „Missionen“ deutscher Sol¬ 
daten, also das Kriegführen deutscher 
Soldaten im Libanon, in Mali, Libyen, 
Afghanistan beenden würde. 

Vor allem wären die Menschen dank¬ 
bar, die, ohne Anklage, demokratisches 
Verfahren und Urteil, durch die Droh¬ 
nen ermordet werden sollen. 

De Maiziere wäre nicht der erste Waf¬ 
fenminister, der seinen Hut nehmen 
muss. Die Herren Stoltenberg, Jung 
und von Guttenberg sind ihm voraus¬ 
geschritten, möge de Maiziere ihnen 
folgen. 

Ernst Busche, Bremen 

Rennfahrer Vettel mit Hirn 
im Bleifuß 

Betr.: Großmannssucht in 
Deutschland 

Als in Katar die Demokratiedemons¬ 
trationen mit deutschen Waffen von 
Heckler & Koch zusammengeschos¬ 
sen wurden, verteidigte der deutsche 
Rennfahrer Vettel offensiv seine Teil¬ 
nahme an einem zeitgleich stattfinden¬ 
den Formel-1-Rennspektakel mit den 
Worten, dass er ja „nichts mit Politik 
zu tun“ habe und scheffelte dann (mit 
seinen Kumpels) Millionen mit seinem 
luftverpestenden Reichenhobby qua¬ 
si auf dem Rücken der Getöteten und 
schwerstverletzten Opfer der dortigen 
Soldateska. 

Am 10.6.2013 nun bellt dieser Herr in 
alle Mikrofone, dass „Deutschland das 
einzige Land in Europa“ sei, dass er¬ 
folgreich die Flutkatastrophe bekämp¬ 
fen könne. 

Na, da wird es aber beispielsweise un¬ 
sere tschechischen und polnischen 
Nachbarn sehr freuen zu hören, wel¬ 
che Großmannssucht in Deutschland 
wieder gepflegt wird: „Deutschland, 
Deutschland, über alles?“ - Da hört 
man im Hintergrund schon wieder die 
Stiefel im Stechschritt klacken. 


Der Mann scheint sein Hirn tatsächlich 
im Bleifuß gefangen zu halten. (...) 

Heinz- W. Hammer, Essen 

Es muss klar sein, wofür wir 
stehen 

Betr.: Leserbrief von Randolf 
Öchslein, UZ vom 7.6.2013, S. 15 

Man kann die Meinung von Randolf 
Öchslein nur unterstützen. Es muss 
doch in der UZ klar ersichtlich sein, 
wo unsere DKP steht und für welche 
Kontakte und Politik sie eintritt. Es 
geht doch nicht an, dass in der UZ ver¬ 
schiedene politische Aussagen erschei¬ 
nen, die uns nicht weiterhelfen bei der 
Stärkung und des Einflusses unserer 
Partei. Beim wöchentlichen Freiver- 


kauf wird mir auch immer wieder ge¬ 
sagt, dass gute Berichte viel zu lang 
seien und wir ja die Leserzahl erhöhen 
wollen - was aber nur möglich ist, wenn 
unsere UZ wirklich viele anspricht und 
nicht sektierisch wirkt. Ich hoffe fest, 
dass die neue Parteiführung die ange¬ 
kündigten Aktionen durchsetzt und 
wir eine gute marxistisch-leninistische 
Partei bleiben. Seit 66 Jahren bin ich 
Mitglied - drei Jahre für meine Weltan¬ 
schauung eingesperrt - und hoffe, dass 
wir die Partei bleiben, für die Ernst 
Thälmann, Max Reimann, Kurt Bach¬ 
mann und Herbert Mies schon einge¬ 
treten sind. 

Erich Schreier, Röthenbach/Peg. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

Vom 8 . bis 14 . Juni 


Dienstag 

Der Aachener Friedenspreis geht im Jah¬ 
re 2013 an die Düsseldorfer „Hulda- 
Pankok-Gesamtschule“ und zwei weite¬ 
re Schulen in Offenbach am Main und 
in Berlin. Die Schulen hatten sich gegen 
Veranstaltungen der Bundeswehr in ihren 
Räumen ausgesprochen. Die Schulkonfe¬ 
renz der Düsseldorfer Schule fasste 2010 
dazu einen einstimmigen Beschluss. Die 
Preisverleiher haben sich damit verdienst¬ 
voller Weise an ein heißes Eisen gewagt - 
wie heiß war nicht abzusehen. 

Denn nach der Entscheidung der Schul¬ 
konferenz hat dort eine neue Schulleite¬ 
rin ihr Amt angetreten. Und die lehnt den 
Preis mit der expliziten Begründung ab, 
dass sie nichts gegen die Bundeswehr an 
ihrer Schule habe. Im Vorfeld der Verlei¬ 
hung hatte sie gegenüber dem Vorstand 
des Aachener Friedenspreises bei der üb¬ 
lichen Kontaktaufnahme davon nichts 
verlauten lassen. Das ungehörige und 
unerhörte Verhalten dieser Dame macht 
schlagartig deutlich, wie weit Entdemo¬ 
kratisierung und Militarisierung in dieser 
Gesellschaft bereits gediehen sind. 

Die Landesregierung von NRW, allen 
voran die Lehrerin Frau Kraft, hätte jetzt 
Gelegenheit kein Machtwort, sondern ein 
Wort zur Verteidigung von Demokratie 
und Frieden zu sprechen. Wir hören. 

Mittwoch 

Die Geheimdienste unseres Landes wer¬ 
den unterschätzt. Zahlreiche „Pannen“ 
werden ihnen vorgehalten, doch von ihren 
Erfolgen wird nicht gesprochen. Doch an 
diesem wird keiner vorbei gehen können. 
Durch Beharrlichkeit, Findigkeit und un¬ 
ter Einsatz modernster Technologie - von 
etwaigen persönlichen Risiken schweigt 
man vornehm - gelingt es „ den Ermitt- 
lungsbehörden u , einen 30-seitigen (!) 
Brief von Beate Zschäpe, Terroristin z. Zt. 
JVA München, abzufangen. 

Wenn nicht alles täuscht, bestand das Ab¬ 
fangen in einem Griff in die ausgehende 
Post der Terroristin oder die eingehende 
Post des Neonazis Robin S, z. Zt. JVA Bie¬ 
lefeld. Die Bundesanwaltschaft gab den 
Brief zu den Gerichtsakten. Sollte Zsch¬ 
äpe weiter schweigen, könnte das Schrei¬ 
ben dem Senat bei der Meinungsbildung 
über die Angeklagte helfen, heißt es in der 
Presse. 


Dieser Vorgang hat nicht nur lustige As¬ 
pekte. Gefangenenpost darf jederzeit kon¬ 
trolliert, aber nur begründet einbehalten 
werden. Die Gründe sind im StVollzG § 
31 festgehalten. Von Meinungsbildung der 
Justiz ist darin keine Rede. Das Manöver 
scheint letztendlich nur einen Grund zu 
haben. Der Verteidigung wird ein billiger 
Revisionsgrund verschafft. 

Donnerstag 

Bundesregierung und Geheimdienste 
achten streng darauf, die Bevölkerung 
nicht zu verwirren. Für einander wider¬ 
sprechende Informationen gilt anschei¬ 
nend eine 24-Stunden-Regel. Wohl aber 
nur vorläufig - bis den Diensten der be¬ 
kannte Stift aus den „Men-In-Black“-Fil¬ 
men zur sofortigen Löschung der Erin¬ 
nerung zur Verfügung steht. 

Gestern zeigte sich Bundesinnenminis¬ 
ter Hans-Peter Friedrich gegenüber den 
Medien überrascht: Alle seine Erkennt¬ 
nisse über das exzessive Ausspähen der 
Weltbevölkerung durch den US-Geheim- 
dienst NSA stammten aus den Medien. 
Gleiches ließen Bundesregierung und 
Geheimdienste wissen - z. B. der Chef 
des Verfassungsschutzes, Hans-Georg 
Maaßen. 

Heute erfahren wir aus den gleichen Me¬ 
dien, dass deutsche Dienste seit Jahren 
von den Erkenntnissen des NSA profi¬ 
tieren - natürlich zuvörderst beim un¬ 
ermüdlichen Kampf gegen den Terror. 
Dabei scheint selbst unseren Geheim¬ 
diensten aufgefallen zu sein, dass der 
NSA mehr über Vorgänge in Deutsch¬ 
land wusste als sie selbst. Beim Bundes¬ 
amt für Verfassungsschutz hieß es dazu 
in einem vertraulichen internen Papier, 
dass man technologisch weit hinterher 
hinke und sich bemühen müsse, bei sei¬ 
nen technischen Fähigkeiten in der Jetzt¬ 
zeit anzukommen. 

All das ist anscheinend hinter dem Rü¬ 
cken des Herrn Friedrich geschehen, der 
doch immerhin verantwortlicher Minis¬ 
ter ist. Eine Erklärung dazu kursiert im 
offiziösen Berlin. Friedrich experimen¬ 
tiere allabendlich mit dem „Men-In- 
Black“-Stift. Dadurch will er Platz im 
Hirn schaffen für die vielen verwirrenden 
Neuigkeiten, die seine Referenten ihm am 
nächsten Tage wieder erzählen werden. 

Adi Reiher 


Brandstifter als Biedermänner 

Zur selbstverfassten „Unternehmensgeschichte“ der Bayer AG ( 4 ) 


In loser Folge kommentieren wir 
aus Anlass des 150. Geburtstages die 
selbstverfasste verlogene Unterneh¬ 
mensgeschichte des Bayer-Konzerns: 

„Zwischen I.G.-Auflösung und 
Neugründung ( 1945 - 1951 )“ 

Zunächst war das Entsetzen bei den 
West-Alliierten groß, als sie 1945 die 
Archive der IG Farben sichteten, in 
denen das verbrecherische Wesen des 
Konzerns unübersehbar war. Der Wil¬ 
le, den Konzern zu zerschlagen und die 
Verantwortlichen zur Rechenschaft zu 
ziehen, war vor allem bei einer starken 
Fraktion der US-amerikanischen Mi¬ 
litärverwaltung vorhanden. Es ist ein 
bemerkenswertes Detail, dass im of¬ 
fiziellen Bericht der Militärregierung 
der USA für Deutschland der Bayer 
AG eines von sechs Kapiteln gewid¬ 
met wurde - als einziger Tochter der 
I.G. Farben. Dort heißt es unter ande¬ 
rem: „Bayer war an der Unterstützung 
und Umsetzung der Politik und der 
Ideologie des NS-Staates aktiv betei¬ 
ligt. Die folgenden, wenn auch unvoll¬ 
ständigen Beispiele zeigen, dass man 
sich dort schon früh und in der Fol¬ 
gezeit nachhaltig für die NS-Ideologie 
einsetzte.“ 

Als den I. G.-Farben-Managern 1947/48 
der Prozess gemacht wurde, hatten sich 
andere Überlegungen durchgesetzt. Im 
Kalten Krieg wurde die I. G. Farben be¬ 
nötigt. Entsprechend milde fielen die 
Urteile aus. Auch von einer Zerschla¬ 
gung des Konzerns war keine Rede 
mehr. Er wurde in drei Gesellschaften 
(Bayer, BASF, HOECHST) aufgeteilt, 
die nur wenige Jahre später jede für 


sich allein den Umsatz der I.G. Farben 
übertrafen. 

Anfang der 50er Jahre waren alle Ma¬ 
nager wieder auf freiem Fuß und zum 
überwiegenden Teil wieder in Amt und 
Würden. 

„Wiederaufbau und .Wirt¬ 
schaftswunder* ( 1951 - 1974 )“ 

Von Wiederaufbau konnte kaum die 
Rede sein. 90 Prozent der Fertigungs¬ 
anlagen waren unmittelbar nach dem 
Krieg intakt, da anscheinend weder die 
Alliierten noch die Faschisten Interesse 
an ihrer Zerstörung hatten. 

Die US-Amerikaner konnten die Spezi¬ 
alkenntnisse der deutschen chemischen 
Industrie bald genug gebrauchen. Über 
den Bayer-Forscher Gerhard Schräder, 
der die chemischen Kampfstoffe der 
zweiten Generation Tabun und Sarin für 
die I. G. Farben entwickelt hatte, schöpf¬ 
te die US-Armee diese Kenntnisse ab. 
Schräder lebte zeitweise in den USA 
und kehrte noch in den 50er Jahren in 
die Dienste von Bayer zurück. 1957 mel¬ 
dete er ein Patent für ein Insektizid an, 
dessen chemische Formel weitgehend 
identisch war mit dem von der US-Ar¬ 
mee später in Vietnam versprühten Ent¬ 
laubungsmittel „Agent Orange“. Zufall? 
Kaum, zu beweisen ist nichts. Es ist aber 
Tatsache, dass Bayer Vorprodukte für 
„Agent Orange“ über eine französische 
Firma in die USA lieferte. 

„Orange“ erfüllte seine Aufgabe nur zu 
gut. Tausende wurden direkt getötet, 
noch heute sind viele Landstriche Vi¬ 
etnams verwüstet, das Erbgut von Hun- 
dertausenden wurde geschädigt. Mit 
den Folgen kämpft Vietnam bis heute. 
(Wird fortgesetzt) AR 


„Ich bin jedenfalls erschrocken“... 



... sprach die Kanzlerin nicht etwa, nach dem sie Bilder wie das obige vom brutalen Vorgehen der deutschen Polizei gegen 
Blockupy-Demonstrantlnnen in Frankfurt gesehen hatte. Ihr ganzes Mitgefühl - und das der Herren Westerwelle, Seehofer 
und tutti quanti - richtet sich in die Türkei. Da werden Krokodilstränen geweint. Der Ruf der türkischen Demonstrantlnnen 
nach Freiheit und Demokratie liegt der Bagage nur soweit am Herzen, wie man die türkische Regierung politisch und 
ökonomisch unter Druck setzen kann. 

Das kann man Doppelmoral nennen oder ganz einfach Klassenkampf von oben. AR 


Glotze, Promis, Geld, Karrieren 

Von Volker Bräutigam 


Ein Nachwort... 


... zu Claus Kleber: Der ZDF-Moderator er¬ 
klärte jüngst gegenüber dem Wochenblatt 
Die Zeit, die ARD-Tagesschau hat sich 
überlebt.“ Trockenes Nachrichten-Verlesen 
genüge den Bedürfnissen der Zuschauer 
nicht mehr, besonders nicht den Ansprü¬ 
chen der jüngeren Generation. 

So schnöselt einer daher, der in seinen 
Sendungen den gleichen Quark der glei¬ 
chen Nachrichtenagenturen verbreitet 
wie die gute alte Tante Tagesschau. Der 
ihn zwar „anmoderiert,“ allerdings weni¬ 
ger mit Zusatzinformation als mit kom¬ 
mentierendem Gewäsch. Ein in den USA 
Geschulter, der seine Moderationstexte oft 
mit sozialismusfeindlicher Note versieht 
oder sie mit kapitalismusgläubigem Un¬ 
verstand würzt. Ab und zu noch ein Idee- 
chen Russo- bzw. Sinophobie dazu: Kle¬ 


bers miese Mixtur, locker-flockig serviert, 
vorgeblich gemäß Zuschauerbedürfnis. Im 
ZDF-heutejournal, der öffentlichen Bedürf¬ 
nisanstalt. 

Seine arrogante Kritik ergänzte Kleber an¬ 
dernorts: „Aber ich sage auch, das trocke¬ 
ne Nachrichtenablesen gibt es heutzutage 
nur noch um 20 Uhr - und im koreanischen 
Fernsehen.“ Diesmal verstrich er seinen 
Senf auf einer Festlichkeit der Kreisspar¬ 
kasse Waiblingen. Der Eintrittspreis - für 
Gäste 15 Euro, für Sparkassenkunden 10 
Euro - deckte die saftigen Honorarkosten für 
ihn natürlich nicht. Aber selbst ein schwäbi¬ 
sches Geldinstitut greift gern tief in die Ta¬ 
sche, um sich so einen TV-Presstituierten zu 
mieten, stundenweise. Promi im Schaufens¬ 
ter, das zieht Kundschaft. Die Kosten lassen 
sich steuerlich absetzen. vb 


Tom Buhrow, der vormals neben-ver¬ 
dienstreiche „Mister Tagesthemen“, ist 
aus dem ARD-Nachrichtenstudio aus- 
und in die Intendanz des Westdeut¬ 
schen Rundfunks, WDR, aufgestiegen. 
Gratulanten aus Politik, Wirtschaft 
und Medien würdigten lebhaft seinen 
Karrieresprung. Buhrow, lupenreine 
Kreatur des kapitalistischen Systems, 
hat Glückwünsche allerdings gar nicht 
mehr nötig. Mehr als der Chefposten 
des WDR, des Kronjuwels der ARD, 
der Arbeitsgemeinschaft der Rund¬ 
funkanstalten in Deutschland, ist für 
ihn nicht drin. 

Ruth Hieronymi (CDU), Vorsitzende 
des WDR-Rundfunkrats, hatte kurz vor 
der Wahl Ende Mai noch verlauten las¬ 
sen, Buhrow sei - wie seine Mitbewer¬ 
ber - durchaus befähigt, den WDR zu 
leiten und „den Anspruch des öffent¬ 
lich-rechtlichen Rundfunks auf ein Pro¬ 
gramm von hoher Qualität“ umzuset¬ 
zen. Gründe für dieses Lob nannte sie 
nicht. Schade eigentlich. Angesichts der 
öffentlich-rechtlichen Programmange¬ 
bote und angesichts dieses Kandidaten 
war damit eine Chance für Realsatire 
vertan. 

Tom Buhrow, 
lupenreine Kreatur des 
kapitalistischen Systems 


Was qualifiziert den „Mann mit dem 
Lächeln eines Liftboys“ (so der Bran¬ 
chendienst Meedia) dafür, die größte 
deutsche Rundfunkanstalt mit ihren 
4000 Beschäftigten und 1,4 Milliarden 
Euro Jahresetat zu leiten? Buhrow ist 
blank an Management-Kenntnissen 
und bar aller Führungserfahrung. Wir 
erinnern uns aber an Schlagzeilen: 
„Buhrow wegen Nebenverdiensten 
unter Druck“ (NDR-Sendung „Zapp“), 
„Tom Buhrow und die Gier“ (Süddeut¬ 
schen Zeitung), und an Artikel, in de¬ 
nen er als „schillerndstes Beispiel einer 
Wachstumsbranche, in der es kaum um 
Unabhängigkeit geht“ (ebd.) bezeich¬ 
net wurde. 

Als WDR-Intendant muss Buhrow nun 
zwar auf läppische Werbeauftritte ge¬ 
gen Spitzenhonorar von Steinbrück- 
schem Format verzichten, bekommt 
jedoch das Doppelte seines bisherigen 
Moderatorengehalts: gut und gerne 
30 000 Euro monatlich, Spesenkonto, 
Dienstwagen, persönlichen Referenten, 
Sekretariat etc. pp. 

Darüber hinaus bietet der WDR- 
Posten eine ganz besondere Option. 
Wenn Buhrow sich wie seine Vorgän¬ 
gerin Monika Piel nach sechs Jahren 
für eine zweite Amtszeit wiederwäh¬ 
len lässt, hat er für den Rest seines Le¬ 


bens ausgesorgt. Er könnte sogar, wie 
Piel, vier Wochen nach der Wiederwahl 
„aus persönlichen Gründen“ zurücktre¬ 
ten und bekäme dennoch, nach gera¬ 
de mal sechs Jahren und vier Wochen 
Tätigkeit, die volle WDR-Chef-Rente. 
Deren Barwert liegt derzeit bei 2,5 Mil¬ 
lionen Euro. 

Was sprach für den Kandidaten Tom 
Buhrow? Journalistisch saubere, um 
Objektivität bemühte Arbeit? Da hat¬ 
ten seine Vor-Vorgänger Friedrich No¬ 
wottny und Fritz Pleitgen wahrlich 
mehr auf der Pfanne; Buhrow kann 
ihnen keinesfalls das Wasser reichen. 
Journalistische Qualität ist zudem kein 
Wert an sich. Hanns-Joachim Fried¬ 
richs’ häufig zitierte Definition: „Ei¬ 
nen guten Journalisten erkennt man 
daran, dass er sich nicht gemein macht 
mit einer Sache, auch nicht mit einer 
guten Sache; dass er überall dabei ist, 
aber nirgendwo dazugehört“ geht mir 
auf den Wecker. Sie huldigt formalis¬ 
tischer Neutralität und beweist ange¬ 
sichts der herrschenden Verhältnisse 
doch nur schieren Zynismus. 

Buhrow war als ARD-Tagesthemen- 
Moderator ein privilegierter, überbe¬ 
zahlter, nebenher für Reklamezwecke 
käuflicher Werbeonkel. Wie könnte so 
einer geistige Unabhängigkeit wah¬ 
ren? Geschweige denn als glaubwürdi¬ 
ger journalistischer Anwalt das Leitbild 
von einer gerechten Gesellschaft ver¬ 
mitteln? Einer Gesellschaft, in der Er¬ 
werbsarbeit angemessen bewertet wird, 
ohne die heute üblichen, irrsinnig kras¬ 
sen Unterschiede zwischen dem Salär 
der Medien-Schickeria und zum Bei¬ 
spiel dem Hungerlohn ihrer Friseuse? 
Wir spekulieren etwas weiter: Buhr- 
ows ZDF-Kollege Claus Kleber, auch 
der Nebenerwerbs-Absahner der Ex¬ 


traklasse, wird gleichfalls kaum bis zur 
Rente im heute-journal-Studio aus¬ 
harren. Einmal von der Glotze her be¬ 
kannte Leute wie Buhrow und er ma¬ 
chen in unserem System zwangsläufig 
Geld und Karriere. 

Dem geneigten TV-Publikum werden 
die personellen Veränderungen und 
Laufbahnen im Spitzenbereich der öf¬ 
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstal¬ 
ten allerdings kaum das Wasser in die 
Augen treiben. Aufrichtigen, um Wahr¬ 
haftigkeit bemühten, von fürstlicher 
Bezahlung ebenso unabhängigen wie 
entfernten Nachrichtenjournalismus ist 
es ja eh nicht (mehr) gewohnt. Weder 
von der ARD noch vom ZDF. 
(Textwiedergabe mit freundlicher Erlaubnis 
der Politikzeitschrift „Ossietzky“) 


Der rote Kanal 


Mephisto , Ung/BRD/A 

Istvan Szabos gelungene Verfilmung 
des Schlüsselromanes von Klaus 
Mann über seinen Ex-Schwager 
Gustaf Gründgens. 

AAo., 24.6., 22.50-1.15 Uhr, mdr 

Zugriff im Tunnel, D 2013 

Schaun wer mal, wie das Erste den 
Skandal von Bad Kleinen bewertet, 
bei dem am 27. 6.1993 der angebli¬ 
che RAF-Terrorist Wolf gang Grams 
von de GSG 9 hingerichtet wurde. 
Mo., 24.6., 23.30-0.15 Uhr, ard 

Die Legende von Paul 
und Paula, DDR 1973 

Wird oft wiederholt. Zu Recht. 

Mi., 26.6., 22.15-23.55 Uhr, rbb 












